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me _ Politische und wirischaftliche Ziele der Türkei 
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"Noch ‘vor sieben Jahren, als die griechischen Truppen er und Smyrnas 
interland besetzten und auf Konstantinopel marschierten, als Konstantinopel noch 
unter internationaler Verwaltung stand, war es nur den wenigsten möglich, die 
„wahre Kraft der Türkei zu erkennen. Der breiten Öffentlichkeit mußte die Auf- 
‚stellung unserer nationalen Forderungen im sogenannten Erzerum-Programm als 
‚Utopie, ja als Wahnsinn erscheinen. — Jetzt umfaßt der türkische Staat, dank dem 
militärischen und politischen Genie Mustafa Kemal Paschas, das ganze türkische 
Stammesgebiet und übt innerhalb seiner Grenzen volle Souveränität aus; die Utopie 
von damals ist endgültige Wirklichkeit geworden. 

Die Türkei ist sozusagen saturiert; sie hat ihre außenpolitischen Ziele erreicht 
und braucht nicht an weitere Eroberungen oder an Revanchekriege zu denken. 
e eich kann versichern, daß wir keinerlei Elineersödanen hegen, den Weltfrieden 
_ von uns aus jemals zu stören. 

| Wir stehen jetzt, nach Erfüllung unserer Forderungen, mit unseren Nachbar- 
staaten auf bestem Fuße. Griechenland, bis zum Vertrag von Lausanne unser 
 schärfster Feind, tauschte mit uns die Minoritäten-Bevölkerungen aus, sodaß gegen- 
 wärtig nur eine geringe Anzahl von Griechen in der Türkei und umgekehrt ver- 

- hältnismäßig wenig Türken in Griechenland ansässig sind. Dieser Minoritäten- 

austausch erforderte von beiden Völkern große Opfer, aber er beseitigte jedenfalls 

die Ursache unserer gegenseitigen Feindschaft. Meiner Meinung nach hat Griechen- 
land seine „grande idee‘ der Wiederherstellung des byzantinischen Kaiserreiches 

endgültig aufgegeben, eine Idee, die lange Zeit hindurch jede fruchtbare Tätigkeit 
- unseres Nachbarn lähmte. 

Mit unserer Balkangrenze können wir im allgemeinen zufrieden sein; ich glaube 
- auch nicht, daß irgend ein Balkanstaat Gelüste auf türkische Gebietsteile hat. Ob- 

‘gleich sich noch Hunderttausende von Türken in Jugoslawien befinden, die nicht 
- durchweg mit ihrer Lage zufrieden sind, und obgleich 800 000 unserer Landsleute 

in Bulgarien leben, stehen wir in durchaus freundschaftlichen Beziehungen zu 

“ diesen Ländern, ebenso wie zu Rumänien; die Rückkehr einiger tausend Türken, 
die sich in ihrer Heimat niederlassen möchten, ist die einzige wichtige noch un- 


_ gelöste Frage. 
Auch mit Rußland sind wir zu einer Wersändieüge gelangt, nachdem wir mit 
der Sowjetregierung vertraglich vereinbart haben, unsere beiderseitigen staatlichen 
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Einrichtungen zu achten. Wenn auch vielleicht in der Türkei wie überall die 
bolschewistische Propaganda nicht ganz ausgeschlossen werden kann, so vermögen 
wir hierin angesichts der Struktur unserer Bevölkerung noch keine Gefährdung 
des Staates zu erblicken; die kommunistischen Lehren finden bei unseren Bauern 
und Handwerkern keinen günstigen Boden. Die Beziehungen zu Deutschland finden 
ihre Entwicklung auf der Grundlage der einstigen Waffenbrüderschaft; mit Italien, 
dem früheren Gegner aus mehrfachen Kriegen, schlossen wir kürzlich einen Freund- 
schaftsvertrag. Frankreich gegenüber erheben wir heute noch den Anspruch auf 
das strittige Gebiet an der syrischen Grenze, es ist jedoch zu hoffen, daß auch 
hier unsere Rechte in nicht allzu ferner Zeit Anerkennung finden. Zwischen 
England und uns ist neben anderen Problemen auch die Frage der Mossul-Grenze 
bereinigt. 

Unsere Stellung im internationalen politischen Leben kann demnach als zu- 
friedenstellend bezeichnet werden — nicht aber unsere wirtschaftliche Lage. Das 
türkische Gebiet ist umfangreich genug, aber das Klima der Mittelanatolischen 
Hochebene (Kleinasien) ist sehr ungünstig, der Boden ist unfruchtbar und schwer 
zu bearbeiten. Wir hoffen durch künstliche Bewässerung und modernisierte Anbau- 
methoden eine Leistungssteigerung erzielen zu können, aber dafür braucht man 
einmal Zeit und zweitens Kapital. Natürlich könnten wir wie andere Länder An- 
leihen aufnehmen, aber wir sehen in der Aufnahme ausländischer Anleihen nicht 
das Allheilmittel für unsere Wirtschaft. Die jährlich an das Ausland zu zahlenden 
Zinsen und Amortisationsbeträge belasten ohnehin den Staat außerordentlich. Die 
Steigerung der Leistungsfähigkeit Anatoliens wird entsprechend mehr Zeit in An- 
spruch nehmen, aber unser Volk nimmt lieber etwas länger Entbehrungen auf sich, 
als daß es die Zukunft des Landes verpfändet. Unter dem alten Regime war die 
Gewährung einer Auslandsanleihe meist das Mittel, um die Türkei zur wirtschaft- 
lichen und deshalb auch politischen Unterwerfung unter einen anderen Staat zu 
zwingen. 

Es ist nach dem eben Gesagten verständlich, daß der Etatsausgleich uns große 
Schwierigkeiten bereitet, um so mehr als wir jährlich rund 40 Mill. Mark an Zinsen 
und zur Amortisation unserer Schulden ins Ausland abführen müssen; neben diesem 
Betrag, der 10°/, unserer Gesamtausgaben ausmacht, werden 37°/, der Ausgaben 
zur Unterhaltung unseres 150000 Mann starken Heeres aufgewendet. Wenn diese 
Truppenzahl auf den ersten Blick auch etwas hoch erscheinen mag, so brauchen 
wir doch ein Heer von ähnlicher Stärke, um die innere Ordnung in unserem weit- 
gestreckten Lande aufrechtzuerhalten und unsere Grenzen zu bewachen; wir dürfen 
uns nicht selbst jeden Schutzes berauben. Überdies kommt ja ein großer Teil der 
Heeresausgaben wieder der Zivilbevölkerung zugute und stützt so die Industrie. 

Die Bevölkerung — gegenwärtig meist aus Bauern zusammengesetzt — wird in 
Zukunft bis zu einem gewissen Grade industrialisiert werden. Die Hebung der 
Landwirtschaft und die Schaffung industrieller Anlagen werden auch günstige 
Rückwirkungen auf unsere Außenhandelsbilanz haben. Ganz allmählich dürfte es 
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der Türkei auf diese Weise gelingen, die wirtschaftliche Unabhängigkeit zu er- 
‚ringen. Präsident Mustafa Kemal hofft, daß sich unser Land in einer Generation 
' zu einem blühenden Staat mit etwa 25 Mill. Einwohnern entwickelt haben wird 
“und daß alle Bewohner nach Durchführung der vorgesehenen Produktionssteigerung 
ihren Lebensbedarf mit heimischen Erzeugnissen decken können. Im ganzen hebt 
"sich der Lebensstandard unseres Volkes beständig; es gibt bei uns, für westeuropäische 
Begriffe etwas Außerordentliches, praktisch keine Arbeitslosigkeit. Natürlich emp- 
fangen wir die zu uns kommenden Fremden freundschaftlich, aber ebenso selbst- 
verständlich erwarten wir auch ein entsprechendes Verhalten der Ausländer. Trotz 
aller bisherigen Fortschritte steht uns noch viel Arbeit auf wirtschaftlichem Gebiet 
bevor, und gerade deshalb sind wir auf die Mitarbeit anderer Staaten angewiesen. 
Voraussetzung für die Annahme dieser Hilfe ist jedoch, daß wir unseren National- 
charakter und die mühsam errungene vollständige politische und wirtschaftliche 
Selbstbestimmung nicht aufzugeben brauchen. 


PHILıp SNOWDEN: 
Beschäftigungslosigkeit als Weltbroblem 


Gefahren der Erwerbslosenunterstützung 


7 


‚, Das internationale Arbeitsamt in Genf hat kürzlich einen ausführlichen Bericht 
über die Lage auf dem internationalen Arbeitsmarkt herausgegeben. In diesem 
Bericht wird die Zahl der Arbeitslosen in der ganzen Welt mit mindestens ıo Mill. 
veranschlagt. 

Ein Blick auf die Statistik der internationalen Beschäftigungslosigkeit zeigt, daß 
alle Länder von dieser Weltkatastrophe betroffen werden. Wir finden Erwerbslosig- 
keit in Ländern, die hauptsächlich Landwirtschaft betreiben, wie in solchen, die 
vorwiegend auf Industrie eingestellt sind. Wir finden sie in Ländern mit stark 
schutzzöllnerischer Handelspolitik wie in Ländern, die in ihrer Handelspolitik mehr 
oder weniger freihändlerisch eingestellt sind. 

Die Beschäftigungslosigkeit ist eben ein Weltphänomen, das mit dem industriellen 
Fortschritt untrennbar verbunden ist. Eine der Hauptursachen der Beschäftigungs- 
losigkeit scheint mir der Mangel an industrieller Organisation zu sein, das Fehlen 
eines Systems, den rein maschinellen Leistungsgrad einer Industrie und die Anzahl 
der in ihr beschäftigten Arbeiter mit dem Weltbedarf in Einklang zu bringen. 
Daneben spielt das Fehlen einer Kontrolle des Kapitalzuflusses in die einzelnen 
Industriezweige eine wichtige Rolle. In dieser zweifachen Hinsicht sind die Ver- 
hältnisse in der gesamten Weltwirtschaft noch recht chaotischer Natur. 

Arbeiter drängen sich in die verschiedensten Industriezweige, ohne irgendwelche 
Sicherheit dafür zu besitzen, daß ihnen dieser Industriezweig dauernd Beschäftigung 
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bieten kann. Neue Industrieunternehmungen wachsen aus dem Boden; junge Firmen 
treten in alte, längst bestehende Fabrikationszweige ein, nicht etwa weil besonders 
günstige Aussichten gerade in diesen Branchen bestehen, sondern um einen ver- 
schärften Wettkampf um die Arbeit zu inszenieren, die von den bereits bestehen- 
den Firmen geleistet wird. Als Folge hiervon liegt selbst zu Zeiten einer normalen 
Konjunktur oft ein erheblicher Teil der maschinellen Ausrüstung einer Industrie 
still, und die Arbeiterschaft kann nicht voll beschäftigt werden. 

Es ist interessant hierbei, festzustellen, daß, obwohl die Rationalisierung die Anzahl 
der in einer Industrie beschäftigten Arbeiter in der Regel vermindert, die Gesamt- 
zahl der geleisteten Arbeitsstunden doch nicht geringer zu werden braucht, weil 
die übrigbleibende Arbeitnehmerschaft im rationalisierten Betriebe auch voll be- 
schäftigt werden kann. Die Rationalisierung ist also in der Lage, sowohl die Pro- 
duktion wie den Beschäftigungsstand zu regeln. 

Mit diesen Feststellungen treten jedoch sofort neue Gesichtspunkte auf. Denken 
wir z. B. an die Eisen- und Stahlindustrie. Die internationale Stahlproduktion ist 
heute bedeutend höher als vor dem Kriege; die Beschäftigungslosigkeit in dieser 
Industrie ist aber äußerst groß. Eine weitgehende Rationalisierung würde den Um- 
fang der Beschäftigungslosigkeit noch erhöhen, wenn es nicht gelänge, die gegen- 
wärtige Weltnachfrage nach Eisen und Stahl bedeutend zu heben. Ähnliche Er- 
wägungen treffen auf die Depression in der internationalen Textilindustrie zu. 

Zwei Maßnahmen sind vor allem erforderlich, um die Beschäftigungslosigkeit in 
den Stapelindustrien der Welt zu bekämpfen. Einmal muß versucht werden, eine 
Steigerung der internationalen Nachfrage nach den Erzeugnissen dieser in einem 
Depressionszustande befindlichen Industriezweige herbeizuführen, und zweitens muß 
man versuchen, neue Industriezweige zu entwickeln. Selbst wenn man jedoch durch 
irgendeinen Umstand die internationale Nachfrage nach Stahl, Eisen, Kohlen, Textilien 
oder ähnlichen Gütern vorübergehend steigern könnte, so würden wir dennoch 
bald in den gegenwärtigen kritischen Zustand zurückverfallen, wenn es uns nicht 
gelingt, eine ungesunde Verschärfung des Wettbewerbes zu verhindern, indem wir 
den Zufluß neuen Kapitals kontrollieren. 

Das alles zeigt die Notwendigkeit einer internationalen Zusammenarbeit für die 
Regelung der Produktion. Die Kartellbildung ist sicherlich eines der Mittel, das 
zur Behebung dieser Schwierigkeiten angewendet werden kann. Die Kartelle suchen 
ihr Ziel durch die Einführung des Quotensystems zu erreichen und dadurch, daß 
bestimmte Handelsgebiete einzelnen Industriegruppen reserviert werden. 

Sofort erhebt sich aber eine neue Frage: Was geschieht mit der Arbeiterschaft, 
die durch eine derartige Regelung überzählig wird? 

Eine Lösung des Problems ist nur möglich auf dem oben angedeuteten Wege, 
nämlich der Entwicklung neuer Industriezweige. Die augenblickliche Lage der 
englischen Industrie bietet eine gute Illustration für meine Ausführungen. Die 
Beschäftigungslosigkeit in England beschränkt sich in der Hauptsache auf vier 
große Industriezweige, nämlich auf den Bergbau, die Eisen- und Stahlindustrie, die 
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Textilindustrie und auf den Schiffsbau. Den jüngeren Industriezweigen, d. h. den- 
jenigen, die sich mit der Herstellung von Chemikalien, elektrischen Apparaten, 
'Grammophonen und Kunstseide beschäftigen, geht es durchaus gut. Hunderttau- 
sende von Arbeitern fanden Beschäftigung in diesen Industrien, die vor 25 Jahren 
noch sehr unbedeutend waren oder überhaupt noch nicht existierten. 

Es dauert jedoch geraume Zeit, eine neue Industrie aufzuziehen. In der Zwischen- 
zeit verlangt die erwerbslose Arbeiterschaft Beschäftigung. Das Schlimmste, was 
man, von jedem Standpunkte aus betrachtet, für die Erwerbslosen tun kann, ist, 
sie unbeschäftigt zu lassen. In Großbritannien wurden über 600 Mill. Pfund Sterling 
für die Erwerbslosenunterstützung aufgebracht. Dieser ungeheuren Summe steht 
keinerlei Gegenleistung gegenüber. Ein Vorschlag, daß man die Erwerbslosen da- 
mit beschäftigen sollte, Löcher in die Erde zu graben und sie wieder zuzuwerfen, 
würde sicherlich keinen Beifall in der Öffentlichkeit finden, trotzdem wäre es 
vielleicht doch besser für die moralische Verfassung der Leute und damit auch für 
das Land, wenn man sie mit einer solchen sinnlosen Arbeit beschäftigen würde. 

Hier bleibt es Aufgabe des Staates, eine wirklich aufbauende Sozialpolitik zu 

treiben. Regierung und Lokalbehörden benötigen neue Gebäude und Anlagen, der 
Staat braucht neue Chausseen und Brücken und vieles andere. Das Programm 
dieser öffentlichen Arbeiten kann elastisch gehalten und ganz dem jeweiligen Be- 
schäftigungsstande im Lande angepaßt werden. 

Ich schreibe hier natürlich mit einer besonderen Kenntnis der englischen Ver- 
*hältnisse, bin mir aber klar darüber, daß diese Dinge in den europäischen Industrie- 
‚ländern — vor allem in Deutschland — ähnlich liegen. Der Staat muß den Arbeits- 

markt regulieren. Er muß arbeitswilligen Männern, die Beschäftigung auf dem 
gewöhnlichen Wege nicht erhalten können, Arbeitsgelegenheit bieten. Er kann dies 
mit geringeren Kosten tun als unter Anwendung der augenblicklichen verschwende- 
rischen Methode, die darin besteht, daß man die Arbeitslosen, ohne ihnen Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten zu geben, aus öffentlichen Mitteln unterstützt. Notstands- 
arbeiten erhöhen zudem den Nationalreichtum, da ja die Ausgaben hierfür der 
Industrie und dem Handel wieder zugute kommen. 
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ERICH OBST: 
Berichterstattung aus Europa und Afrika 


Verhandlungen über die Tributfrage in Paris. — Wiedererrichtung des Kirchenstaates. — Polen: 
Minderheitenfragen. — Litwinow-Protokoll. — Rußland: Annäherungsversuche an England. — 


Innerpolitische Schwierigkeiten. — Spanien: Verschwörung. — Südslawien: Übergriffe 
gegen deutsche Minderheit. — Italien: Flottenaufrüstung. — Ein neuer Apenninentunnel. — 
England: Luftverteidigungsfragen. — Home rule in Schottland? — Fusionen in der Baum- 
wollindustrie. — Orient: Deutsch-persischer Freundschaftsvertrag. — Die Bahrein-Inseln. — 


Afghanistan. — Aufstände im Hedschas beendet. — Ausbau von Haifa. — Ostafrika: Der 
Hilton-Young-Bericht. 


Zwei Ereignisse nehmen die volle Aufmerksamkeit der abendländischen Mensch- 
heit in Anspruch: der Zusammentritt des internationalen Reparations- 
komitees in Paris und die Wiedererrichtung des Kirchenstaates durch 
den am ır. Februar zwischen Mussolini und Gasparri unterzeichneten Vertrag. 
Bei der großen Zurückhaltung, der sich alle Teilnehmer der Pariser Konferenz 
hinsichtlich von Verlautbarungen befleißigen, ist eine Darstellung der vor- 
gesehenen Lösung des Reparationsproblems einstweilen nicht zu bieten. Man ge- 
winnt aber schon jetzt den Eindruck, daß Deutschland weiterhin bis zum Äußer- 
sten zahlen soll, daß die Kriegsschuldlüge, der Raub der deutschen Kolonien usw. 
nicht in Betracht gezogen werden und lediglich finanztechnische Fragen zur Er- 
örterung gelangen. Auch diesen Problemen kommt gewiß große Bedeutung zu, 
aber der Kardinalpunkt des Tributkomplexes wird davon nicht berührt. Wir 
müssen uns darauf gefaßt machen, daß unsere gesamte Wirtschafts- und Verkehrs- 
entwicklung, Kultur- und Sozialpolitik auch weiterhin in unerträglichem Maße 
durch die Tributzahlungen gehemmt und unserer Außenpolitik infolge der finan- 
ziellen Bindungen die Bewegungsfreiheit auch in den nächsten Jahrzehnten in 
erheblichem Umfange genommen wird. Das ist fürwahr eine recht düstere Zu- 
kunftsaussicht, und ihre Bitternis wird nicht gemildert durch die Tatsache, daß 
die übrigen großen Staaten des Abendlandes gegenüber der nordamerikanischen 
Union gleichfalls alles andere denn frei sind. Wir Deutsche tragen aber nicht 
nur diese Fessel als Glied des stark an die Vereinigten Staaten verschuldeten 
Abendlandes, sondern sind und bleiben durch die Tributverpflichtung gelähmt 
auch im Kreise der europäischen Staatenfamilie. Partikularistischer National- 
egoismus triumphiert auch jetzt in Paris wieder über europäisches Gemeinschafts- 
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 bewußtsein; die Amerikaner, denen man unterwürfig den Vorsitz der Konferenz 


_ andrängte, können sich fürwahr als die Herren des Erdballs fühlen: bei ihrer 


weltpolitischen Planung brauchen sie auch fürderhin nicht ein einiges Europa 
als Faktor in die Rechnung einzustellen. 


Der Lateranvertrag vom ıı. Februar ist selbstverständlich nicht deswegen 


"von Wichtigkeit, weil mit der „Citta del Vaticano“ die Zahl der europäischen 


Staaten um eins vermehrt worden ist. Da der Gegensatz zwischen der auf Groß- 
raumeinheiten bedachten überseeischen Welt und dem fast spielerisch in Klein- 
staaterei schwelgenden Europa nun einmal besteht, kommt es auf eine weitere 
Zersplitterung wirklich nicht mehr an. Für das Italien Mussolinis bedeutet die 
nun glücklich erzielte Verständigung mit dem Papst natürlich nur Mittel zum 
Zweck, das Ansehen des faschistischen Königreiches zu steigern. Und wir zweifeln 
nicht daran, daß dieser Zweck durchaus erreicht wird. Die Katholiken der ganzen 
Welt werden den Duce preisen als den Helden, der den Heiligen Vater aus seiner 
„Gefangenschaft“ befreite (vgl. unsere Bemerkung in der Zeitschr. für Geopol. 1927, 
S. 927). Dem Papst kommt es bei der Anerkennung als souveräner weltlicher 
Herrscher offenbar in erster Linie auf die Wahrung der Grundsätze und Tradi- 
tionen des Vatikans an. Ob sich indessen die Verbindung von Kirche und Faschis- 
mus auf die Dauer wirklich als ein Segen für den Katholizismus erweisen wird, 
vermag nur die Zukunft zu lehren. Gewiß, die vatikanischen Staatsmänner haben 
stets eine bewundernswerte Geschmeidigkeit bewiesen und allezeit erkennen lassen, 
daß sie wie wenige in Generationen zu denken vermögen. Jetzt aber besteht eine 
besondere Gefahr, seitens der Kirche italienischen Sonderinteressen zu dienen, 
denn nun ist der Papst infolge der Geldzahlungen des italienischen Staates an den 
Vatikan (750 Mill. Lire in bar und eine Milliarde Lire in Staatsrenten!) vom 
weltlichen Herrscher in Rom durchaus nicht mehr unabhängig, und die sonstigen 
Bestimmungen des Konkordats bezeugen ein erstaunliches Entgegenkom- 
men der Kirche gegenüber dem Faschismus: die Bistumsgrenzen sollen 
den Landes- und Provinzialgrenzen angepaßt, die Diözesen in den Grenzprovinzen 
so zugeschnitten werden, daß jeder ausländische Einfluß oder eine Unterstützung 
fremdsprachiger Minderheiten durch die Geistlichkeit ausgeschlossen sind; der 
Staat bekommt gesetzliche Bürgschaften für ein loyal patriotisches Verhalten 
der gesamten Geistlichkeit usw. Feierlich verzichtet der Papst auf sein Recht als 
Souverän, an weltpolitischen internationalen Kongressen aller Art (Völkerbund?) 
teilzunehmen; nur wenn ausländische Staaten ihn anrufen, darf er sich beteiligen, 
aber selbst dann nur unter Beschränkung auf seine „moralische und geistige 
Gewalt“. Wir sind ehrlich bemüht, dem Vatikan gegenüber strengste Objektivität 
walten zu lassen, vermögen aber leider das Empfinden nicht zu unterdrücken, als 
ob die Erlangung der Souveränität für die Citta del Vaticano mit der 
Preisgabe des Deutschtums in Südtirol verbunden wäre. In dieser Sorge 
bestärkt uns die merkwürdige Tatsache, daß die vom Papst so lange und nach- 
drücklich angekündigte Enzyklika gegen die Auswüchse des Nationalismus von 
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dem Augenblick an in Vergessenheit geraten zu sein scheint, wo die Verhand- 
lungen zwischen Quirinal und Vatikan begannen. 


i 


Wir Deutsche sind aus naheliegenden Gründen für derartige Dinge besonders 


empfindlich, denn mehr als bei jedem anderen Volke ist es bei uns notwendig, 
sich um den außerhalb des Reiches liegenden Volksboden zu kümmern. Es ist 
gewiß kein Zufall, daß gerade der deutsche Außenminister den General- 
sekretär des Völkerbundes gebeten hat, die Minderheitenfrage auf 
die Tagesordnung der nächsten Ratssitzung zu setzen (2. Februar). Wie 
dringend notwendig eine ausführliche Behandlung dieses Gegenstandes in der Tat 
ist, erhellt nicht nur aus den zielbewußten Entdeutschungsmaßnahmen der italie- 
nischen Regierung in Südtirol, sondern auch aus den skandalösen Vorgängen in 
Ostoberschlesien: Auflösung des schlesischen Sejm (13. Februar), Verhaf- 
tung des nun seiner Immunität beraubten deutschen Abgeordneten 
Ulitz, Direktors des deutschen Volksbundes in Kattowitz (14. Februar), u. a. m. 
Es ist doch wirklich ein tolles Stück, daß man den Führer des oberschlesischen 
Deutschtums ins Untersuchungsgefängnis wirft unter dem lächerlichen Vorwand, 
Ulitz habe Dokumente gefälscht, um Militärpflichtigen die Flucht nach dem Aus- 
lande zu erleichtern. Und ausgerechnet dem polnischen „Nachrichtendienst“ ist 
es gelungen, belastende Dokumente dieser Art zu erlangen, lies zu fabrizieren! 
Die deutsch-polnischen Beziehungen sollen offenbar nach dem Willen von Warschau 
keine Besserung erfahren. 

Wieweit bei dieser Haltung Polens die Unterzeichnung des Litwinow- 
Protokolls (g. Februar) mitwirkt, entzieht sich unserer Kenntnis, doch liegt es 
nur allzu nahe, ursächliche Beziehungen anzunehmen. Polen hat sich dadurch 
den Rücken nach Osten gedeckt und fühlt sich als führende Großmacht Zwischen- 
europas, nachdem Estland, Lettland und Rumänien mitunterzeichnet haben. Man 
wird nicht müde, es in die Welt hinauszuposaunen, daß dank der Vermittlung 
Polens die bessarabische Frage endgültig aus der Welt geschafft sei. 
Wieweit das zutrifft, muß die Zukunft lehren, denn die amtliche russische Presse 
betont, daß die Ansprüche der Sowjetunion auf Bessarabien unverändert fort- 
bestünden und man lediglich auf den Krieg als Mittel zu ihrer Durchsetzung 
verzichtet habe. 

Daß Sowjet-Rußland immerhin einer wenn auch verklausulierten Preisgabe 
von Bessarabien zustimmt, spricht entschieden dafür, daß sich die bolschewikischen 
Machthaber nach der Niederlage im Fernen Osten allenthalben in die Defensive 
gedrängt fühlen und jetzt vor allem darnach trachten, Ruhe und damit Zeit zu 
gewinnen. Das gilt für die Außen- wie für die Innenpolitik. Offenbar zwingt 
auch die wirtschaftliche Lage dazu, den Bogen jetzt weniger denn je zu über- 
spannen. Auf der am 5. Februar abgehaltenen Versammlung englischer In- 
dustrieller wurde offen zugegeben, daß die Anregung zu der beschlossenen 
Studienreise nach Rußland von Sowjetkreisen ausgegangen ist. Gewiß liegt es 
auch im englischen Interesse, sich den russischen Markt nicht ganz entgehen zu 
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en; die treibende Kraft aber ist doch wohl die Sowjetunion, die die Neugestaltung 
der offiziellen Beziehungen zwischen Rußland und England aus Prestigegründen 
erstrebt und damit zugleich hofft, nun endlich Zutritt zum Londoner Geldmarkt 
‘zu erlangen. — Hand in Hand mit den Bemühungen, die sowjetrussische Fabrik- 
wirtschaft von außen her anzukurbeln, gehen die Bestrebungen, die Bauern zu regerer 
Produktion anzuspornen. Rykow selbst hat ein neues Steuergesetz angekündigt, 
das die steuerliche Belastung der Bauern wesentlich ermäßigen soll; für alle neuen 
Anbauflächen wird Steuerfreiheit auf zwei Jahre zugesagt. Da die dörflichen Prole- 
tarier ohnedies schon von der landwirtschaftlichen Steuer befreit sind, können 
die neuen Steuerermäßigungen nur der „mittleren Bauernschicht*“ zugute kommen. 
Annäherung an die außerrussische Welt des Kapitalismus und Ent- 
gegenkommen zugleich gegenüber den Mittelbauern, das scheint der 
wesentlichste Inhalt der Politik zu sein, die Stalin für den Augenblick zu befolgen 
für richtig findet. Der kommunistischen Orthodoxie geht alles dies natürlich 
durchaus gegen den Strich, aber sie darf sich jetzt weniger denn je mit aktiver 
Opposition hervorwagen: Trotzki nach der Türkei abgeschoben — er sucht 
nun um das Asylrecht in Deutschland nach —, ein angeblicher Geheimbund 
von ı50 Trotzkiisten in Moskau verhaftet und wegen Hochverrats unter 
Anklage gestellt usw. usw. Du sollst keine anderen Götter haben neben mir! 
Merkwürdig fürwahr, mit welcher Kraft in Rußland politische Maxime lebendig 
bleiben trotz Revolution und völliger sozialer Umschichtung. Sollte man aber 
“nicht gerade aus der zaristischen Geschichte lernen, daß sich selbst in dem stark 
‚asiatisch orientierten Rußland die schlechtsinnige Unterdrückung jeglicher per- 
sönlicher Freiheit am Ende bitter rächen muß? 

In Mittel- und Westeuropa wäre ein solches Regierungssystem ohne Zweifel 
längst zusammengebrochen. Selbst da, wo die Diktatur verhältnismäßig milde 
durchgeführt wird, rütteln die Völker immer wieder an diesem schier unerträg- 
lichen Joch. Den neuesten Beweis hierfür liefert die Verschwörung in Spanien. 
Wäre die Revolte nicht zu früh in Ciudad Real ausgebrochen, so würde es Primo 
de Rivera voraussichtlich nicht so leicht geworden sein, des allenthalben geschürten 
Aufstandes Herr zu werden. Noch einmal war das Glück auf seiner Seite, aber die 
von ihm angewandten Gewaltmaßnahmen (zahlreiche Verhaftungen, eine Reihe 
von Todesurteilen, abermalige Auflösung sämtlicher Artillerieregimenter usw.) 
stellen keine Endlösung dar, auch wenn der König — gewiß nicht leichten Her- 
zens — die entsprechenden Dekrete unterzeichnete. Wird nun in Spanien die 
Kette mißglückter Putsche abreißen oder wird nun erst recht die Flamme einer 
allgemeinen Revolution durchschlagen? Und was wird unter diesen Umständen 
aus den großen Ausstellungen in Barcelona und Sevilla werden, von denen man 
sich so großen wirtschaftlichen Nutzen für das Land versprach? 

Auf Sturm steht das Barometer dauernd auch in Südslawien, seitdem dort 
die Verfassung außer Kraft gesetzt wurde. Die Regierung hat den kroatischen 
Führern die Auslandspässe sperren lassen, was in Agram natürlich die Siedehitze 
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abermals gesteigert hat. Der deutschen Minderheit gegenüber schlägt die Diktatur 3 


einen Ton an, der nicht stark genug gegeißelt werden kann. Daß der F ührer 
des Deutschtums, Dr. C. Morocutti, seines Amtes als Kreisarzt ent- 
hoben wurde, war bereits ein unerhörter Fehlgriff, den auch die slowenische 
Ärzteschaft freimütig als solchen verurteilte. Jetzt hat man Dr. Morocutti auch 
noch die Ordinationsräume gekündigt, um ihm die Ausübung seines ärzt- 
lichen Berufs überhaupt unmöglich zu machen und ihn so für sein mannbhaftes 
Eintreten zugunsten der Minderheiten in Slowenien zu bestrafen. Die gegen- 
wärtigen Gewalthaber mögen sich nicht dem Wahn hingeben, daß sie mit solcher 
Politik das Land zu Ruhe und Fortschritt führen können, ganz abgesehen von 
den außenpolitischen Folgen ihres Systems, die sich automatisch namentlich in 
bezug auf Deutschland ergeben müssen. 

Wahrscheinlich schielt man von West und Ost nach der Mitte, wo der große 
Bruder Mussolini anscheinend mit dem gleichen Rezept große Erfolge erzielt. 
Man übersieht dabei nur, daß nicht jeder Diktator die staatsmännische Begabung 
eines Mussolini besitzt und daß das Schicksal Italiens nach dem Ableben Musso- 


linis alles andere denn gewiß ist. Im Augenblick allerdings bedeutet das Wirken 


Mussolinis und seiner Schwarzhemden zweifellos einen Aufstieg Italiens. Macht- 
politisch äußert sich dies jetzt in der geplanten Flottenaufrüstung. Unter Hinweis 
auf die Rüstungen der anderen Großmächte beschloß der Ministerrat, dem ersten 
Teil des neuen Flottenprogramms seine Zustimmung zu erteilen und demgemäß 
in Auftrag zu geben: zwei Kreuzer von je 10000 t, zwei Aufklärungsschifte, ein 
Torpedojäger und fünf Unterseeboote. Die Spitze gegen Frankreich ist unverkenn- 
bar. Man will sich gegen die Möglichkeit einer Blockade der italienischen Küsten 
sichern und darüber hinaus in der Lage sein, französische Truppentransporte aus 
Nordafrika zu verhindern. Und das alles im Zeitalter des „ewigen Friedens“! — 
Ob auch strategische Gründe für den Bau des neuen Apenninentunnels ent- 
scheidend waren, vermögen wir nicht zu beurteilen. Der jetzt im Rohbau nahezu 
vollendete Tunnel kommt mit einer Länge von 18510 m dem Rekord des Sim- 
plontunnels (19800 m) sehr nahe; die Fahrzeit zwischen Bologna und Florenz 
wird durch ihn von drei auf fünfviertel Stunden abgekürzt. 

England und Frankreich sind jetzt beide eifrigst damit beschäftigt, eine 
neue Organisation ihres Flugwesens zu schaffen. Frankreich enthüllt bei 
dieser Gelegenheit ziemlich offen, daß es ihm nicht bloß auf den Ausbau seines 
Verkehrs- und Handelsflugwesens ankommt, sondern die strategischen und takti- 
schen Ideen der französischen „Landesverteidigung“ hierbei eine große Rolle 
spielen. England versteht sich wesentlich besser auf die Verschleierung seiner 
wahren Absichten, aber die letzten Ziele sind auch hier deutlich zu erkennen. 
Auf Betreiben des ehemaligen Luftverkehrsministers Guest wird eine besondere 
Gesellschaft gegründet werden (National Services Ltd.), die ihre Tätigkeit mit 
einer Flotte von 100 Flugzeugen beginnen soll. Eine Staatssubvention nach Art 
der der Imperial Airways Ltd. gewährten Unterstützung (2,76 Mill. £ in ı ı Jahren) 
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ist auch in Bas Falle vorgesehen, jedoch an die Bedingung geknüpft, daß die 
im Mutterland wirkende Gesellschaft innerhalb von drei Jahren mindestens 20 
neue Flughäfen und 80 Landungsplätze errichtet und unterhält. 

Starkes Aufsehen erregt in England die plötzlich dort lebendig gewordene Debatte 
_ über home rule für Schottland. Es scheint, als ob die Liberalen unter dem Druck 
_ der schottischen Nationalisten und aus Gründen der Wahlstrategie gesonnen sind, 

ernstlich für eine schottische Selbstverwaltung einzutreten. Aber was soll dann 
aus Westminster werden? Sollen dort künftighin nur noch englische Fragen im 
engeren Sinne besprochen werden? Soll daneben ein großbritannisches Gesamt- 
parlament geschaffen werden? Muß man etwa auch noch Wales die Eigenverwal- 
tung zugestehen? Und wie würde sich dieser Umbau im Mutterlande auf die 
staatsrechtliche Problematik des Empire auswirken? Gewichtige Fragen für einen 
Staat, der für die Neugliederung des Deutschen Reiches bislang kaum irgend- 
welches Verständnis aufzubringen vermochte. Wir haben bereits vor Jahren auf 
‚dem Geographentag in Leipzig die Aufmerksamkeit auf das Studium der inneren 
Staatsgrenzen zu lenken versucht; die Entwicklung in Rußland, Deutschland, 
England usw. scheint unsere damalige Behauptung zu rechtfertigen, daß zukünftig 
Außen- und Innengrenzen von fast gleicher Bedeutung für das Leben der poli- 
tischen Organismen werden können (Volkstumsgrenzen als Innengrenzen von 
Mittel- bzw. Pan-Europa!). 

Mit ungestümer Gewalt stürmt die neue Zeit, an allen Traditionen rüttelnd, 
über das alte Inselreich in der Nordsee dahin. Nirgends hielt man leidenschaft- 
‚ licher am Wirtschaftsindividualismus fest als in der englischen Baumwoll- 

industrie. Die furchtbare Not erst machte diesen Wirtschaftszweig für die Idee 

einer Großfusion reif. Jetzt ist sie zur Tatsache geworden: Die Lancashire 

Cotton Corp. Ltd. wird rund 7t/, Mill. Spindeln umfassen, das sind ungefähr 

zwei Drittel der Spindelzahl der gesamten deutschen Baumwollindustrie! Dürch 

Rationalisierung nach deutschem Vorbild und grundlegende finanzielle Reorgani- 

sation hofft man der schweren Krisis steuern zu können, die bislang wie ein Alp- 

druck auf Englands wichtigster Exportindustrie lastete. Unions- und Pan-Bewegung 
in der Politik, Großfusionen und Trustbildungen allenthalben in der Wirtschaft! 

Der Drang nach Großorganismen diktiert der Menschheit unserer Zeit das Gesetz 

des Handelns. 

Aus dem Orient sind dieses Mal Vorgänge von besonderer Wichtigkeit nicht 
zu melden. In Teheran wurde am 17. Februar der deutsch-persische Freund- 


£ 
F 


schaftsvertrag unterzeichnet; mit ihm ist ein Niederlassungs-, Handels-, Zoll- 
und Wirtschaftsabkommen verbunden. Es ist einer der ersten Verträge, den das 
neue Persien nach Aufkündigung aller auswärtigen Verträge und Aufhebung der 
Konsulargerichtsbarkeit (März 1927) abgeschlossen hat. — Wegen der Bahrein- 
Inseln am Eingang des persischen Meerbusens hat ein ernster Notenwechsel 
zwischen Persien und Großbritannien stattgefunden. Persien droht mit der 
Anrufung des Völkerbundsrates für den Fall, daß England nicht endgültig und 
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in aller Form das Eigentumsrecht Persiens auf die Bahrein-Inseln anerkennen sollte. 
— Der Bürgerkrieg in Afghanistan tobt noch immer, wenngleich die Schnee- 
decke die Operationen angenblicklich stark hemmt. In Kabul herrscht in- 
folge der Lahmlegung von Handel und Wandel schwere Hungersnot. — Ibn 
Saud ist es gelungen, die Aufstände im Hedschas zu meistern und die bis- 
lang am Pilgerverkehr gut verdienenden Stämme zu versöhnen, ohne die von den 
Pilgerkarawanen jetzt hauptsächlich benutzten Automobilzüge aufzuheben. Die 
Spannung mit England bzw. Transjordanien, Mesopotamien und Kuweit hält 
nach dem Abbruch der Verhandlungen mit Sir Gilbert Clayton unvermittelt an, 
doch hat der große Volksrat in Neschd beschlossen, kriegerische Konflikte einstweilen 
zu vermeiden. England gewinnt dadurch Zeit, sein Aufmarschgebiet zu entwickeln: 
mit dem Ausbau von Haifa zum größten Kriegshafen des Mittelmeers 
soll in diesem Frühjahr begonnen werden; der militärisch so wichtige Streifen 
Transjordaniens, der an der Südgrenze Syriens entlang führt und die unmittelbare 
Verbindung mit dem Irak herstellt, wird von der Autostraße und Eisenbahnlinie 
Haifa—Bagdad und der Pipe-Linie Mossul—Haifa durchzogen werden. Palästina 
gewinnt als „achtes britisches Dominium“ steigende Bedeutung für das British 
Empire. — Wie das Ringen zwischen England und dem nach Selbstbestimmung 
drängenden islamischen Staaten einmal auslaufen wird, vermag heute niemand 
zu sagen. Als Symptome zum mindesten erscheinen uns die im Orient mehr und 
mehr aufkommende „Vereine junger mohammedanischer Männer“ be- 
achtenswert. (Jahreskonferenz in Nablus; für Frühjahr ı929 geplant eine Kon- 
ferenz der mohammedanischen Jugendvereine von Ägypten, Palästina, Syrien und 
Mesopotamien in Jaffa.) Auch die neuerdings in Hadramaut einsetzende Be- 
wegung, die die Bildung einer Nationalversammlung zum Ziel hat, mag in diesem 
Zusammenhang wenigstens kurz erwähnt werden. 

Am ı7. Januar 1929 ist der englischen Öffentlichkeit ein Blaubuch übergeben 
worden, das den Hilton-Young-Bericht über Afrika enthält. Die darin 
vorgeschlagenen Reformen zielen vor allem auf eine Zusammenfassung der Ver- 
waltung von Kenya, Uganda und Tanganyika-Territorium (Deutsch-Ostafrika) ab 
(einheitliche Regelung von Eisenbahn- und Hafenverkehr, Landstraßenbau, Flug- 
verkehr, Post und Telegraphie, Eingeborenenpolitik usw.). Bedenklicher noch ist 
der Vorschlag einer gemeinsamen Zollverwaltung und einer einheitlichen Landes- 
verteidigung. Ob sich derartige Maßnahmen mit den Bestimmungen des Mandat- 
statuts in Einklang bringen lassen, kann billig bezweifelt werden. Voraussichtlich 
wird sich in Bälde die Mandatskommission des Völkerbundes mit diesem englischen 
Plan zu beschäftigen haben. Aber wir zweifeln leider sehr daran, daß uns dort 
Gerechtigkeit zuteil werden wird, denn selbst der „Manchester Guardian“ erklärt 
offen, daß Deutsch-Östafrika ein für allemal britisch geworden ist und an eine 
Rückgabe nicht zu denken ist. 

Da der Hilton-Young-Bericht es als wünschenswert bezeichnet, „den Eingeborenen 
einen angemessen Anteil an der Erledigung der Stammesverwaltung einzuräumen“, 


# 
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_ können sich leicht Rückwirkungen auch auf Südafrika ergeben. Dort tobt j ja 
Y _ gerade um die Gestaltung der Eingeborenenpolitik ein leidenschaftlicher Kampf 
; zwischen Hertzog und Smuts, und der gegenwärtige Erstminister geht so weit, dem 
Führer der Opposition vorzuwerfen, er trachte danach, Südafrika den Schwarzen 
_ auszuliefern. — Einen weiteren schweren Konfliktsstoff gibt der am ı. September 
1928 abgeschlossene Handels- und Schiffahrtsvertrag zwischen der Union und dem 
Deutschen Reiche ab. Die pro-englischen Kreise Südafrikas bekämpfen diesen Ver- 
trag mit allen Mitteln, weil er nach ihrem Dafürhalten ein Außer-der-Reihe 
_ Tanzen eines Dominions darstellt und gegen die Grundsätze einer geschlossenen 
panbritischen Wirtschaftsunion verstößt. 


K. HAUSHOFER: 
Bericht über den indopazifischen Raum 


Kontinentale Schwierigkeiten der Monsunländer im Gesamtbereich ihrer insularen und ozeani- 
schen Politik von den afghanischen Wirren bis zur mandschurischen Frage 'als letzte Gründe 
der Wiederannäherung‘ der Inselreiche in England und Japan. — Chinesische, russische und 
nordamerikanische Gegenzüge. — Einwirkung der indischen Dynamik und Länderfrage. — 
Hans Kohns „Englands Dienst und Faust im Nahen Osten“ auf Mittleren und Fernen Osten 
anwendbar — Imperialismus auch dort kein Ideenträger mehr! — Äußere Erfolge und innere 
Länderschwierigkeiten der Nanking-Regierung. — Chinesische Struktur der Rand- und Haupt- 
landschaften. — Zeitungs- und Zeitschriftenstellen von geopol. Bedeutung. 


Große geopolitische Gegensätze von säkularer Wucht — zuletzt zurückzuführen 
auf „den größten Gegensatz von kontinental zu litoral und insular, der innerhalb 
einer Völkergruppe vorkommen kann“ (Ratzel, Anthropogeographie, Il. $. 433) — 
treten in Afghanistan und in der chinesisch-japanischen Reibungsfläche 
im Nachwinter 1929 in helles Licht. 

Da beide Stoßstellen weite Rückwirkungen haben: auf das Verhältnis der Sowjet- 
bünde, Vorderasiens und des Britenreichs zueinander einerseits, auf die Zukunfts- 
haltung der älteren und der jüngeren angelsächsischen Weltmacht andrerseits, er- 
werben sie sich damit den ersten Rang der Betrachtung in unsrer Übersicht — 
zumal die indische Dynamik des gleichen Zeitraums in engerer Berührung mit 
beiden Vorgängen steht, als oberflächlich erkennbar ist. 

In beiden Fällen steht am meisten eine folgenschwere Zukunftswahl des briti- 
schen Reichsvereins zur Entscheidung. Wird er sich weiterhin — (im Gegensatz 
zur stärksten Quelle seines früheren Erfolgs: der Überlegenheit, die daraus ent- 
sprang, daß der britische Imperalismus im Gegensatz zum früheren russischen 
Zaren-Imperialismus Träger einer Idee war) — zum Gegner der von ihm ver- 
kündeten Losungen im Nahen, Mittleren und Fernen Osten entwickeln? Dann wird 
der Hauptvorkämpfer von Kolonialmacht alter Art in einen kaum mehr aus- 
gleichbaren Gegensatz zu Amerika, China, Indien, den Sowjets, der überwältigen- 
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den Mehrheit der indopazifischen Welt gedrängt werden, und nur allenfalls an 
einer falschen Wahl Japans einen Partner haben. In diese Richtung weisen viele 


Spuren britischen Greifens nach französischen und japanischen Bündnissen der 


Vergangenheit, (die wir am Schluß quellenmäßig aufzeigen), kennzeichnender- 
weise alle von typischen Vertretern vergangener Methoden in England und Japan 
getragen und verbreitet. „Englands Dienst und Faust im Nahen Osten“ über- 
schreibt Hans Kohn (Frankf. Ztg. v. 3. 2. 1929) eine höchst zutreffende Be- 
trachtung mit weitem Blickfeld — deren Gesichtspunkte, deren große Linie gerade 
so gut auf den Mittleren und F ernen Osten ausgedehnt werden könnten. 

Denn auch hier kommt es darauf an „wie sich die nun bevorstehende“ — ja 
schon in voller Entfaltung begriffene! — „Auseinandersetzung zwischen Ost und 
West entwickeln wird. Denn der jeder geistigen Mission bare Imperialismus“ — 
(fröhnen ihm nicht alle alten Kolonialmächte alten Stils: England, Frankreich, 
Belgien usw.?) — „und die von ihm geförderte Reaktion“ — (in Afghanistan, wie 
in der Mandschurei!) — „sind nicht stark genug, um der steigenden Welle neuen 
Lebens, das nach Gestaltung und Formung ringt, für längere Zeit einen Damm 
setzen zu können.“ Einverstanden! 

In China hat England etwas früher, jüngst eben auch Japan nachgeben 
müssen — aber es war eben nicht das lächelnde Gewährenlassen des weisen Er- 
ziehers vor den ersten Willensakten des verjüngten, wieder mündig gewordenen 
riesigen Volkskörpers, „matris non dominae ritu“ wie einst bessere Briten-Regie- 
rungskunst gemahnt hatte; kein Canning hatte den Wiederaufstieg der Menschen- 
milliarde Süd-Ostasiens mit dem Jubelruf begrüßt: „Novus nascitur, ordo“, sicher, 
daß der Vorwärtsführende darin den ersten Stand haben werde. Undurchsichtiges 
Ränkespiel half im Westen des Hebungsbereichs Aman Ullah stürzen, der bei 
allen seinen Fehlern doch ein Träger der Entwicklung ist, und warf im Osten 
den Jungchinesen alle aufzutreibenden Hemmungen zwischen die Beine! Alte 
Kolonial-Machtmethode geriet dort in Gegensatz zu der überlieferten Politik der 
Offenen Tür der Amerikaner, aus dem schnell andere Gegensätze zwischen der 
Idee des freien und des vergewaltigten, gebundenen Meeres überhaupt empor- 
tauchten; und dann blieb als ultima ratio, als letzte Nothilfe nur das Wieder- 
ergreifen eines Paktes — heute auf gegenseitigen Gewaltschutz eingestellt, der 
einst als gegenseitige Freiheitsgarantie gegen Zarendruck entstanden war: die 
Unterströmung zur Wiederbelebung des japanisch-britischen Bündnisses! 

Aber es „bleibt ein wichtiger Unterschied bestehen: der britische Imperialis- 


mus,“ — selbst wenn er Afghanistan aus langen Wirren wieder in Abhängigkeit 
von der indischen Außenpolitik zwingt, in Ostasien mit Japan zusammen alte 
Gewaltrechte wahrt, soweit sie noch nicht weggeströmt sind, — „ist nicht mehr 


Träger einer großen Humanitätsidee, er hat den orientalischen Völkern nicht mehr 
neue Losungen zu bringen, er hat sich zum Gegner dieser von ihm verkündeten 
Losungen im Oriente entwickelt.“ 


Wohl „hat Großbritannien heute wieder das große Mıddle East Empire von 
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Ägypten nach Indien zu beherrschen verstanden,“ — das zwischen 1922 und 1925 
nach dem ersten scheinbaren Nachkriegserfolg ins Bröckeln gekommen war. Aber 
€s hält seine Machtstellung etwa wie die Heilige Allianz. Recht wohl ist niemand 
mehr bei der Sache. 


Wir glauben, daß Hans Kohn auch für den Mittleren und Fernen Osten richtig 
sieht, was er für den Nahen ausspricht! 

In Afghanistan mischt sich das große Ringen um den vorwiegenden Einfluß 

in der Eurasien-Idee und der panasiatischen Bewegung mit durchkreuzenden 
geopolitischen Lokalmotiven. Gute Freunde haben schon bei seinem Aufenthalt 
in Europa Aman Ullah den Rat gegeben, mit seinen Neuerungen vorsichtig vor- 
zugehen, und vor allem, sich zuerst durch ein verlässiges Heer sichere verteilte 
Stützpunkte im Lande zu schaffen, nicht alle seine neue Macht und Pracht auf 
Kabul allein zu gründen, mit seiner immer gefährlichen Durchgangslage, seiner 
Nähe an Indien und den schwer zu bändigenden Bergstämmen mit ihrem Rassen- 
durcheinander in naher Nachbarschaft. Er tat es trotzdem und besah den Schaden! 
Kandahar und Ghazni auf ihren Hochflächen, selbst Herat haben sieh im Laufe 
der Geschichte als immer notwendige Nebenstützpunkte und als leichter zu be- 
haupten erwiesen. Selbst die gewaltigen Schöpfernaturen der ersten Großmogule 
haben ihre Erfahrungen mit der Unsicherheit Kabuls gemacht. Nicht zum ersten- 
mal ist Kabul von Kandahar aus wieder erobert, von Indien aus erschüttert 
worden! 
- Die Bedeutung geopolitischer Strukturfragen, ihrer richtigen Bewertung für den 
Erfolg oder Mißerfolg politischer Bildungen geht wie ein roter Faden gerade durch 
"unsere asiatischen Berichte durch, weil sie sich einfach immer wieder aufdrängen. 
So auch in einem der neuesten Vorschläge zur Neugliederung Indiens in 
kleinere Provinzen von G. T. Garratt: „An Indian Commentary.“ (London, 
Jonathan Cape, 1928), einem Werk voll nützlicher Wissenschaft über Indiens Auf- 
bau, das eben doch nach J. T. G. (Manch. Guardian, 29) daran leidet „daß sein 
indisches Strukturprojekt entlang der Linie der größten Widerstände läuft“ — 
„daß seine Länderverteilung gerade alle die am meisten festgegründeten Interessen 
vor den Kopf stoßen würde“ — eine Mahnung, die sich auch einige Neueinteiler 
von Mitteleuropa gesagt sein lassen könnten, wenn sie größere, durch Jahrtausende 
auf Haltbarkeit ausprobierte Länder in kleinere zerschlagen möchten. 

Rechtzeitig erscheint auch der III. Bd. der großen „Cambridge History ofIndia“, 
der mit den Einbrüchen der Turkvoiker und Afghanen nun däs Wurzelgeflecht 
des indischen Kultur-, Macht- und Wirtschaftskörpers bis dicht an die Schwelle 
der neuesten Zeit heran übersichtlich erschließt. Er reicht vom ır. bis zur Mitte 
des ı6. Jahrhunderts. 

Die bestinformierte indische Autorität über die Länderfrage dürfte Dewan 
Bahadur M. Ramachandra Rao sein, der Vertrauensmann der Bevölkerungen 
der Fürstenländer, die mit ihren Eingliederungswünschen in einen größeren Reichs- 
körper sehr weit von ihren fürstlichen Landesherren abweichen. Natürlich können 
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die indischen Fürstenstaaten — trotz allen Verträgen — bei einer Neugestaltung 


] 
nicht unberührt bleiben; aber der Grad der Veränderung müßte eben Gegenstand | 


eingehender, und wegen des grundverschiedenen Ursprungs der Fürstenherrschaften, 
notwendig auch im Ergebnis der Einfügung grundverschiedener geopolitischer 


Arbeit sein, wenn je eine Synthese aus geographischer Notwendigkeit und geschicht- 


| 


licher Entwicklung nötig war! Das geht auch aus dem abgekürzten Bericht im 


Manch. Guardian v. ı5. November 1928 hervor. Die fast unverdauliche Länge des 
ursprünglichen Berichtstoffes haben wir schon beklagt. Auch hier liegt eine emp- 


findliche Hemmung der Schutzmacht Indiens im Sinne eines rechtlich gebundenen 


Eintretens für zum Teil unhaltbare innenpolitische Zustände in den Fürsten- 
staaten vor. 

Einen energischen Vorstoß gegen eine weitere Hemmung, das „Purdah-System, “ 
die Rückständigkeit der indischen Frau, hat keine geringere, als die Repräsen- 
tantin eines uralten Matriarchats die Herrscherin von Travancore unternommen. 
Aber es ist bezeichnend, daß die Führerinnen der indischen Frauenwelt bis auf 
die vedische Periode zurückgehen mußten, um aus nationalem Boden heraus das 
höchst zeitgemäße Recht der freien Persönlichkeit, z. B. in Wahlfragen, zu be- 
gründen. Näheres über die“sehr interessante Aussprache, vgl. „Times of India, * 
29. Dezember 1928. 

‚Alle diese Schwierigkeiten lassen es begreiflich erscheinen, daß viele Träger der 
heutigen Entwicklung der britischen Reichsvereins-Politik sich bedauernd jener 
müheloseren Zeit erinnern, in denen das von Mackinder u. a. geopolitisch so 
geschickt vorbereitete Bündnis der beiden Inselreiche der Alten Welt viele Wider- 
“stände durch sein bloßes Dasein überwunden hatte. Der Gedanke lag nahe, — 
wenigstens „eine Unterströmung zur Wiedervorbereitung einer Zusammenarbeit 
der Inselreiche“ zu schaffen, als sich der Gegensatz aufdrängte zwischen der u. s. 
amerikanischen Politik und der britischen beim Scheitern der Seerüstungskonfe- 
renz, bei den amerikanischen Flottenvorlagen und dem hemmungslosen Kampf 
vieler Senatoren (Borah, Hale, Reed) um die Freiheit der Meere oder ein un- 
begrenztes Flottenrüstungsrecht (der Macht des Kelloggpaktes)! 

Es war auch nicht schwer, aus den Reihen der älteren, mehr gewaltgeneigten 
japanischen Richtung um Ministerpräsident Tanaka, Fürst Tokugawa, Graf 
Uchida, der China mehr abgeneigten Wirtschaftsführer, Stimmen genug zu 
finden, die England um seiner amerikanischen Rücksichten willen die Last der 
Wiederanknüpfung abnahmen. Wir weisen einige der Äußerungen am Schlusse 
nach. 

Für freundliches Echo mußte natürlich gesorgt sein; das übernahm 'Grar 
Uchida; und Ördensverleihungen, Thronredewendungen, zuletzt eine sehr feier- 
liche Erklärung Ghamberlains im Unterhaus blieben nicht aus. Die Klemmen 
der Japanischen Chinapolitik, namentlich die lange Verschleppung der Prestige- 
Frage von Tsinanfu, aber auch der Wiederangleich der Mandschurei an Jung- 
china und die erwähnten Hemmungen Englands in Asien trieben beiderseits den 
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Keil. — Aber nun folgten amerikanische und chinesische Gegenzüge, denen man 
von Moskau aus in der „Jswestija“ freundlich Schritt machte. ? 
' Moskau, Nanking und Washington stehen — trotz gelegentlichem Fatichen — 
aus geopolitischer Zwangsläufigkeit freundlicher zueinander, als sie tun. 

Für die Schwächen ihrer inneren Lage sind die äußeren Erfolge der chine- 
sischen Nanking-Regierung, auch Japan gegenüber, glänzend genug; und 
nachdem die de facto Anerkennung Japans nun tatsächlich mit einem, doch wohl 
durch den Druck des Boykotts zustande gekommenen Abkommen und seiner Rati- 
fizierung in Tokio vorliegt, kann sich, wer nun nicht schon seinen Frieden mit 
Nanking gemacht hat, als zu spät gekommener Außenseiter betrachten. Mit Recht 
heben aber alle unsere Nachrichten hervor, daß jeder außenpolitische Erfolg nun 
selbsttätig zur Festigung der jungchinesischen Staatsbauform beiträgt, auch — was 
die andern Landesbefehlshaber schmerzlicher berührt —, zur Stärkung des Staats- 
hauptes Chiang-Kai-Shek. 

Das geistige Ringen zwischen Sir Frederik Whyte und Dr. David Yui während 
der pazifischen Konferenz vom ı5. Juli bis 29. Juli 1928 war in dieser Richtung 
ein bedeutungsvolles Vorspiel. Zahlreiche britische und japanische Schanzen, deren 
Festigkeit jeweils ein Chorus kolonialer Presse pries, sind seitdem zusammen- 
gesunken oder gebrochen. Der kluge japanische Beobachter Tokonami, der 
Führer des Züngleins an der Wage im japanischen Reichstag, der Shinto-Gruppe, 
ursprünglich nach China ausgezogen, um zu prüfen, ob sich nicht vielleicht mit 
der starken Hand Tanakas durchstoßen ließe, kam mit einem ganz gemäßigten 
Programm zurück; und jetzt hat sich offenbar der Premierminister der starken 
Hand mit einer der in Ostasien so häufigen Kompromißwendungen auch einer 
ähnlichen Erkenntnis gefügt. 

Mit den beiden Persönlichkeiten Chang-Tso-Lins und des von Changs Sohn 
doch wohl ermordeten Yang-Yu-Ting brachen zwei der besten Figuren aus dem 
mandschurischen Schachbrett Japans. Die letztere bedeutete die Vorhand in 
fast ı Mill. qkm, mit ca. 35 Mill. Einwohnern, deren Herren mit Vorhuten von 
30000 Mann am Luan Ho und in Jehol fest standen, und etwa 180 000 Mann in 
Fengtien (Mukden), 130 000 in Kirin und 120.000 in Heilungkiang stehen hatten, 
von denen allerdings nur etwa 200 000 frei verfügbar, die übrigen raumgebunden 
waren. Ein solcher Verlust ist folgenschwer! — 

Eine nicht zu unterschätzende Entlastung liegt auch in der nun gegebenen 
Möglichkeit des Eisenbahnausgleichs in der nordchinesischen Landschaft, die 
geopolitisch noch ganz anders als der Süden, von den Bahnen abhängig ist. Die 
Aoo von Mukden abgeschleppten Lokomotiven und 5000 Wagen wurden wieder 
verfügbar, das nordchinesische Kohlenabkommen ab Chinwangtao aus den 
Kailan-Minen trat wieder in Tätigkeit, — so daß die ı60 Mill. RM, die zur 
Wiederherstellung der nordchinesischen Bahnen nötig sein sollen, zwar als Schatten 
über dem Glück liegen, aber noch nicht vordringlich sind. 

Um so schmerzlicher enttäuscht war die chinesische Geschäftswelt der vier 
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Länder, auf denen die Hauptlast des Steuerzahlens liegt, und namentlich Shanghais, 
daß die dort geforderten Zahlen der Heeresverkleinerung auf 300000, dann 
500000 Mann sich nicht verwirklichen ließen. Zu den in 65 Divisionen geglie- 
derten sechs Wehrkreisen, vorwiegend des Nordens, (750 000 Mann, vgl. Schluß- 
nachweise d. Zeitschr.-Lit.) kommen noch rund 50 000 für 8 Kavallerie-Brigaden 
und ı6 Artillerie-Bataillone, die der vielgeplagte Finansminister T. V. Sung mit 


rund 192 Mill. $ (grob: 770 Mill. RM) erhalten zu können hoffte. Freilich fehlten 
dabei noch Flugwesen, Wehrbauten und Heereswerkstätten! Und am meisten fehlt 
die Sicherheit über das rechtzeitige‘Beibringen des baren Geldes und auch nur 


einige Gewißheit darüber, wie sich zu allen diesen Beschlüssen eines recht kleinen 


Teilgebiets die fast ganz zügellos gewordenen Räume im Südwesten, in Kansu 


und in Chinesisch-Turkestan verhalten werden. Wenn Dr. Han-Min-Hu in 
sehr stolzem und erfolgsicherem Ton an europäische Zeitungen zur Jahreswende 
schrieb (u. a. Neue Freie Presse, 30. Dezember ı928: „China und die Mächte“) 
. so konnte er füglich in dem Verhältnis zu den fremden Mächten einen besseren 
Aktivposten sehen, als in dem zum eigenen Lebensraum und einigen seiner wich- 
tigsten Träger! „Wealth without Credit!“ (Reichtum ohne Vertrauen darein) — so 
konnte die „Times“ vom 5..Januar 1929 mit einem in Vielem zutreffenden Be- 
richt die wirtschaftliche Lage kennzeichnen! „Als rettend wird die unzerstörbar 
feste Agrarstruktur angesehen.“ 

„Ein hochorganisiertes Industrieland, durch gleiche Erlebnisse hindurchgegangen, 
würde Jahrzehnte zur Erholung brauchen. China hat relativ wenig verloren, weil 
seine ganze Struktur unverwüstlich primitiv war.“ So die Times. „Der Reichtum 
liegt im Boden, und der bleibt.“ „Die wimmelnden Millionen bleiben, und mit 
ihnen der Wunsch zu leben, und eine Arbeitsbereitschaft, ein Arbeitswille, die 
nicht leicht irgendwo übertroffen werden können.“ „Beim geringsten Schutz gegen 
Soldaten und Räuber würde China bald wieder im Gang sein.“ — 

Ein ähnliches Bild der Zukunftsmöglichkeit hat wohl auch die 42 Mitglieder 
der amerikanischen Finanzmission bewogen, ihre Kraft an die Erneuerung des 
Riesenlandes zu wagen. Nur treffen viele dieser Bedingungen aus den alten Kultur- 
landschaften für den „wilden Westen“ nicht zu, über dessen zerfahrende Zustände 
Andre Dubosq im „Temps“ vom 6. und 20. Januar 1929 schreibt: „Au Tur- 
kestan Chinois“ und „Les Musulmans de Chine.“ 

Aber gerade Befriedungs-Feldzüge in weiten Halb-Koloniallandschaften, wie 
Kansu, (in dem der eine Dunganen-Aufstand die Volksdichte von 62 auf 30 Men- 
schen auf den rund 325 000 qkm herabgedrückt hatte) oder, wie sie die ı 426000 qkm 
von Sinkiang nötig machen würden, kann sich ein so empfindliches Gefüge, wie 
das neuerstehende China am wenigsten leisten; namentlich deshalb, weil seine 
ganze, durch schwere Erschütterungen gegangene Sozialstruktur auch mit dem 
neuen Arbeitsgesetz auf eine sorgfältige Schonung der Mühseligen und Beladenen 
eingerichtet und durch viele Friedensversprechungen in dieser Richtung gebunden 
ist. Man wird also in Nanking sehr viel lieber fünf gerade sein lassen, wenn die 
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noch halbwegs mit der Reichszentrale verbundenen Außenländer einigermaßen 
gestatten, gute Miene zu ihrem bösen Spiel, namentlich des Nicht-Steuerzahlens, 
zu machen. 

' Solche Nachbarschaft bedingt natürlich auch vorsichtige vorbeugende Struktur- 
maßregeln in Französisch-Indochina, über die Andre Geraud im „Journal 
des Debats“ vom ı3. Januar 1929 berichtet, und in Niederländisch-Indien, 
wo die „Deutsche Wacht“ in Batavia fortlaufend Nachrichten darüber gibt. 

_ Nur Australien — dem unmittelbaren Kampffeld ferngelegen — kann sich 
der offiziellen Historie seiner Sonderflotte (Arthur B. Jose, Sidney 1929) und der 
Erinnerung an den Raubzug in den Pacific mit ihr, und Neuseeland dem Aus- 
bau seiner mächtigen 2,5 Mill. P. $S.-Wasserkräfte widmen — bis...! 

Einem von vielen Lesern geäußerten Wunsche folgend, weisen wir in ganz ge- 

drängter Form für geopolitisch besonders hervortretende Fragen Stellen in Zeit- 
schriften nach, an denen sie uns zutreffend behandelt scheinen: 
„Economist“ (29. Dezember 1928, S. 1204/05) bietet „The Ferment in 
Ghina“ eine überlegen geschriebene Zurückführung aus den Kopfzeilen der Sen- 
sation auf das Wesentliche in geopolitischer, ethnopolitischer und soziopolitischer 
Strukturveränderung, die mit Büchern abrechnet, die wir alle drei schon genannt 
haben. I. gl. Bl. (5. Januar 1929): S. ı5 kurze Skizzen der Wirtschaftsaus- 
sichten inIndien und Japan. Erstere weist daraufhin, daß der britische Handels- 
anteil in Indien von 63°/, vor dem Krieg auf 48°/, danach sank, der Vereinigten 
Staaten von 2,5 auf 8,2 stieg, weil „der amerikanische Erzeuger begriffen habe, 
daß er seiner Ware folgen müsse, bis sie in der letzten Verbraucherhand sei.“ 
„Die große Mehrzahl der britischen Erzeuger habe den Wechsel der Lage in Indien 
(wohl auch sonst in den Monsunländern?) noch nicht begriffen, der den Grundzug 
habe, die britische Stellung zu schwächen, dem zu begegnen, man nach gründ- 
licher Revision der Methoden rufen müsse . . .“ 

Für chinesische Teilfragen : 

„L’Universo“, Florenz, Jahrgang X, Heft 2 — Lazzaro Arditi: „In Manciuria“, 
$. ı5. Eine gut gesehene Reihe von Momentaufnahmen aus der letzten Herren- 
zeit Chang-Tsun-Changs und Chang-Tso-Lins, mit Streiflichtern auf unsre eigene 
Shantung-Periode — natürlich vom alliierten Standpunkt, dennoch lehrreich — 
mit handlichem Diagramm der mandschurischen Kraftlinien (wird fortgesetzt). 

Zur gleichen Frage: „North China Herald“ (22. Dezember 1928), S. 504: 
Rodney Gilbert: „Mukden:its modes and modernity“, den inneren Kontrast 
der zwiespältigen mandschurischen Kulturlandschaft und einige ihrer wehrgeo- 
graphischen Stärken herausarbeitend. 

Das heikelste Problem, die Frage der chinesischen Abrüstung aus einem 
höchst schwierigen Kräftegleichgewicht heraus, behandelt mit Zahlen: „China 
Express and Telegraph“ Band LXXI, Nr. 3412, London, ı0. oa 1929, 
$. ı9 unter „Chinas perplexing problems“. Es ist eben nicht einfach, von rund 
2000000 Mann auf die 715000 in 65 Divisionen zu je 11 000 Mann der Be- 
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schlüsse in Nanking vom ı7. Januar ı929 in sechs Wehrkreisen (Nanking; 


i 
| 


Loyang; Wuhan; Mukden; Peking-Pe-ping; Südwest-China) herabzukommen, | 
wenn man nicht auch gleichzeitig die ıg2 Mill. $ zu ihrer regelmäßigen Be- 
zahlung und die vielen Millionen Dollar zur Befriedung der anderen zu versorgen- 
den Krieger hat. Augenblicklich hat Chiang-Kai-Shek etwa 240000 Mann, 
Feng-Yu-Hsiang 200 000, Li-Chung-Jen in Hankau-Wuhan 230 000, Yen- 
Shi-Shan in Shansi, dann dem heutigen Ho-Pe, früher Chili, und um Peking 
200000, Chang-Hsue-Liang in der Mandschurei über 200 000; dazu kommen 
die unklaren Verhältnisse im Süden, um Kwangtung-Kanton, und in Szechuan, 
wo zwischen 200 000 und 300 000 Mann im vollen Bürgerkrieg zwischen Yang- 
Sen, Liuh-Siang und ein wenig Wu-Pei-Fu stehen. | 

Daher die obige Reihe und Gestaltung der Wehrkreise, die ein wunderliches 
Kompromiß aus in viertausend Jahren erprobten geopolitischen Erfahrungen und 
einem sehr labilen Augenblickszustand darstellen, gerade deshalb aber politisch- 
wissenschaftlich vielleicht augenblicklich das Interessanteste sind. 

Aus der „Ostasiatischen Rundschau“ sei hervorgehoben: 10. Jahrgang, 
Heft ı. F.W. Mohr: „Chinas Neue Verträge“, Dr. Paul Ostwald: „Zur Ent- 
stehungsgeschichte des englisch -japanischen Bündnisses“ (an dem jetzt heftige 
Wiederbelebungsversuche vorgenommen werden, aber so, daß die Vereinigten 
Staaten nichts davon merken sollten, was nicht gelingen konnte!); Leo Jordan: 
„Vom Verstehen der Östasiaten“. Heft 2: Gustav Amann: „Frau Sun Yat Sens 
Stellung im politischen Leben Chinas, Sun Yat Sens Ziele und die Schwierigkeiten 
zu ihrer Verwirklichung“ (die wir, im Zusammenhang mit dem oben Gezeigten, 
noch viel schwieriger sehen, als der idealistische Verfasser). Heft 3: Dr. Joseph 
Hunck: „Verkehrsmittel in China“, dann ein Auszug aus dem von uns schon 
sehr anerkennend besprochenen Buch von Georg Cleinow, „Das Neue Sibirien“. 
Professor D. Dr. Witte: „Neues zur religiösen Lage in Ostasien“, mit höchst 
wertvollen Übersichten der geistigen Bewegung, bei denen wir nur in der Wert- 
schätzung des in seinen Beziehungen zur alten japanischen Kultur völlig ent- 
wurzelten, vielschreibenden christlichsozialen Kagawa völlig auseinandergehen, 
in dem viele wertvolle Vertreter der japanischen Staatskultur ein zersetzendes Ele- 
ment erster Ordnung sehen. 

„The Far Eastern Review“ bringt u.a. George F. Sokolsky: „The Foreign 
policy of Nationalist China“, Geo. Bronson Rea: „British policy in China“ mit 
durchaus berechtigter Würdigung von Dr. Phillip Josephs neuem Werk: „Foreign 
Diplomacy in China, 1894— 1900“, den Ausgangspunkten der heutigen Lage, und 
den früheren von Professor Alfred L. P. Denniss: „Adventures in American 
Diplomacy 1896— 1906“ — vielleicht des einzigen, ganz ehrlichen amerikanischen 
Werks über diese Zeit. Es ist eine der schärfsten Beleuchtungen der wirklichen 
Hintergründe und dauernden Züge der britischen Chinapolitik, die wir seit 
langer Zeit vor Augen bekommen haben! Im gleichen Heft wird freilich das 
Leben der japanischen Textilarbeiterinnen in einem so berückenden bengalischen 
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Licht gezeigt, daß wir eigentlich Shaw oder F. J. Furtwängler bitten möchten, 
E- nach der Wirklichkeit und dem Rechten zu sehen, und erst dann-an 15 

extil- Paradies glauben wollen, wenn uns der Glückszustand auch von dieser 
Seite bestätigt worden ist. 
+ „Modernisierungsbestrebungen i in Asien“ bringt in neuer, geschickter und hand- 
licher Gruppierung und Aufmachung eine dadurch zweifellos interessante neue 
Unternehmung, die „Deutsche Kurz-Post“, deren gute Absicht, eine übersicht- 
liche Sammelzeitung herzustellen, beim Gelingen eine erlösende Tat für überlastete 
Zeitungsleser bedeuten würde. 

In der „Zeitschrift für Politik“ bringt Mossdorf eine gute Übersicht über 

„Japans Politik in der Mandschurei“ &VaD; in der Frankfurter Zeitung vom 
3. Februar 1929 Dr. Hans Kohn eine vortreffliche Darstellung: „Englands 
Dienst und Faust im Nahen Osten. Zehn Jahre britischer Orientpolitik“, die ich 
rückhaltlos unterschreiben möchte. Das ist es ja: die einst beflügelnde Idee und 
damit „der alte Respekt ist eben fort“! Vorzügliche Ideen über „Cultural Rela- 
tions“ entwickelt Dr. Taraknath Das im „Forward“, Calcutta, 30. Dezember 
1928, in dem schon am 28. Oktober 1928 Aranind Bose über die Notwendigkeit 
deutscher Sprachstudien in Indien gesprochen hatte. Dieser Weg geistiger Zu- 
sammenarbeit darf nicht mehr aus den Augen gelassen werden und auch nicht 
der dabei aufgetauchte Gedanke eines indo-germanischen Verbandes! 

Wir wünschten ähnliche Erscheinungen, wie sie der „Chinesisch-deutsche 
Almanach“, aber fast nur kunst- und kulturwissenschaftlich zwischen Mittel-Europa 
and Fernem Osten aufbaut, blutvoller, mit lebendigerem politischen und wirt- 
schaftlichen Einschlag, auch für Indien, am liebsten für die Gesamtheit der 
Monsunländer, wie sie transpazifisch bereits in den „Pacific Affairs“ be- 
stehen. 

Hier bleibt das schwer zu übertreffende Vorbild die Arbeit des „Institute of 
Pacific Relations“ in Honolulu, mit den von uns schon berührten „Problems 
of the Pacific: proceedings of the second conference... u. a.“ (J. B. Condliffe, 
Chicago, 1928.) 

Wer kann denn ohne zusammenfassende Helfer heute noch den Riesenstoff der 
indopazifischen Welt überschauend verfolgen? So ist neben die alte „China Weekly 
Review“, mit sehr guten Aufsätzen über Shanghai-Problem und Macao- Frage 
(Vol. XLVI, Nr. 13 von Tsen-Kwan-Shen) und die Chancen chinesisch-japa- 
nischer Verhandlungen vom chinesischen Standpunkt, dann die Neubelebung der 
anglo-japanischen Allianz-Gedanken (Band XLVII, Nr. ı) noch „The China 
Critic“, gleichfalls in Shanghai, getreten, in deren Band, Nr. 30 (20. Dezember ı 928) 
von Durham S. F. Chen: „Anglo-Japanese Alliance“, die Unterströmungen 
behandelt werden, die zweifellos ein kleines Feuer zu dem vielen Rauch über den 
immer vorhandenen Geist der angeblich 1922 verstorbenen und begrabenen 
Allianz vermuten lassen. Fürst Tokugawa, der selbst den Totenschein in Washington 
unterzeichnet hatte, Graf Yasuya Uchida, früherer Außenminister und Botschafter, 
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die japanischen Wirtschaftsführer, die bei Baron Tanaka mit dem Wunsch nach 
engerer Ausgestaltung der Beziehungen zu Großbritannien. vorsprachen, König 
Georgs Thronrede mit den „friendly references“, Austen Chamberlains offizielle 
Antwort im Unterhaus vom 28. November: diese und noch viele andere, beredte 
oder stumme Zeugen, die Durham $. F. Chen anführt, sind doch keine poli- | 
tisch-wissenschaftlichen Kinder, die hier und dort ein Blümlein pflücken und 
sich gegenseitig damit beschenken, sondern Leute, die wissen, was sie wollen, wenn 
sie in „constant communication and consultation“ (in dauernder Fühlung und 
Beratung) auf das Ziel „of a common course of action“ (eines gemeinsamen Vor- 
gehens) in der China-Frage zu manövrieren! Darüber macht sich eben der 
Ferne Osten und Südosten, aber auch Amerika und Moskau auch wieder Ge- 
danken und drückt sie, wenn schon nicht in der Weltpresse, mindestens in der 
örtlichen, wie wir gezeigt haben, aus! — am deutlichsten im amerikanischen 
Senat. 


Otto MAuLL: 
Berichterstattung aus der amerikanischen Welt 


Vereinigte Staaten (Teilnahme an der Reparationskonferenz. — Flottenrüstung. — Kelloggpakt. — 


Schiedsgerichts- und Versöhnungsverträge mit den amerikanischen Staaten. — Haager Welt- 
gerichtshof. — Deutsche Einwanderungsquote. — Senator Borah für sofortige Räumung des 
Rheinlands. — Kriegsschuldfrage). — Mexiko. — Venezuela. — Aufstand in Guatamala. — Grenz- 


konflikt zwischen Brasilien und Paraguay. 


Die Teilnahme der Vereinigten Staaten an der Reparationskonferenz 
basiert auf dem von Coolidge verfochtenen Grundsatz der Nichteinmischung. Die 
Vereinigten Staaten versuchen damit von vornherein jede Verantwortung für den 
Ausfall der Konferenz von sich abzuwälzen und möchten in den amerikanischen 
Sachverständigen darum lediglich Beobachter oder besser vielleicht noch Privat- 
personen sehen, die freilich als solche das vereinsstaatliche Interesse voll zu wahren 
wissen. Bis zu gewissem Grade zeigt sich damit auch eine gewisse Vogelstrauß- 
politik Amerikas, für die aber schon längst durch frühere Vorgänge die genauere 
Formel gefunden ist: sie heißt Rerserve gegenüber Europa in allen inneren Fragen 
des alten Kontinents, aber doch auch Überwachung der dortigen Vorgänge, um 
eventuell Nutzen daraus ziehen zu können. Bei solcher Einstellung wollte es eine 
Zeitlang recht fraglich erscheinen, ob die hohe Anerkennung, die man den Ameri- 
kanern durch das Anerbieten des Vorsitzes der Reparationskommission erwies, 
wirklich zur Übernahme der Leitung der Verhandlungen führte. Auch in dieser 
Frage des Vorsitzes hat die amerikanische Regierung höchste Neutralität gewahrt; 
weder Young noch Morgan seien in irgendeiner Weise instruiert oder beraten 
worden. Eine Übernahme oder nicht Übernahme des Vorsitzes erfolge aus ihrer 
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eigenen freien Entschließung. Damit ist der Charakter der inoffiziellen Beteiligung 
der Vereinigten Staaten in der Konferenz gewahrt. Aber die faktischen Kraftver- 
 hältnisse werden davon nicht berührt. Das zeigt die Tatsache, daß trotz allem 
"Für und Wider die Amerikaner in Anerkennung der amerikanischen Gläubiger- 
macht um die Übernahme des Vorsitzes gebeten wurden und daß tatsäcnlich 
Owen D. Young auch den Vorsitz übenommen hat, zumal auch verlautet daß die 
amerikanische Regierung keinerlei Bedenken gegen eine solche Übernahme mehr 
hege. 
Die Vermutung wäre aber auch ganz falsch, daß sich der Einfluß der Union 
lediglich in der repräsentativen Leitung der Konferenz erschöpfen wollte. Schon 
laufen amerikanische Auffassungen über die allgemeinen Aufgaben der Konferenz 
um. So hat Owen Young geäußert, daß der Zweck des Sachverständigenausschusses 
nicht die Revision des Dawesplanes sei, sondern daß der Dawesplan nur durch die 
Festsetzung des Gesamtbetrags und der Zahl der Annuitäten unter Zugrunde- 
legung der Zahlungsfähigkeit Deutschlands ergänzt werden solle. Kein neuer Re- 
parationsplan dürfe an die Stelle des Dawesplans treten. Die Durchführung des 
letzteren durch Parker Gilbert sei eine der großartigsten Leistungen der Nachkriegs- 
zeit. Für die Durchführung einer solchen Ergänzung des bisherigen Reparations- 
plans waren heute ungleich günstigere Vorausetzungen gegeben als damals bei 
der ersten Aufstellung des Plans, wo noch zu scharfe Gegensätze zwischen den 
Beteiligten zu überwinden waren, um ihn ohne weiteres und ohne offensichtliche 
“Härten wirklich fruchtbar machen zu können. Der amerikanische Vertreter ist 
‚sich aber auch bewußt, daß eine offizielle Einflußnahme der Vereinigten Staaten, 
wenn diese während der Konferenz notwendig werden sollte, von ganz entschei- 
dender Wirkung auf den Gang der Verhandlungen wäre. Das ist die offenkundige 
Betonung der Macht, die faktisch hinter dem nichtoffiziellen Vertreter steht. Auch 
General Dawes erwartet in gleichem Sinne die Vollendung seines Werkes; und Prä- 
sident Coolidge hat sich abermals dafür ausgesprochen, daß die deutschen Repa- 
rationszahlungen nicht mit den Schulden der Alliierten verquickt werden dürften. 
Neben der inoffiziellen Teilnahme an den Reparationsfragen ist nach wie vor 
das im Grunde außenpolitisch orientierte Interesse der Union der Flotten- 
rüstungsfrage zugewendet, das nicht ohne Widerhall in England geblieben ist. 
Noch bevor über die amerikanische Flottenvorlage entschieden war, kamen von 
dort Äußerungen, die friedlich stimmen sollten. In einer Rede, die Chamberlain 
in Birmingham bei einem Festmahl gehalten hat, an der auch der amerikanische 
Botschafter teilnahm, wurden die Bemühungen der englischen Regierung um den 
Frieden im In- und Ausland herausgestellt. Hinsichtlich der Beziehungen zu 
Amerika betonte er den traditionellen Grundsatz der Aufrechterhaltung der Freund- 
schaft mit den Vereinigten Staaten, der England besonders empfindlich gegen jede 
Trübung derselben gemacht habe. Die augenblickliche Trübung, die doch von 
dem englischen Staatssekretär des Auswärtigen zugegeben werden muß, beruhe 
auf ein paar Mißverständnissen, die durch das Mißlingen der Dreimächtekonferenz 
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in Genf entstanden seien. Es handele sich darum, wie die Beschränkung der See- 


rüstung unter Zugrundelegung der verschiedenen Verhältnisse und Forderungen 
der beiden Staaten angewendet werden könne. Diese Meinungsverschiedenheiten 
seien aber trotz der abgebrochenen Konferenz keine grundsätzlichen. Denn be- 
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reitwillig — das ist zu unterstreichen — gestehe England den amerikanischen See- | 


streitkräften die Parität mit den eigenen zu; das sei ein Zugeständnis, das Eng- 
land niemals einem anderen Staat gemacht habe und machen werde. Lediglich 
aus den Schwierigkeiten, diesen Grundsatz auf die besonderen Verhältnisse der 
beiden Staaten anzuwenden, seien die Meinungsverschiedenheiten entstanden, die 
bisher nicht zu beseitigen waren. Diese Schwierigkeiten seien in der öffentlichen 
Meinung so stark übertrieben worden, daß die Gefahr bestehe, daß sie zu ernsten 
Hemmnissen werden, während sie in Wirklichkeit nur einer technischen Lösung 
bedürften. Die Rede schließt mit Freundschaftsbeteuerungen gegenüber der Union, 
die England nach Rasse und moralischer Weltanschauung am nächsten verwandt 
sei. In Amerika ist man nach diesen Äußerungen des britischen Außenministers 
der Meinung, daß England auf die Einladung zu einer weiteren Seerechtskon- 
ferenz warte, die aber erst nach der Übernahme des Präsidentenamts durch Hoover 
einberufen werden könne. Die Debatten und die Einstellung der Regierung zu 
der amerikanischen Flottenvorlage haben sich durch die englische Freundschafts- 
beteuerung wenig stören lassen. Senator Reed setzte sich z. B. für die sofortige 
Annahme der Vorlage leidenschaftlich ein, wobei er auf die Rüstungen Englands, 
Frankreichs, Japans, Italiens und Polens in Flotte bzw. in Heer hinwies und seine 
Ausführungen mit der Bemerkung steigerte, daß die Kriegsräte der fremden Na- 
tionen Pläne ausgearbeitet hatten, um die amerikanische Flotte zu versenken und 
eine Invasion in Amerika durchzuführen. Ebenso hat Senator Johnsen schärfste 
Angriffe gegen die englische Flottenpolitik gerichtet, die darauf abziele, England 
die Herrschaft über die Meere zu bewahren. So waren im Senat die Bedingungen 
für eine uneingeschränkte Annahme der Flottenvorlage gegeben, und auch der 
Antrag auf Auslassung der Zeitklausel wurde darum mit überlegener Mehrheit 
niedergestimmt. Bei dieser Abstimmung haben sich die Republikaner mit den 
Demokraten gegen die Pazifisten zuzammengefunden, und auch die Opposition 
Coolidges, der gleichfalls für die Aufhebung der Zeitbegrenzungsklausel einge- 
treten ist, hat keine Berücksichtigung gefunden, denn bei der Abstimmung im 
Senat ist die Regierung nur von 16 Republikanern unterstützt worden, während 
26 Republikaner sich gegen den Präsidenten entschieden haben. Diese Unstim- 
migkeit zwischen der Regierung und der sie stellenden Partei erklärt sich aus 
den politisch-taktischen Rücksichten der ersteren auf die Verhandlungen mit Eng- 
land, während ein großer Teil der Parteimänner über diese glatt hinweggegangen 
ist. Um eine diplomatische Waffe gegen England zu haben, hat die Regierung 
gewünscht, daß die Kreuzervorlage, die den Bau von ı5 Kreuzern vorsieht, unbe- 
fristet angenommen würde, Natürlich hat dieses Ergebnis der ersten Abstimmung 
im Senat in England, wo man mit der Beseitigung der Zeitbefristungsklausel ge- 
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rechnet hatte, die jedoch mit 68 gegen ı2 Stimmen angenommen wurde, sehr 
enttäuscht. Nach der angenommen Vorlage, die wegen geringfügiger Abände- 
rungen an das Repräsentantenhaus zurückgeleitet wird, bevor sie dem Präsidenten 

_ vorgelegt werden kann, sollen in den nächsten drei Jahren je fünf Kreuzer von 

10000 Tonnen auf Stapel gelegt werden. Ferner muß der Bau eines Flugzeug- 
 mutterschiffs vor dem ı. Juli 1930 begonnen werden. Die Gesamtkosten werden 
27: Mill. Dollar betragen, wovon auf jeden Kreuzer ı7 Millionen, auf das Flug- 
zeugmutterschiff 19 Mill. Dollar entfallen. Mit 81 Stimmen gegen ı Stimme hat 
der Senat als Ergänzung des Kreuzergesetzes die Bestimmung aufgenommen, daß 
er den Abschluß eines Vertrages mit den hauptsächlichsten Seemächten zur Rege- 
lung der Rechte der Neutralen begünstige. Wie zu vermuten war, hat Coolidge 
von seinem Vetorecht gegen die Kreuzervorlage keinen Gebrauch gemacht, son- 
_ dern nur darauf hingewiesen, daß bei der Diskussion über die Befristungsklausel 
so viel Zeit verloren worden sei, daß die Erledigung der Etatsbewilligung in der 
laufenden Session in Frage gestellt sei und damit zunächst die Kreuzer nur auf 
dem Papier stünden. Im Budgetausschuß wird die Kreuzerbill, auch wenn sie Ge- 
setz geworden ist, noch das letzte Hemmnis zu überwinden haben. Die Gesetz- 
werdung hat sich vollzogen. Die Flottenvorlage, die am 6. Februar angenommen 
wurde, ist am 13. Februar von dem Präsidenten Coolidge unterzeichnet worden. 
Es ist nun zu vermuten, daß auch in den Budgetberatungen keine ernstlichen 
Schwierigkeiten entstehen werden. Der Flottenetat ist inzwischen vom Senat an- 

” genommen worden. Er enthält über den ursprünglichen Entwurf hinaus sogar 
, die Ermächtigung für die Regierung, die ersten zehn Kreuzer innerhalb des Etat- 
jahrs 1929/30 auf Kiel zu legen. Gerade diese Annahme des Kreuzergesetzes scheint 
auf der englischen Seite jetzt Bemühungen um eine nachträgliche Verständigung mit 
Amerika auszulösen. Es verlautet, daß der Erste Lord der englischen Admiralität bei 
der Einbringung des Marineetats für 1929 wieder einen Kreuzer streichen und damit 
den vierten Abstrich von dem fünfjährigen Bauprogramm von 1925 vornehmen 
will. Allein auch mit dieser Einschränkung wird England immer noch einen Vor- 
sprung an Kreuzern gegenüber Amerika haben. Ebenso hat der englische Bot- 
schafter in Washington einen neuen englischen Schritt in der Seeabrüstungsfrage 
in Aussicht gestellt. Das Foreign Office hat aber die Äußerung des Botschafters 
für eine rein private erklärt. 

Man wird sich aber trotzdem nicht verhehlen können, daß die Annahme des 
amerikanischen Kreuzerprogramms doch nichts anderes ist als der amerikanische 
Auftakt zum Wettrüsten zur See, zu dem allerdings England schon vorher das 
Zeichen gegeben hat. Wettrüsten bedeutet bestimmt nicht Krieg: allein mit den 
Eventualitäten eines solchen wird auf beiden Seiten gerechnet. Und damit steigt 
an diesem Punkt die gegenwärtige Problematik der politischen Weltlage auf. 

Dieser Ernst der Lage wird im Grunde nur unterstrichen durch die Bemühungen 
um den Frieden, die sich in den Vereinigten Staaten jetzt um das Stichwort des 
Kelloggpaktes sammeln. Wie jetzt bekannt geworden ist, hätte Kellogg es gern 
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gesehen, daß der erklärende Bericht, den der Ausschuß für Auswärtige Angelegen- u 
heiten zur Befriedigung der Paktgegner dem Vertrag beifügen mußte, unterblieben 
wäre: und er hat darum diesen Bericht, der selbst sagt, daß er den Pakt in keiner 
Weise einengen wolle, sondern im Grunde nur die Begriffe Selbstverteidigungs- 
recht, Monroedoktrin und Sanktionsverpflichtungen umschrieben hat, den einzel- 
nen Partnern des Vertrags nicht zugänglich gemacht. Im Lande ist die Annahme 
begrüßt worden, und darum hat man an dem langen Hin und Wider im Senat 
kein sonderliches Gefallen gefunden. Man hat sich auch vielfach an dem Pakt 
wie an einem schönen Wort, an einer großen Geste begeistert, ohne aber ihr ein 
besonderes praktisches Interesse zuzumessen. Der Pakt macht nun immer weiter 
seinen Weg um die Erde, von dem nur die deutsche Etappe erwähnt werden soll. 
Der Kelloggpakt wurde am 6. Februar im deutschen Reichstag mit 227 gegen 
127 Stimmen angenommen. 

Neben dem Kelloggpakt haben die Vereinigten Staaten ıg Schiedsgerichts- 
und Versöhnungsverträge für die Mitglieder der panamerikanischen 
Union ausgearbeitet, die vor kurzem von diesen im Palais der Panamerikanischen 
Union unterzeichnet worden sind. Es ist ein ganz offenkundiger Versuch der Ver- 
einigten Staaten, den inneren Frieden mit Lateinamerika herzustellen, der durch 
die Vorgänge in Mexiko und in Zentralamerika eine Zeitlang ganz ernstlich ge- 
fährdet war. Auch Hoover soll sich bei seiner Lateinamerikareise vollkommen von 
der Notwendigkeit eines solchen Ausgleichs überzeugt haben und wird vermutlich 
dementsprechend den Kurs seiner Regierung gestalten. Es ist ja ganz klar, daß es 
nur ein Friede zwischen den Regierungen und nicht einer zwischen den Nationen 
sein kann, die sich ja im Grunde nicht verstehen. Immerhin sind aber mit diesen 
Verträgen die Möglichkeiten eines politischen Ausgleichs leicht gegeben. Und daß 
der Schiedsgerichtskonferenz auch eine sachliche praktische Bedeutung zukommt, 
hat die rasche Beilegung des bolivianisch-paraguayischen Konflikts gezeigt, selbst 
wenn dieser noch Nachklänge auslösen sollte. So kann schon der Inhalt der Ver- 
träge interessieren. Der Schiedsgerichtsvertrag der panamerikanischen Regierung 
zwingt diese, ihre Konflikte über die Auslegung von Verträgen oder über völker- 
rechtliche Probleme einem Schiedsgericht zu unterbreiten. Freilich haben drei- 
zehn panamerikanische Staaten dazu Vorbehalte gemacht, die die vor dem Ab- 
schluß des Vertrags bestehenden Konflikte betreffen. Sie haben allerdings den all- 
gemeinen Sinn der Verträge schwer durchkreuzt. Alle die Fragen, die nicht durch 
ein Schiedsgericht beantwortet werden können, sollen einer Versöhnungskommis- 
sion überantwortet werden. Die Ratifikation dieser Verträge steht noch aus. 

Daneben tragen sich die Vereinigten Staaten auch mit dem Gedanken, dem 
Haager Weltgerichtshof, freilich unter Vorbehalten, beizutreten, die verlangen, 
daß der Gerichtshof kein Gesuch ohne Zustimmung der Vereinigten Staaten be- 
rücksichtigen dürfe, an dem diese ein Interesse haben. 

Im Einwanderungsausschuß des amerikanischen Senats ist die deutsche Ein- 
wanderungsquote durch Annahme der Ursprungsklausel herabgesetzt worden. 
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‚Dementsprechend dürften vom ı. Juli 1929 ab nur noch jährlich 24908 
Deutsche an Stelle von 51227 einwandern, während die englische Quote auf 
65894 hinaufgesetzt wird. Gesetz wird diese Bestimmung aber erst, wenn der 
Senat als solcher sie annimmt und Hoover — da Coolidge nicht mehr gewillt ist, 
‚das vor dem 4. März zu tun — seine Unterschrift dazu gibt. Es mag dann sein, 
daß Hoover sein Wahlversprechen hält, in dem er sich gegen die Ursprungsklausel 
gewandt hat, und seine Zustimmung versagt. 

Es darf nicht unerwähnt bleiben, daß sich in einer Äußerung Senator 
Borah für die sofortige Räumung des Rheinlandes ausgesprochen hat und 
diesen Schritt für einen unbedingt notwendigen erachtet. Er hat seine Forderung 
damit begründet, daß das Deutsche Reich Mitglied des Völkerbundes, Signatur- 
macht der Locarnoverträge ist und außerdem den Kelloggpakt unterzeichnet hat. 
Deutschland habe zudem abgerüstet, und das Volk wünsche in Frieden zu leben. 
Die Rheinlandbesetzung mache es aber dem Staate schwer, die Reparationslast zu 
tragen und stelle die Realisierung der Forderungen der Gläubigernationen darum 
in Frage. Von welchem Gesichtspunkt man darum auch die Frage betrachte, vom 
ökonomischen, finanziellen oder von dem des Friedens, so müsse allen Nationen 
die Bereinigung dieser Frage erwünscht sein. Wir haben stets solche Äußerungen 
amerikanischer Stimmen für Deutschland gesammelt, ohne jemals allerdings ihre 
unmittelbare Wirkung zu überschätzen. Sie sind aber Symptome für die in den 
Vereinigten Staaten immer mehr um sich greifende Anschauung, daß Deutsch- 
land nicht allein oder hauptsächlich für den Weltkrieg verantwort- 
lich sei, und daß der Artikel 231 des Versailler Vertrags nicht wahr sei und dar- 
um revidiert werden müsse. 

Die Erschießung und Beisetzung des Obregon-Mörders Toral de Leon in 
Mexiko-City hat schwere Demonstrationen ausgelöst und zu einem neuen Attentat 
geführt, das dem Präsidenten Portes Gil galt, als er in einem Eisenbahnzug 
Comonfort passierte. Der Wagen des Präsidenten aber blieb unbeschädigt. Die 
innerpolitische Lage ist sehr undurchsichtig. Unruhen werden von den verschie- 
densten Stellen des Landes gemeldet, und man bringt — es ist fraglich, ob mit 
oder ohne Recht — die mehrfachen Anschläge auf Eisenbahnzüge und sonstige 
Überfälle mit einem größeren Plan zusammen, von dem in der Februarmitte Kunde 
geworden ist. Es heißt, daß im Nordosten, im Staate Sonora, eine regierungs- 
feindliche Bewegung ihr Haupt erhoben hat, an deren Spitze der Gouverneur des 
Staates Manzo und der frühere Gesandte in London, Valenzuela, der Präsident- 
schaftskandidat der sog. Nationalpartei, stehen sollen. Ziel sei die Schaffung eines 
unabhängigen Staatenbundes mit Religionsfreiheit. Im letzteren Punkte zeigt sich 
die enge Beziehung zur kirchlichen Bewegung. Mehr als eine beängstigende Un- 
ruhe kann aber zur Zeit nicht konstatiert werden. Die Regierung hat auch nur 
allgemeine Sicherungen demgegenüber ergriffen. Als eine der Maßregeln der 
mexikanischen Regierung gegen das Rebellenwesen muß die Verordnung gelten, 
daß sich sämtliche mexikanische Geistliche zur Registrierung bei den Zivilbehörden 
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zu melden haben, wenn sie nicht als Parteigänger der Revolutionäre angesehen 
und dementsprechend bestraft werden wollen. Die Rebellenüberfälle haben sich 
gerade in der letzten Zeit in verschiedenen Teilen des Landes wieder sehr gemehrt 
und Dutzende von Opfern gefordert. Die Regierung plant darum eine großzügige 
Aktion. 

Ein zweiter Anschlag wurde auf den venezolanischen Präsidenten Go- 
mez in der Nähe von Maracal ausgeübt. Hier mißlang das Attentat vollkommen. 

Inzwischen liegen nähere Nachrichten über den Aufstand in Guatemala 
vor, auf den wir in der vorigen Berichterstattung kurz hinwiesen. Er hat sich in 
den Departements Retailhuleu und Suchitepequez doch viel ernster entwickelt, als 
es nach den ersten Meldungen scheinen wollte. Die Revolutionäre haben Retail- 
huleu, das eine kleine Garnison hatte, erobert und auch Mazatenango eingenom- 
men. Den Regierungstruppen gelang es aber, die Aufständischen aus Mazatenango 
unter Einsatz von Infanterie und Artillerie zu vertreiben und den Aufstand auf 
den Nordwesten des Staates zu beschränken, wo Quezaltenango und Retailhuleu 
eine Zeitlang die festen Punkte des Widerstandes darstellten. Kurz darauf wird 
schon gemeldet, daß die Aufstandsbewegung in sich zusammenbreche. Quezal- 
tenango und Retailhuleu seien wiedergenommen, und die Führer der Aufständischen 
seien geflohen. An der Spitze der Rebellen stand der Gouverneur der Provinz 
Suchitepequez, Oberst Morales. Ihm hatte sich der Militärgouverneur von Quezal- 
tenango, Oberst Marchino Casado, angeschlossen, der sich inzwischen aber wieder 
unterworfen hat. Die Revolution war eine typische Militärrevolte, die das Ziel 
hatte, die gegenwärtige Regierung des Präsidenten Chacon zu stürzen. 

Ein unangenehmer Grenzzwischenfall hat sich zwischen Brasilien und 
Paraguay in der Grenzstadt Pedro Juan Gaballero ereignet, wo eine Truppe 
brasilianischer Soldaten das Hauptquartier der paraguayischen Delegacion Civile 
überfallen hat, aber von paraguayischem Militär unter Kämpfen vertrieben wurde. 
Lateinamerika sorgt dafür, daß der Stoff für Schiedsgerichtsverhandlungen nicht 
ausgeht. Zuletzt kam allerdings wieder die Nachricht von der Lösung des Tacna- 
Arica-Problems, auf die wir in der nächsten Berichterstattung zurückkommen 
werden. 
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W. FLEMMIG: 
Amerikas Exportpolitik und seine Stellung als Weltgläubiger 


Gab die Aufsatzfolge: von Einem, „Amerikas wahre Regierungspolitik“ in den 
letzten Heften einen Überblick über Geschichte und Ziele der amerikanischen 
Außenpolitik — der die Wirtschaft zur stärksten politischen Waffe geworden ist — 
so sprechen die nachfolgenden Ausführungen von den Problemen der Handhabung 
und des Ausbaus dieser Waffe. Die Schriftleitung. 


Der Krieg hat in mehr als einer Richtung eine Umschichtung der Weltwirtschaft 
im Gefolge gehabt. War vor ı9ı4 Europa das große Geldreservoir der Welt, so 
machte das Völkerringen die Union zum reichsten Land der Erde, indem es eine 
ungeheure Verschuldung der alten Welt an Amerika herbeiführte. Die Vereinigten 
Staaten wurden vom Schuldner Europas zum Weltgläubiger, und diese Tatsache 
ist wohl eine der wichtigsten Veränderungen im internationalen Wirtschaftsleben 
des letzten Jahrzehnts. Wie groß diese wirtschaftliche Umwälzung war, geht aus 
den Tabellen hervor, die der frühere Chef der Abteilung für Auslandskredite 
im Bankinstitut Moody für die Informationsabteilung der Foreign Policy Asso- 
ciation im Jahre 1927 anfertigte. Diese Aufstellung zeigt, daß die Vereinigten 
Staaten im Jahre ıgı4 noch ein Feld für ausländische Investierungen waren. 
Gegen 5 Milliarden $ ihres überschüssigen Kapitals hatten die ausländischen 
Staaten hier untergebracht, während die amerikanischen Investierungen im Aus- 
lande nur ungefähr 2,6 Milliarden $ erreichten, wovon etwa ein Achtel auf die 
Anleihen Europas entfiel. In den Jahren 1915—ı917 arbeiteten auf Grund der- 
selben Berechnung in den Vereinigten Staaten insgesamt 3,3 Milliarden $ auslän- 
dischen Kapitals. Das war mehr Geld, als Amerika in allen vorangehenden Jahren 
und Jahrzehnten seiner Geschichte im Ausland insgesamt untergebracht hatte. 
Von 1918— 1920 waren die Vereinigten Staaten so intensiv mit dem Ausbau ihrer 
Industrie beschäftigt, daß sie weitere ı,7 Milliarden $ ausländischen Kapitals an- 
legten. Mit dem Jahre 1921 setzte dann der Umschwung ein. In den Jahren 1921 
bis 1923 hatten die Vereinigten Staaten schon 2 Milliarden $ zur Unterbringung 
im Ausland übrig. In den Jahren 1924— 1926 erreichten die ausländischen Investie- 
rungen Amerikas die Höhe von über 5 Milliarden $. Nach einer anderen Angabe 
betrugen die ins Ausland fließenden Anleihen unter Ausschluß der in der Zwischen- 
zeit erfolgten Rückzahlungen in den Jahren von 1921— 1926 über 4,75 Milli- 
arden $. Rechnet man hierzu noch die Investierungen in privaten ausländischen 


206 AUS DER WELTWIRTSCHAFT HEFT 3 


Industrieunternehmungen, die den Betrag von 6 Milliarden ausmachen, so kommt 
man hier auf eine etwas höhere Summe. 

Amerika konnte in so erheblichem Maße in den letzten Jahren Darlehen an 
das Ausland gewähren, weil es aus seiner eigenen Produktion Ersparnisse erzielen 
konnte. An diesen Auslandsinvestierungen nehmen alle Kreise des amerikanischen 
Volkes teil. Eine im Jahre 1927 über die Verteilung dieser Anleihen innerhalb der 
einzelnen Volksschichten vorgenommene Erhebung ließ erkennen, daß die Klein- 
kapitalisten in weitaus größtem Maße an diesen Anleihen beteiligt sind. 

Es läßt sich nicht ableugnen, daß die amerikanischen Auslandsinvestierungen 
die in den Krieg verwickelten Staaten in den Stand gesetzt haben, die kritische Auf- 
bauperiode ihrer Wirtschaft zu überwinden. Diese amerikanischen Investierungen 
waren gerade in den letzten Jahren recht bedeutend. Kapitalgesuche des Auslandes 
in einer Höhe von nahezu einer Milliarde $ wurden jährlich im amerikanischen 
Markte befriedigt. Heute werden Hunderte von Auslandspapieren an den ameri- 
kanischen Börsen gehandelt, während früher diese Liste leicht hergezählt werden 
konnte. 

Da die Auslandsinvestierungen großen Stils für die Vereinigten Staaten eine Neu- 
erscheinung waren, haben sie nicht nur den Finanzinstituten jeglicher Art einen 
völlig neuen Aufgabenkreis geschaffen, sondern auch die amerikanische Öffentlich- 
keit vor ganz neue Fragen gestellt. Die Meinungen über den Wert dieser Auslands- 
investierungen sind sehr geteilt. Zahlreiche Amerikaner ebenso wie gewisse Regie- 
rungskreise betrachten die wachsende Ausdehnung der Auslandsinvestierungen mit 
einer gewissen Besorgnis, während andere wieder die weitere Kreditgabe an das 
Ausland befürworten. Politisch Interessierte haben dazu noch zu bemängeln, daß 
die von Amerika an das Ausland gewährten Anleihen vielfach für ganz unproduk- 
tive Ausgaben, so z.B. für Rüstungszwecke Verwendung finden. Ohne auf diese 
Fragen näher einzugehen, ist festzuhalten, daß der amerikanische Kapitalmarkt 
grundsätzlich bereit ist, für alle gesunden Industriezwecke Kapital zur Verfügung 
zu stellen. Die überschüssigen Gelder, die in der amerikanischen Industrie keine 
Verwendung finden können, werden in Ermangelung einheimischer Anlagemöglich- 
keiten weiterhin ins Ausland gehen. Das Investierungskapital sucht sich einen 
Ausweg, wo er sich ihm bietet. 

Im November 1927 wurde der Gesamtbetrag der in den Vereinigten Staaten um- 
laufenden ausländischen Dollar-Bonds von einem amerikanischen Emissionshaus 
mit 4,9 Milliarden $ angegeben, die sich auf 352 verschiedene Anleihen verteilten. 
Davon entfielen 53 °/, auf Emissionen ausländischer Regierungen. Deutschland nahm 
nach Anzahl und Betrag der in Amerika untergebrachten Anleihen den ersten Platz 
ein. Frankreich war nach Deutschland der zweitgrößte Schuldner (natürlich ohne 
Berücksichtigung der Kriegs- und sonstigen Schulden gegenüber der amerikanischen 
Regierung). 

Die amerikanischen Auslandsanleihen beliefen sich im Jahre 1927 auf rund 
a Milliarden $. Wenn wir damit die Ziffer von 2,6 Milliarden für die Gesamtaus- 
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leihungen im Jahre 1913 vergleichen, so zeigt sich hierbei die heutige überragende 
‚Stellung der amerikanischen Finanzmacht. Das Ausland ist ihnen insgesamt fast 
14 Milliarden schuldig. Diese Guthaben im Auslande sind den Amerikanern etwas 
‚Neues. Wenn an und für sich auch diese Summen nicht erschreckend groß sind, 
so ist es doch das Tempo der Zunahme. Europa hat von den 2 Millarden $ neuer 
‚Anleihen ca. 885 Mill. oder 40°/, übernommen. Deutschland hat davon etwa 290 
gegenüber 417 Mill. im Jahre 1926 bekommen. Nach.den amtlichen Erhebungen 
des Handelsamtes belaufen sich die im Auslande angelegten Kapitalien zu Ende des 
Jahres 1927 auf rund ı3 Milliarden $. In dem Bericht wird allerdings erwähnt, 
daß Abweichungen im Bereich der Möglichkeit liegen. Die Angaben schwanken 
daher zwischen einer Maximal- und Minimalgrenze, zwischen denen ein Saldo von 
ca. 2 Milliarden $ besteht. Die amerikanischen Investierungen, in denen die Kriegs- 
schulden nicht einbezogen sind, verteilen sich nun wie folgt: 

Mittel- und Südamerika 4,3 bis 5,2 Milliarden $ 

Kanada und Neufundland 3 _ „ 3,5 e $g 

Europa EWR, “2 $ 

Andere Erdteile 39, As ” $ 

“11,4 bis 13,5 Milliarden $ 
Aus diesen Kapitalanlagen zog die amerikanische Wirtschaft im Jahre 1927 ein 
Zinseneinkommen von rund ı Milliarde $, welches sich folgendermaßen verteilt: 

Mittel- und Südamerika 222 Millionen $ 


Kanada und Neufundland 237 5 $ 
y Europa 371 » $ 
Verschiedene 170 „ $ 


1000 Millionen $ 


Interessant ıst hierbei die Tatsache, daß Europa, dessen Verschuldung an die 
Vereinigten Staaten um rund 20 °/, hinter jener Mittel- und Südamerikas zurück- 
bleibt, den größten Teil der Zinsen aufbringen muß, und zwar 371 Mill. $ gegen- 
über nur 222 Mill. $ Mittel- und Südamerikas. Während die mittel- und süd- 
amerikanischen Staaten für rund 5 Milliarden $ Schulden im Jahre 1927 nur 
222 Millionen $ an Zinsen entrichteten, d.h. im Durchschnitt 4,4 °/,, mußten 
die europäischen Schuldner für nur höchstens 3,7 Milliarden $ im Jahre 1927 
rund 371 Mill. $, also 10 °/, des Schuldkapitals, für Zinsen bezahlen. Hierin 
spiegelt sich so recht die ganze Tragik der europäischen Wirtschaft wider. | 

Gleichzeitig mit den Veränderungen im Weltkreditgeschäft hat der Weltkrieg 
das Schwergewicht im Welthandel nach den Vereinigten Staaten verschoben. Dem 
Werte nach ist in der prozentualen Beteiligung an der amerikanischen Ausfuhr 
Europa von 62,4°/, im Jahre 1913 auf 48°), im Jahre 1926 zurückgegangen, 
Asien von 5,6°/, auf ı1,7°/,, Australien von 2,2 0%/, auf 4,4°/, und Afrika von 
ı %/, auf 2,1 0/, gestiegen. Andererseits sank die amerikanische Einfuhr aus Europa 
dem Werte nach von 49,5 %/, vor dem Kriege auf 29°/, im Jahre 1926, während 
sie aus Asien von 15,3 0/, auf 31,5/,, aus Australien von ı %/, auf 1,5°/, und aus 
Afrika von 1,3 0/, auf 2,2 %/, stieg. Die Gründe für den Rückgang des Handels mit 
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Europa sind überwiegend in den Umwälzungen und Störungen zu suchen, die 


über diesen Erdteil durch den Krieg hereinbrachen. Zu einem nicht geringen Teil 
sind sie auch auf die Schutzzollpolitik der Vereinigten Staaten zurückzuführen, die 


Europa keine ausreichende Möglichkeit gibt, durch Entwicklung der Ausfuhr ein 


guter Kunde zu werden. Eine Änderung der amerikanischen Zollpolitik in Rich- 
tung einer Lockerung des Zollschutzsystems ist aber nach Lage der Dinge und 


der Anschauungen der betreffenden Persönlichkeiten in nächster Zeit wohl kaum 


zu erwarten. Man argumentiert drüben immer damit, daß man so lange die hohen 
Zölle behalten müsse, bis der Süden:und Westen Amerikas die industrielle Ent- 
wicklung des Ostens erreicht habe. Während im Osten, wo sich viele Industrien 
zu Exportindustrien entwickelt haben, hohe Zölle nicht mehr gebraucht werden, 
sind im Süden und Westen immer neue Industrien im Entstehen, so daß in den 
nächsten Jahren eine radikale Abkehr von der bisherigen Zollpolitik sehr unwahr- 
scheinlich sein wird. Wenn man immer wieder die Stimmen aus den Vereinigten 
Staaten hört, die für eine Bevorzugung amerikanischer Waren eintreten, so liegt 
eine Änderung des gegenwärtigen Zolltarifs noch in weiter Ferne, Die Agitation 
weist darauf hin, daß z. B. das amerikanische Volk im Jahre 1925 insgesamt 
ır4o Mill. für ausländische. Waren ausgegeben habe, die ebensogut im Lande 
hergestellt hätten werden können. Für das Jahr 1926 habe sich dieser Betrag auf 
ı152 Mill. $ belaufen. Diese Summen hätten nicht nur die amerikanische Indu- 
strie als solche geschädigt, sondern auch die Kaufkraft der Arbeiter infolge der 
Einschränkung des Arbeitsmarktes. Gewinnt diese Aktion weiter an Ausdehnung, 
so wird sie, soweit öffentliche Lieferungen in Betracht kommen, zu einer weiteren 
Benachteiligung ausländischer Produkte bei deren Vergebung führen. 

Die Zollpolitik der Vereinigten Staaten weist also eine stark protektionistische 
Tendenz auf, und zwar ist deutlich die Absicht erkennbar, die Waren der Länder, 
ın denen Amerika Kapitalinvestierungen vorgenommen hat, von den Grenzen fern- 
zuhalten. Diese Zollpolitik steht aber im schärfsten Gegensatz zu der auswärtigen 
Finanzpolitik. Amerika müßte die Wareneinfuhr nach jeder Richtung hin erleich- 
tern, denn letzten Endes kann dieses Land die Zinsen für Auslandsanleihen nur 
in Gestalt von Waren entgegennehmen. 

Auch England war seit vielen Generationen der Gläubiger der Welt, und seine 
Auslandsinvestierungen sind auch heute noch sehr bedeutsam. Aber Großbritannien 
hat die Zins- und Amortisationszahlungen seiner ausländischen Schuldner in der 
Hauptsache in Gestalt von Produkten entgegengenommen, und seine Handels- 
bilanz zeigte einen bedeutenden Einfuhrüberschuß. Die Handelsbilanz der Ver- 
einigten Staaten dagegen ist stark aktiv. Wenn die Gewährung von Auslands- 
anleihen eine Möglichkeit für die Veinigten Staaten bildet, die Gefahr, die sich 
daraus herleitet, daß die Produktionskraft Amerikas weiterwächst, so daß es 
Schwierigkeiten bereitet, die Erträge dieser Produktion am einheimischen Markt 
unterzubringen, zu umgehen, so kann andererseits dieses Land nicht zugleich Welt- 
gläubiger und Weltfabrikant sein. Eine Zeitlang kann die Union die Schwierigkeit 
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‚dieser Lage noch dadurch vermeiden, daß sie die Zinsen von neuem im Ausland 
‚investiert. Ändert aber Amerika nicht seine jetzige Wirtschafts- und Handelspolitik 
und gestattet es den Erzeugnissen seiner Schuldnerländer nicht Eingang-in seine 
Wirtschaft, so wird einmal der Zeitpunkt kommen müssen, wo es zwangsläufig die 
Kreditgabe an das Ausland einschränken, wenn nicht ganz einstellen muß. Eins 
‚ist heute schon sicher; wünscht Amerika den Wert der Auslandsinvestierungen zu 
Erhalten, s so muß es Welthandel und Weltwirtschaft zu größerer Entfaltung bringen. 
Die Sicherheit der in Europa investierten Gelder hängt davon ab, in welchem Um- 
fange es diesen Ländern möglich ist, Exportüberschüsse zu erzielen. 

Schon werden auch in den Vereinigten Staaten Stimmen hier und da laut, die 
von der Notwendigkeit der Wandlung der amerikanischen Exportpolitik überzeugt 
sind. Bekanntlich haben gerade in den Nachkriegsjahren die Exportbestrebungen 
der Vereinigten Staaten stark an Umfang zugenommen. Man hat besondere Stellen 
geschaften, deren Aufgabe lediglich die Forcierung des amerikanischen Außenhandels 
ist. Unter den verschiedensten Vereinigungen, die diesen Zwecken dienen, ist wohl 
die bedeutendste das „National Foreign Trade Council“, dessen Zweck in der 
Hauptsache ein dreifacher ist, nämlich erstens, die öffentliche Meinung in den 
Vereinigten Staaten zu erziehen, daß der wirtschaftliche Wohlstand von der Auf- 
rechterhaltung und Weiterentwicklung des Außenhandels abhängig ist; zweitens, 
den an der Ausfuhr beteiligten Kreisen mit Rat und Tat zur Seite zu stehen und 
drittens, die Beeinflussung der amerikanischen Gesetzgebung. Das Council be- 
‚trachtet sich als einen „nationalen Ausschuß zur Förderung des Überseehandels“. 
Der Erfolg ist, daß der Anteil der Vereinigten Staaten am Welthandel von ıı °/, im 
"Jahre 1913 auf ı6°/, im Jahre 1926 gestiegen ist. Der Wert der amerikanischen 
Ausfuhr war mit 4,87 Milliarden $ über 21/,mal so groß als der Durchschnitts- 
wert der Vorkriegsjahre 1910—ı9g14. Nicht mit Unrecht konnte man im Bericht 
des amerikanischen Handelsministeriums für das Rechnungsjahr 1926/27 lesen, 
daß der amerikanische Geschäftsmann mit Unterstützung der Regierung große 
Erfolge bei Erschließung der Auslandsmärkte gehabt habe. Der Wert der Ausfuhr 
von 4,868 Mill. $ setzte sich aus 817 (Jahresdurchschnitt 19r0— 1914 421) Mill. $ 
Lebensmitteln, aus 1,321 (713) Mill. $ Rohstoffen, aus 694 -(342) Mill. $ Halb- 
fabrikaten und aus 1,976 (654) Mill. $ Fertigfabrikaten zusammen. Hierbei fällt 
die starke Steigerung der Fertigwaren-Ausfuhr auf. In der Ausfuhr 1913 entfielen 
auf Rohstoffe 31,4 °/,, in 1926 nur 26,8°/,, während der Export von Fertigfabri- 
katen von 31,90/, auf 41,50/, der Gesamtsumme stieg. Diese Entwicklung hat 
sich dann weiter fortgesetzt; bei einer Zergliederung des amerikanischen Außen- 
handels nach den Ziffern für das Jahr ı927 ergibt sich, daß über 65 °/, der Aus- 
fuhr der fertigen oder halbfertigen Waren bestehen. Entsprechend der Stellung 
Amerikas als eines Landes, das in der Hauptsache Fertigfabrikate ausführt, hat sich 
die amerikanische Einfuhr von Rohmaterial ständig erhöht. Abgesehen aber von 
dieser Entwicklung vom Rohstoff- zum Fertigwarenexporteur hat sich der Ausfuhr- 
überschuß des amerikanischen Außenhandels von 378 Mill. $ im Jahre 1926 auf 
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700 Mill. im Jahre 1927 erhöht. Die Vereinigten Staaten haben somit ihr Export- 


geschäft, nach dem Dollarwert von 1913 berechnet, um ca. 32 0), steigern können, 
während das der übrigen Länder der Welt sich ungefähr auf dem Vorkriegsniveau 
gehalten hat. 

Unter Berücksichtigung dieser Entwicklung des amerikanischen Außenhandels 
und der veränderten Weltfinanzlage bleibt für die Zukunft das schwierige Problem 
zu lösen, wie letzten Endes die Auslandsanleihen an Amerika wieder zurück- 
gezahlt werden sollen. Dieser ganze Fragenkomplex, dessen Lösung durch die 
amerikanische Export- und Zollpolitik reichlich erschwert wird, bildet die Aus- 
wirkung der Verschiebungen in der weltwirtschaftlichen Struktur, die durch den 
Weltkrieg herbeigeführt wurden. Früher oder später muß der Lösung dieses Pro- 
blems nähergetreten werden, und dabei müssen die Vereinigten Staaten zwangs- 
läufig ihre Ideen über die Wirtschafts- und Zollpolitik, über die Handelsbilanz und 
über die internationalen Finanzfragen von Grund aus ändern. Amerika ist der 
Weltgläubiger geworden. Die Verpflichtungen seiner Schuldner ihm gegenüber 
müssen letzten Endes durch Dienstleistungen oder durch Warenexporte abgegolten 
werden. Wenn Amerika in den nächsten Jahren im gleichen Ausmaße wie in den 
vorausgegangenen Jahren Anleihen zu gewähren fortfährt, so muß es sich un- 
bedingt, soweit heute die Sachlage bereits übersehen werden kann, entweder dazu 
entschließen, seine Zollpolitik zu ändern oder aber auf die Zinszahlungen für seine 
Auslandsinvestierungen zu verzichten. Da der letzte Ausweg für die Vereinigten 
Staaten wohl ungangbar ist, besteht nur die Möglichkeit, daß die Union ihre Zoll- 
politik ändert und ihren Schuldnern einen erhöhten Warenabsatz gestattet, oder 
sie führt Rohstoffe überseeischer Länder in einem so großen Ausmaße ein, daß 
sie die Zinsen für ihre Auslandsinvestierungen mittels der Guthaben ihrer euro- 
päischen Schuldner bei ihren Lieferanten, also auf dem Wege des sog. dreiseitigen 
Handelsverkehrs, in Empfang nehmen kann. Dieser Weg wäre an sich gangbar, 
da Amerika einen ganz enormen Verbrauch an tropischen Rohstoffen hat. 

Die amerikanischen Auslandsanleihen sind ein Teilproblem der großen Frage 
der weltwirtschaftlichen Umstellung seit dem Kriege. Durchweg hatte man in 
Amerika bis vor kurzem noch nicht übersehen, welche Wirkungen ihre großen 
Ausleihungen auf die Weltwirtschaft haben und wie sie mit ihrer eigenen Wirt- 
schaftspolitik zu verknüpfen sind. Das lag daran, daß diese großen Guthaben im 
Auslande den Amerikanern etwas Neues sind, d.h. den Amerikanern fehlte in 
solchen Dingen die Erfahrung. 

Wenn es auch von verschiedenen Seiten als unklug gehalten wird, jetzt schon 
über die Auswirkungen der riesigen Auslandsinvestierungen Amerikas auf Welt- 
handel und Weltwirtschaft endgültig Schlüsse zu ziehen, da es sich hierbei um 
bisher unbekannte Vorgänge auf wirtschaftlichem Gebiet handle, so ist andererseits 
doch schon klar erwiesen, daß Amerika nicht zugleich Weltgläubiger und Welt- 
fabrikant sein kann. Interessant ist in diesem Zusammenhang, daß zu Beginn des 
Jahres 1928 der Vizepräsident der American Exchange Irving Trust Co. in einer 
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tede vor der American Academy of Political Science sich in gleicher Richtung 
usgesprochen hat, indem er betonte, daß Amerika heute ein Gläubigerland sei, 
ind daß diese Tatsache auch zu Wandlungen in der amerikanischen Exportpolitik 
ühren müsse. Aus diesen Äußerungen läßt sich ersehen, daß auch drüben die wirt- 
chaftspolitischen Anschauungen eine Änderung durchmachen, wenn auch aller- 
lings in diesem Falle erst noch in der Richtung einer intensiveren und rationel- 
eren Pflege des inneren Marktes, was aber doch schon zur Vermeidung einer 
ieftigen Konkurrenz auf dem Weltmarkte beitragen würde. 


| WILHELM GROTKOPP: 
Die weltwirtschaftliche Bedeutung der amerikanischen Industriezölle 


Sind die amerikanischen Agrarzölle mehr ein Problem der Zukunft als ein 
olches der Gegenwart, so sind andererseits die Industriezölle der U.S.A. als eine 
ler wichtigsten weltwirtschaftlichen Fragen der Gegenwart aufzufassen. Abgesehen 
‚on geringfügigen Unterbrechungen um die Mitte des vorigen Jahrhunderts be- 
reibt Amerika seit 1816 eine Industrieschutzpolitik, die seit 1864 den Charakter 
iner Politik des absoluten Schutzzolles angenommen hat. Die Stahlindustrie und 
lie Textilindustrie waren die ersten beiden großen Zweige der Wirtschaft der Vereinigten 
Staaten, denen die Schutzzollforderungen bewilligt wurden, und zwar kurz nach Be- 
:ndigung der napoleonischen Kriege. Seitdem ist der Schutzzoll dieser beiden Zweige 
Immer weiter ausgebaut worden, abgebaut wurden nur dann Zölle, wenn sie nicht mehr 
aötig waren. Außerdem wurden im Laufe der Jahrzehnte auch die Forderungen anderer 
bweige auf Gewährung von Schutzzöllen erfüllt, bemerkenswert für die letzte Zeit 
st die Einführung und ständige Erhöhung von Zöllen auf Erzeugnisse der che- 
mischen Industrie*). Wollen wir die weltwirtschaftliche Bedeutung dieser Zölle 
antersuchen, dann können wir nicht nur den Tarif des Jahres 1922 zugrunde 
legen und fragen, wie die Bestimmungen dieses Tarifes sich ausgewirkt haben, 
lenn, obgleich im vorhergegangenen Tarif, dem des Jahres 1913, einige, wenn 
uch nicht allzu bedeutsame Zollermäßigungen vorgenommen worden waren, 
brachte der Tarif des Jahres 1922 doch keineswegs solche Änderungen, daß be- 
sonders markante Auswirkungen gerade dieses Tarifes zu erwarten wären. Außer- 
dem ist zu beachten, daß die anormalen Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse 
Schlüsse über die Auswirkungen der Tarife der Jahre ı913 und 1922 kaum er- 
möglichen. Es soll hier auch nicht historisch aufgezählt werden, wie sich im Laufe 


*) Vgl. über dıe Geschichte der amerikanischen Zollpolitik meinen Aufsatz „Zum amerikanischen 
Zoliproblem“ im Märzheft 1928 dieser Zeitschrift bes. S. 228 ff. Auch auf andere in dieser 
Zeitschrift erschienene Artikel sei hingewiesen, so Septemberheft 1927 „Entwicklungstendenzen 
les amerikanischen Außenhandels“ und Juliheft 1928 „Die weltwirtschaftliche Bedeutung der 
amerikanischen Agrarzölle“. 
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_ der Zeit die amerikanische Zollpolitik dahin ausgewirkt hat, daß durch den Im- 
port ein immer geringerer Prozentsatz des amerikanischen Verbrauches an einer 
bestimmten Ware gedeckt wurde. Diese Frage soll nur gelegentlich gestreift werden, 
da ein genaueres Eingehen zu weit führen würde. Uns soll hier nur die Frage 
interessieren: Liegen die Verhältnisse tatsächlich so, daß infolge der Zollverhältnisse 
die europäische Fertigwarenindustrie kaum noch auf dem amerikanischen Markt 
ihre Erzeugnisse absetzen kann, daß die Deckung des heimischen Verbrauches 
der amerikanischen Industrie vorbehalten wird? Die Beantwortung dieser Frage 
bedingt eine Prüfung der Handelsstatistik, eine Analyse des amerikanischen Im- 
portes unter dem speziellen Gesichtspunkt der Auswirkungen des Zolltarifes. Es 
bleibt dabei die Frage unbeachtet, ob die jetzigen amerikanischen Zölle als zu 
hoch zu betrachten seien, die Frage der Höhe der Zölle ist eine rein amerika- 
nische Angelegenheit, die an dieser Stelle nicht beachtet werden soll, auf die aber 
in einem späteren Artikel zurückzukommen sein wird. So geben unsere Ausfüh- 
rungen an sich auch keine Antwort auf die Frage nach der Konkurrenzfähigkeit 
der amerikanischen Industrie. Dies Problem wird hier nur gelegentlich zu streifen 
sein. An die hier zu behandelnde Frage soll dagegen von zwei Gesichtspunkten 
herangegangen werden, außer der Prüfung des amerikanischen Importes soll eine 
solche des Exportes der europäischen Industriestaaten vorgenommen werden, um 
so ein möglichst umfassendes Bild von der weltwirtschaftlichen Bedeutung der 
amerikanischen Industriezölle zu geben. Daß dabei gelegentlich Wiederholungen 
unvermeidlich sind, muß in den Kauf genommen werden. 

Die amerikanische Industrieschutzzollpolitik betrifft vor allem Fertigwaren, 
während dagegen Rohstoffe und Halbfertigwaren, soweit sie in Amerika selbst nicht 
in genügenden Mengen hergestellt werden können, zollfrei ins Land kommen. 
Die zollfreie Einfuhr von Rohstoffen beläuft sich auf etwa das Vierfache, die zoll- 
freie Einfuhr von Halbfertigwaren auf etwa das Zweifache der zollpflichtigen Ein- 
fuhr der betreffenden Warengruppe, die zollfreie Einfuhr von Fertigwaren macht 
ungefähr halb soviel aus wie die zollpflichtige Einfuhr. Daß die Einfuhr zoll- 
pflichtiger Fertigwaren immerhin das Doppelte der Einfuhr zollfreier Fertig- 
waren ausmacht, also ein relativ beachtlicher Prozentsatz von Fertigwaren zollfrei 
ins Land kommt, ist nur darauf zurückzuführen, daß, wie später noch näher 
auszuführen sein wird, die hohen Zollsätze die Einfuhr zollpflichtiger Fertigwaren 
auf ein Minimum beschränkt. Als Lieferant dieser Fertigwaren kommt vor allem 
Europa in Frage, es fällt somit die Frage nach den weltwirtschaftlichen Auswirkungen 
der amerikanischen Industriezölle, da sie ja im wesentlichen Zölle auf Fertigwaren 
sind, weitgehend zusammen mit der Frage nach der Bedeutung der amerikanischen 
Industriezölle für die europäische Fertigwarenindustrie. Wie sehr Europa, teils als 
Auswirkung der amerikanischen Schutzzollpolitik, vom amerikanischen Markt ver- 
drängt worden ist, geht u. a. daraus hervor, daß Europas Anteil am amerika- 
nischen Import im Durchschnitt der Jahre 1881/85 noch 55°/,, in den letzten 
Vorkriegsjahren noch gut 50°/,, in den letzten Jahren dagegen nur noch 29-300 
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ısmachte. Ja Europa setzt heute sogar in Amerika weniger Fertigwaren ab als 
die U.S. A. in Europa. Der Fertigwarenexport der U.S. A. nach Europa. belief 
h 1926 auf 5gı Mill. Dollar, der Fertigwarenimport aus Europa dagegeu 
auf 488 Mill. Dollar. In den letzten Vorkriegsjahren hatte dagegen die Fertigwaren- 
bilanz zwischen Europa und den U. S. A. für Europa einen Exportüberschuß von 
100 Mill. Dollar ausgewiesen. Für die einzelnen Fertigwaren ist die Zollbelastung 
verschieden. Die durchschnittliche Höhe der Belastung der zollpflichtigen Einfuhr 
für Chemikalien belief sich 1926 auf 29°/,, für Porzellan, Glas- und Glas- 
waren auf 47°/,, für Metalle und Metallwaren auf 330%/,, für Holz- und Holz- 
waren auf 24°/,, für Baumwollwaren auf 34%/,, für Erzeugnisse aus Flachs, Hanf 
und Jute auf ı8°/,, für Wolle und Wollwaren auf 50°/,, für Seidenwaren auf 54°/,, 
für Zellulose, Papier, Bücher u. a. auf 240/, und für Verschiedenes auf 38°/,. Im 
Nachfolgenden soll nun dargelegt werden, was für die drei großen Warengruppen, 
Metalle, Textilien und Chemikalien, diese Zölle, weltwirtschaftlich gesehen, bedeuten. 
Die Textilzölle 

Die amerikanische Textilindustrie ist unter den großen Wirtschaftszweigen als 
das beste Beispiel dafür hinzustellen, wie mit Hilfe von Zöllen eine Industrie, die 
mit beträchtlich höheren Produktionskosten arbeitet als die ausländische Konkur- 
renz, aufrechterhalten wird, wie die Zölle die Möglichkeit geben, den heimischen 
Markt der eigenen Industrie vorzubehalten, während andererseits selbstverständlich 
an einen Export in größerem Umfange nicht zu denken ist. Von allen Seiten wird 
die Konkurrenzfähigkeit der amerikanischen Textilindustrie dahin beurteilt, daß 
diese mit Ausnahme einiger Zweige unter sonst gleichen Bedingungen der euro- 
päischen gegenüber für die nächste Zukunft nicht konkurrenzkräftig sein wird, 
da die Produktionsbedingungen so sind, daß die typische Begabung des amerika- 
nischen Arbeiters sich nicht restlos auswirken kann und die höheren Löhne nicht 
durch technische Überlegenheit kompensiert werden können, daß aber anderer- 
seits mit Hilfe von Zöllen der amerikanische Markt der heimischen Industrie 
auch weiterhin reserviert wird. 

Die amerikanische Textilindustrie nimmt also auf dem heimischen Markt eine 
Monopolstellung ein, die sie vor allem der Schutzzollpolitik verdankt. Die Einfuhr 
wichtigster Textilien ist heute mit Zollsätzen belastet, die prohibitiv wirken müssen. 
Für Seidengewebe besteht z. B. ein Satz von 550%/,, für Wollgewebe ein solcher von 
500/,, die spezifischen Zölle auf Baumwollgewebe entsprechen einem Wertzoll von 
250/,, auf Wollgewebe besteht außerdem ein Ausgleichszoll zur Kompensation des 
Wollzolles. Da nun die Ausgaben für Rohstoffe teilweise mehr als 50°/, des Preises 
der Fertigwaren ausmachen, ist der eigentliche Fabrikationsprozeß für Seiden- und 
Wollgewebe zu mehr als 100°/, geschützt, müssen die europäischen Textilfabriken 
um mindestens 50°/, billiger arbeiten als die amerikanischen, wenn sie auf dem 
amerikanischen Markt etwas absetzen wollen. Dies ist in der Regel nicht der 
Fall, so daß für fast alle Textilien der amerikanische Markt der heimischen In- 
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dustrie vorbehalten bleibt. Dank diesem Zollschutz ist es der amerikanischen In-: 
dustrie möglich gewesen, sogar zur Herstellung feiner Qualitätserzeugnisse über- 
zugehen, so daß die Textilindustrie heute das Bild einer auf breiter Grundlage: 
aufgebauten weit verzweigten Industrie bietet. Allerdings ist jetzt ein weiterer Aus-, 
bau nur bei gleichzeitiger Zunahme der Kaufkraft der Bevölkerung für Textilien ı 
möglich. Zum Beleg dieser allgemeinen Behauptungen sei nachstehend einiges 
Material über die wichtigsten Erzeugnisse der Textilindustrie unterbreitet. 

Es sei zunächst auf die Seidenindustrie eingegangen, weil sie als gutes Beispiel | 
dafür angeführt werden kann, wie gerade i in den letzten Jahrzehnten die amerika- 
nische Industrie die ausländische vom eigenen Markt verdrängt hat. Den Schwer- 
punkt der Seidenindustrie bildet die Herstellung der Seidengewebe, deren Pro- 
duktion von einer Million square yards im Jahre 1870 auf 583 Millionen im 
Jahre 1925 anstieg. Während der Import von Seidengeweben ı880 noch 244%), 
der heimischen Produktion ausmachte, fiel er bis 1900 auf 29°/,, bis ıgı4 auf 
7°/, und beträgt jetzt nur noch etwa 3°/,.. Der Import aus Europa, der vor vier 
Jahrzehnten noch entscheidend war für die Deckung des amerikanischen Bedarfes 
an Seidengeweben, ist also jetzt nicht mehr nennenswert, der Export ist anderer- 
seits noch geringfügiger als der Import. Die amerikaniscbe Seidengewebeproduk- 
tion ist um so günstiger gestellt, je weniger es auf die Leistung einzelner Arbeiter 
ankommt. Importiert werden heute nur noch ganz billige Gewebe, mit deren 
Herstellung sich die amerikanische Industrie wohl nie befassen wird, wıe Habutaj 
und Pongee aus den ostasiatischen Ländern, ferner die neuesten Muster und Qua- 
litätserzeugnisse aus Frankreich und der Schweiz, um so zugleich, wie einmal ein 
Fabrikant ausführte, Ideen zu empfangen, was der amerikanischen Industrie immer 
geholfen habe. Der europäischen Industrie ist es dagegen nicht möglich, in irgend. 
einer Ware ständig ein größeres Exportgeschäft nach Amerika zu tätigen. Europa, 
das einst Amerika mit fast allen Seidenwaren versorgte, bedeutet heute für die 
amerikanische Industrie keine Konkurrenz mehr, sondern nur noch Anregung. Wie 
die umfangreichen Berechnungen der Tariff Commission, die wir hier unmöglich 
unterbreiten können, ergeben haben, ist als wesentlichste Ursache für die Monopol- 
stellung der amerikanischen Industrie für Seidengewebe der Schutzzoll anzuführen, 
denn mit Fortfall des Schutzzolles würde die Versorgung des amerikanischen 
Marktes mit Seidengeweben wieder der europäischen Industrie zufallen, deren 
Produktionskosten sich auf durchschnittlich etwa 70°/, der Amerikas belaufen. 

Für seidene Bänder der verschiedensten Art ist die Stellung der amerikanischen 
Industrie noch günstiger, der Import macht nur noch etwa ı°/, der heimischen 
Produktion aus. Ähnlich liegen die Verhältnisse für Nähseide, die in Amerika fast 
ebenso billig hergestellt werden kann wie in Europa, a andererseits der 
Import von Schappseidengarn einen etwas größeren Teil der amerikanischen Pro- 
duktion ausmacht. 

Ebenso eindeutig wie für die Seidenindustrie liegen die Verhältnisse für die 
Wollindustrie. Neutrale Beobachter, Sachverständige und die Industriellen selbst 
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‚erklären, daß in Amerika sich eine Wollindustrie ohne die Gewährung des Zoll- 
‚schutzes nie hätte entwickeln können, daß bei einer Abschaffung dieser Zölle, ja 
‚sogar bei einer wesentlichen Ermäßigung die Industrie in sich zusammenbrechen 
würde. Nur mit Hilfe des Zolles könne sich die Wollindustrie die Deckung des 
heimischen Bedarfes vorbehalten, andererseits könne sie an keinerlei Export denken. 
Die umfangreichen Untersuchungen über die Produktionsvoraussetzungen der 
amerikanischen Wollindustrie lassen den Schluß berechtigt erscheinen, daß diese 
gegenüber der ausländischen Konkurrenz noch weniger konkurrenzfähig ist als 
die Seidenindustrie. _ 

Die Entwicklung der Wollindustrie unter den spezifisch amerikanischen Ver- 
hältnissen zu einer der europäischen gegenüber konkurrenzkräftigen ist sehr stark 
durch den Wollzoll gehemmt worden. Zwar haben die Wollfabrikanten eine Kom- 
pensation für die Belastung durch den Zoll auf ihr wichtiges Rohmaterial erhalten, 
auch wäre es zolltechnisch möglich, diese Belastung für den Fall eines Exportes 
zu beseitigen, aber entscheidend ist, daß ohne die Verteurung der Wollwaren 
durch den Zoll auf Wolle die Wollindustrie weit billiger fabrizieren könnte und 
somit dank den niedrigeren Preisen die Absatzmöglichkeiten auf dem inneren 
Markt erhöht würden. 1913 wurde dies Experiment der Abschaffung des Woll- 
zolles gemacht, von maßgeblichen Sachverständigen wird die Ansicht vertreten, 
daß eine überaus günstige Auswirkung zu verzeichnen gewesen sei, aber trotzdem 
wurde der Wolizoll 1922 wieder eingeführt. 

Die amerikanische Wollindustrie ist heute fast ausschließlich auf die Deckung 

- des heimischen Bedarfes eingestellt, der Wert des Exportes von Wollwaren belief 
sich 1927 auf nur 4 Mill. Dollar, der des Importes auf 64 Mill. Dollar, was 
etwa 50/, der heimischen Produktion ausmacht. Auch der Import von Wollwaren 
ist nur als Ergänzung, nicht dagegen als Konkurrenz für die heimische Industrie 
zu charakterisieren. Diese ausgesprochene Monopolstellung nimmt die heimische 
Industrie seit etwa der Jahrhundertwende ein. Für das wichtigste Erzeugnis, Woll- 
gewebe, seien noch folgende Angaben gemacht. Der Import von Wollgeweben 
macht nur gut 3°/, der heimischen Produktion aus, Lieferanten sind Frankreich, 
Deutschland und vor allem England. Der Import beschränkt sich fast ausschließ- 
lich auf feinste Qualitätserzeugnisse, die die vor allem auf mittlere Qualitäten 
spezialisierte heimische Industrie nicht herstellt. 

Dagegen verfügt die amerikanische Baumwollindustrie über relativ günstige 
Produktionsvoraussetzungen. Es ist bekannt, daß innerhalb der Textilindustrie 
der Übergang zum maschinellen Betrieb am umfassendsten in der Baumwoll- 
industrie vollzogen wurde. Die Amerikaner haben diese Möglichkeiten eines 
maschinellen Betriebes ausgenutzt, speziell dafür gesorgt, an Stelle menschlicher 
Arbeitskraft Maschinen treten zu lassen. Die Leistungen der Amerikaner um den 
Ausbau des Produktionsapparates in der Baumwollindustrie verdienen volle An- 
erkennung. Bedeutsam ist ferner, daß wohl in keinem amerikanischen Wirtschafts- 
zweig die Konkurrenz so stark ist wie innerhalb der Baumwollindustrie, wo sich 


1 


Yy 
“ 
EN 
% 
n 


216 AUS DER WELTWIRTSCHAFT HEFT 3 


u 


Norden und Süden in scharfen Kämpfen gegenüberstehen. Aber trotz der weit- 
gehenden Anwendung arbeitsersparender Maschinen ist die amerikanische Baum- 
wollindustrie nur für einige wenige Waren der europäischen gegenüber auf dritten 
Märkten konkurrenzfähig, da die Leistung der Arbeiter von Lancashire und der 
anderer europäischer Baumwollzentren nicht so ohne weiteres durch Maschinen er- 


setzt werden kann. Die Baumwollindustrie ist ferner dadurch gehindert, daß 1 


durch die Zölle auf alle anderen Waren die Produktionskosten, speziell die Lebens- 
haltungskosten ihrer Arbeiter wesentlich verteuert werden. Würde heute Amerika 
restlos zum Freihandel übergehen, dann könnten sicherlich die wichtigsten Er- 
zeugnisse der Baumwollindustrie in Amerika so billig hergestellt werden, daß 
Amerika auf dem Weltmarkt die führende Stelle einnehmen könnte. Doch dies 
sind Zukunftsmöglichkeiten, die fürs erste nicht in Erfüllung gehen, die amerika- 
nische Baumwollindustrie ist heute nicht so sehr auf Export eingestellt, wenn sich 
auch der Export bei einem Werte von gut 100 Mill. Dollar auf fast das Doppelte 
des Importes beläuft, die Baumwollindustrie ist vielmehr im wesentlichen darauf 
bedacht, den heimischen Markt restlos für sich zu behalten. Wenn ihr dies mög- 
lich ist, wenn sich der Import von Baumwollwaren heute nur auf etwa 4°/, der hei- 
mischen Produktion beläuft, so ist als eine Ursache die amerikanische Zollpolitik 
anzuführen. Zwar ist dies Moment nicht so entscheidend wie für die Seiden- und 
Wollindustrie, aber ein Abbau oder gar eine Abschaffung dieser Zölle würde doch 
eine wesentliche Erhöhung des Importes zur Folge haben. 

Fast absolut ist die Monopolstellung der amerikanischen Industrie in der Ver- 
sorgung des heimischen Marktes mit Baumwollgarnen. Gewöhnliche Garne können 
so billig hergestellt werden, daß ein Export möglich ist und der an sich auch ge- 
ringfügige Zollschutz nicht mehr nötig wäre. Dagegen bestehen für die europäische 
Industrie gewisse Absatzmöglichkeiten für bessere Garne, doch infolge der ameri- 
kanischen Zollpolitik immer erst dann, wenn die heimischen Fabriken ihre Pro- 
duktion verkauft haben, Für Baumwollstoffe besteht seit 1875 eine Exportbasis. 
wertmäßig macht der Import 50/,, der Export 10°/, der heimischen Produktion 
aus, importiert werden fast nur Qualitätsstoffe, exportiert billige Massenartikel, 
allerdings nur nach Märkten, auf denen die amerikanische Industrie der euro- 
päischen gegenüber aus Verkehrs- oder Zollgründen einen Vorsprung hat. Ähnlich 
monopolartig ist die Stellung, die die ‘amerikanische Industrie für baumwollene 
Bänder einnimmt, dagegen wird Amerikas Bedarf an baumwollenen Spitzen, der 
allerdings ja sehr geringfügig ist, weitgehend durch Import gedeckt. 

Am konkurrenzkräftigsten ist die amerikanische Industrie für Wirkwaren der 
verschiedensten Art, die Produktion belief sich 1925 auf einen Wert von 809 
Mill. Dollar, der Import auf 13, der Export, der im wesentlichen Strümpfe umfaßt, 
auf 32 Mill. Dollar. Begünstigt durch die ungeheure Nachfrage konnten für die 
Herstellung der meisten Wirkwaren in Amerika die Voraussetzungen einer Mas- 
senproduktion geschaffen werden. Für die Fabrikation von Wirkwaren ist im all- 
gemeinen der Faktor Arbeitskraft von geringerer Bedeutung, manche Maschine 
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‚arbeitet weitgehend automatisch, so daß die amerikanische Industrie so billig ar- 
"beiten kann, daß sie teilweise, allerdings fast nur für Strümpfe, die europäische 
"unter sonst gleichen Bedingungen schlagen kann. Aber trotzdem wurden Zollsätze 
‘von 30 bis 609%), für Strümpfe festgesetzt, um jede Einfuhr von Strümpfen un- 
möglich zu machen, um der heimischen Industrie den eigenen Markt restlos vor- 
‚zubehalten. Während die amerikanische Industrie Strümpfe in Europa verkauft, 
kann die zumindest ebensogut und ebenso billig arbeitende europäische Indu- 
strie fast nichts nach Amerika exportieren. 

Eine interessante Ausnahme stellen Handschuhe aus baumwollnen Wirkstoffen dar. 
Vor dem Kriege wurde der amerikanische Bedarf an diesen Handschuhen restlos durch 
Import aus Deutschland gedeckt. Die Kriegsereignisse bedingten die Aufnahme dieses 

. Wirtschaftszweiges durch die amerikanische Industrie, die bis etwa ıgı9 ihre Produk- 
tion so weit ausdehnen konnte, daß sie den Bedarf des Landes fast deckte. Doch 
als ab 1920 wieder deutsche Handschuhe eingeführt wurden, stieg der Import 
rapide, fiel die Produktion auf einen nicht nennenswerten Umfang. Genauere 
Untersuchungen haben ergeben, daß für die einzelnen Arten von Handschuhen 
ein Zollsatz von 85 bis 132°/, notwendig wäre, um den Import zum Stoppen zu 
bringen. Zu einem solchen Zollschutz haben sich die amerikanischen Politiker 
doch nicht entschließen können, so daß zumindest hier noch gewisse Absatz- 
möglichkeiten bestehen. Kurz erwähnt sei auch noch, daß für Erzeugnisse aus 
Flachs, Hanf und Jute die Absatzmöglichkeiten der europäischen Industrie etwas 
"günstiger liegen als für die anderen Zweige, doch spielen diese Erzeugnisse keine 
so große Rolle. Dagegen ist es dem neu aufkommenden Zweig der Textilindustrie, 
der Kunstseidenindustrie, geglückt, sich mit Hilfe von Zöllen von Anfang an eine 
ähnliche Stellung zu verschaffen wie die Seide, Woll- und Baumwollindustrie. 
Diese Zölle auf Kunstseideerzeugnisse haben die europäischen Fabrikanten zum 
Teil dadurch umgangen, daß sie eigene Fabriken in Amerika errichteten. Sie 
genießen also ähnliche Vorteile wie die amerikanischen Industriellen, doch welt- 
wirtschaftlich gesehen wäre es rationeller, wenn die europäischen Fabrikanten 
ihre Erzeugnisse nach Amerika exportieren, da sie in Europa billiger fabrizieren 
können als ın Amerika. 

Metallzölle 

Für die Gestaltung des Außenhandels sind selbstverständlich die $erschiedensten 
Momente entscheidend, als Grund der Geringfügigkeit des Importes irgendeiner 
Ware kann nie die Zollpolitik allein angeführt werden, aber die Zollpolitik ist 
doch wohl als die wesentlichste Ursache dafür anzusehen, daß trotz der hohen 
Kaufkraft des amerikanischen Marktes, trotz der geringen Konkurrenzfähigkeit 
der amerikanischen Textilindustrie ein Import von Textilien seitens der U. S. A. 
Ausnahmeerscheinung ist. Dasselbe gilt für die verschiedensten Metalle und Me- 
tallwaren, wenn auch ohne Zweifel einige Zweige dieser weitverzweigten Industrie 
so konkurrenzfähig sind, daß den Zöllen keinerlei größere Bedeutung mehr bei- 
gemessen werden kann. Aber wo an sich ein Import von Metallen und Metall- 
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waren noch möglich wäre, verhindert die amerikanische Zollpolitik diesen Import. | 
Die Gruppe Metalle und Metallwaren umfaßt eine solche Fülle verschiedenster 
Erzeugnisse, daß es schwer ist, etwas Allgemeingültiges zusammenfassend zu 
sagen. Deswegen seien nachstehend die Zölle auf einige wichtige Erzeugnisse in 
ihrer weltwirtschaftlichen Bedeutung gewürdigt. 

Die amerikanischen Zölle auf Erzeugnisse der Eisen- und Stahlindustrie sind 
als typisches Beispiel dafür anzuführen, wie ein Import, der an sich zwar nicht 
in beträchtlichem, aber doch in nennenswertem Umfange möglich wäre, auf ein 
Minimum begrenzt wird, wie die Zölle die eine Aufgabe erfüllen, den Markt, der | 
an sich speziell aus Frachtgründen der amerikanischen Industrie weitgehend vor- 
behalten ist, ihr restlos reserviert wird, wie auch da der Absatz europäischer Pro- 
dukte verhindert wird, wo er an sich möglich wäre, nämlich in den Küsten- 
gebieten. Es ist der europäischen Industrie nicht einmal die Möglichkeit gegeben, 
die Waren abzusetzen, auf die sie sich spezialisiert hat. Wie geringfügig der Im- 
port ist, geht daraus hervor, daß für 1925 der Wert der Erzeugnisse der amerika- 
nischen Hochöfen mit 765, der der Stahl- und Walzwerke mit 2946 Mill. Dollar 
angegeben wird, während 1926 Roheisen, Rohstahl und Walzwerkerzeugnisse im 
Werte von nur 34 Mill. Dollar importiert wurden. Der Import sagt also nichts 
im Vergleich zur heimischen Produktion, während andererseits der Export der 
amerikanischen Eisen- und Stahlindustrie immer weiter ausgedehnt wird, es ergab 
sich z. B. 1927 bei einem Export von 2,2 Mill. t eine Exportbasis von 1,4Mill. t. 
Schon diese Zahl über die Exportbasis deutet an, daß an sich die amerikanische 
Eisen- und Stahlindustrie konkurrenzkräftig ist und auf den Zoll nicht allzusehr 
angewiesen sein kann. 

Dies trifft z. B. für Roheisen zu. ıgı3 wurde Roheisen auch auf die Freiliste 
gesetzt, aber 1922 wurde ein Zollsatz von 0,75 Dollar per t festgesetzt, der 1927 
auf 1,125 Dollar erhöht wurde. Dieser Zollsatz ist nicht besonders hoch, aber doch 
als eine gewisse Anormalität zu betrachten, da fast nichts importiert wird. 1925 
belief sich z. B. die Produktion auf 36 Mill. t, wovon 76°/, in denselben Werken 
weiter verarbeitet wurden, der Import jedoch auf nur 441 000 t. Seitdem ist, spe- 
ziell als Folge der Zollerhöhung, ein wesentlicher Rückgang des Importes zu ver- 
zeichnen gewesen. Die Konkurrenz dieses importierten Roheisens macht sich nur 
innerhalb eines höchstens 200 Meilen von den Importhäfen entfernt gelegenen 
Gebiet bemerkbar, und dort infolge der Geringfügigkeit der importierten Mengen 
auch kaum in nennenswertem Umfang. Auch bei Zollfreiheit könnte Europa nicht 
viel Roheisen nach Amerika exportieren, aber der jetzige Zollsatz macht jedes 
gewinnbringende Exportgeschäft unmöglich. 

\ Die importierten Walzwerkerzeugnisse machen ebenfalls einen überaus gering- 
fügigen Prozentsatz der heimischen Produktion aus, können ebenfalls im allge- 
meinen nur in den eigentlichen Küstengebieten abgesetzt werden, während ins 
Innere des Landes nur einige wenige europäische Qualitätserzeugnisse gelangen. 
Es besteht sogar für Walzwerkerzeugnisse eine beachtliche Exportbasis, und doch 
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ist auch dieser Zweig der amerikanischen Wirtschaft durch eine hohe Zollmauer 
geschützt, für die wichtigsten Erzeugnisse beläuft sich der Zollsatz auf 200/,. Bei 

Fehlen des Zolles würde ein gewisser Export der europäischen Wirtschaft mög- 
lich sein, doch ist jetzt jedes Exportgeschäft Ausnahmeerscheinung, die Zölle sind 
2 als ein ausgesprochener Schutz des Marktes der Küstengebiete aufzufassen, der so- 
mit der heimischen Industrie vorbehalten wird. Für die einzelnen Erzeugnisse 
der Walzwerke liegen die Verhältnisse durchaus verschieden, doch sei ein Beispiel 
näher ausgeführt. ı880 wurde noch fast der gesamte amerikanische Bedarf an 
Weißblech durch Import gedeckt, der sich damals auf 379 Mill. Ib belief. Bis 
1927 schrumpfte dieser Import auf 2,3 Mill. Ib zusammen, in derselben Zeit- 
spanne ging die Industrie zum Export über, der 1927 den beträchtlichen Umfang 
von 578 Mill. Ib erreichte. Heute exportiert also Amerika weit mehr Weißblech 
als es 1880 importierte, die Zeit scheint nicht mehr ferne, wo Amerika England 
aus seiner Stellung als wichtigsten Weißblechexporteur verdrängt. Interessant ist 
nun, daß auch dieser Wirtschaftszweig, der sich wohl von allen der amerikanischen 
Metallindustrie am fabelhaftesten entwickeln konnte, durch einen Zollsatz von gut 
200/, gegen die ausländische Konkurrenz geschützt ist. Dieser Fall ist als typisch 
dafür anzusehen, wie trotz bedeutsamer Exportbasis an einem Zollsatz festgehalten 
wird, damit auch nicht die kleinste Menge ins Land hineinkommt. 

Während die amerikanische Zollpolitik für Erzeugnisse der Walzwerke Europa 
nicht mehr allzu sehr interessieren kann, da mit einigen Ausnahmen ein Fortfall 
der Zölle die Absatzmöglichkeiten nur bis zu einem gewissen Grade erhöhen würde, 
‚ ist den Zöllen auf Kleineisenwaren eine größere Bedeutung beizumessen. Diese 
Zölle dürften von einigen Ausnahmen abgesehen, wie denen auf Rasierklingen, 
notwendig sein, wenn Amerika die betreffenden Wirtschaftszweige aufrechterhal- 
ten will, die Einführung einer Zollfreiheit dürfte der europäischen Wirtschaft die 
Möglichkeit geben, den amerikanischen Bedarf an diesen Waren fast restlos zu 
decken. Ein besonders hoher Zoll, nämlich im Durchschnitt von 93°/,, lastet auf 
 Messerschmiedewaren. Wenn auch Messerschmiedewaren im Welthandel nicht 
allzuviel besagen, so darf doch nicht unbeachtet bleiben, wie sich Amerika auch 
für diese Fabrikate gegenüber dem Ausland absperrt, wie es darauf bedacht ist, 
auch jede kleinste Sache herzustellen. Die Folge ist die allmähliche Verdrängung 
der europäischen Messerschmiedewaren vom amerikanischen Markt. Der amerika- 
nische Import von Messerschmiedewaren ging von ıgı2 bis 1927 von 2,1 auf 
ı,4 Mill. Dollar zurück, besonders bemerkenswert ist der Importrückgang für 
Scheren von 626000 auf 323000 und der zusammenklappbaren Messer von 
835000 auf 232 000 Dollar. Der Import von Scheren ist zu 1ı30°/, mit Zöllen 
belastet, dies bedeutet eine besonders starke Belastung für die deutsche Industrie, 
die die Produktion von Scheren ausgebaut hat und vor dem Kriege weitgehend 
den amerikanischen Bedarf an Scheren deckte. Der Zöllsatz auf zusammenklapp- 
bare Messer schwankt zwischen 85 und ı710/, des Wertes. Nicht unerwähnt sei, 
daß trotz Exportbasis auf Rasierapparate und -Rlingen ein hoher Zollsatz von 
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teilweise mehr als 40°/, steht, der den Import von Qualitätserzeugnissen und bil- 


ligen Waren treffen, den heimischen Markt der eigenen Industrie restlos vorbe- 


halten soll. Ähnlich liegen die Verhältnisse für andere Zweige der Kleineisen- 
industrie, die allerdings teilweise nicht mehr so hohen Schutzes bedürfen. 
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Überaus verschiedenartig ist Amerikas weltwirtschaftliche Stellung für andere 1 


Metalle. Teilweise besteht Zollfreiheit, weil die Produkte in Amerika nicht ge- 
wonnen werden oder weil eine Exportbasis besteht, so für Zinnerze, Zinn, Nickel- 
erze, Kupfererze, Kupfer und gewisse Zinkerze. Bedeutsam ist für Europa vor 
allem, daß im Gegensatz zur Zollfreiheit für Kupfer für die Fertigwaren der Kupfer- 
industrie hohe, teilweise 40°/, ausmachende Zölle bestehen, die absolut prohibitiv 
wirken. Der Import von Kupferwaren belief sich 1927 auf nicht einmal 
200000 Dollar. Die Zölle dienen auch in diesem Falle nur dazu, den Import 
auch als Ausnahmeerscheinung zum Verschwinden zu bringen. Zu den am schärf- 
sten umkämpften amerikanischen Zöllen gehört der auf Aluminium, weil auf dem 
amerikanischen Aluminiummarkt der weitverzweigte Mellon-Trust ein Monopol 
inne hat und somit die Gefahr sehr groß ist, daß der Zoll nur der Erzielung von 
Monopolpreisen dient. Infolge dieser Zölle ist jetzt fast nur noch ein Import von 
Aluminium aus den Ländern möglich, deren Aluminiumindustrie unter dem Ein- 
fluß des Trustes steht, ist also der amerikanische Markt fast restlos der heimischen 
Industrie reserviert worden. Dieser Zoll scheint sich weltwirtschaftlich besonders 
scharf auszuwirken, seitdem sich die europäischen Interessenten in einem Kartell 
zusammengeschlossen haben. Der amerikanische Aluminiumpreis ist etwas höher 
als der des europäischen Kartelles. Es müßten also an sich günstige Absatzmöglich- 
keiten für die europäische Industrie auf dem amerikanischen Markt bestehen, 
durch den Zollschutz wird aber das europäische Aluminium so verteuert, daß es 
nur zu einem höheren Preise angeboten werden kann als das amerikanische. 
Diese sichere Stellung auf dem amerikanischen Markt stärkt die Expansionskraft 
des amerikanischen Trustes, es ist wahrscheinlich, daß es zwischen den beiden 
Konkurrenten zu einem scharfen Ringen auf dritten Märkten kommt, wobei es 
als durchaus möglich erscheint, daß anormale Kampfmaßnahmen nicht ausbleiben. 

Als am unrationellsten müssen Zölle auf Maschinen betrachtet werden, denn 
diese erschweren eine fortschreitende Industriealisierung des Landes. Zollfreiheit 
oder geringfügige Zölle sind deswegen auch für Maschinen die Regel in der Zoll- 
politik aller Länder. Amerika betreibt dagegen eine entgegengesetzte Politik. 1926 
kamen zollfrei ins Land nur Maschinen im Werte von 5,3 Mill. Dollar, mit Zoll 
belastet war die Einfuhr von 20,6 Mill. Dollar, und zwar zu durchschnittlich Le 
dieses Importwertes. Während zwischen den industriealisierten Ländern ein sehr 
reger Austausch von Maschinen besteht, da fast jedes Land sich auf die Herstel- 
lung einiger Maschinen spezialisiert hat, ist Amerikas Stellung im internationalen 
Maschinenhandel absolut einseitig. Amerika exportiert zwar seine Spezialmaschinen, 
und zwar 1927 im Werte von 435 Mill. Dollar, importiert aber fast nichts, näm- 
lich 1927 nur für 25 Mill. Dollar. Wir erhalten also auch für Maschinen das für 
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_ die amerikanische Wirtschaft typische Bild: Amerika läßt fast nichts ins Land 


‚ hinein, reserviert mit Hilfe hoher Zölle den heimischen Markt für die eigene 
Industrie. - 


_r 


Die Chemiezölle 
Das beste Beispiel, wie gerade in letzter Zeit mit Hilfe hoher Zölle der ameri- 


 kanischen Industrie die Verdrängung der ausländischen Koukurrenz vom einhei- 
' mischen Markt erleichtert und ermöglicht wurde, sind die Zölle auf Kohlenteer- 


 erzeugnisse. Diese Zölle waren im letzten Jahrzehnt nicht nur stark umkämpft, 


sondern auch größeren Änderungen unterworfen. Die jetzt bestehenden Zölle sind 
teils Wertzölle, teils spezifische Zölle, sie betragen für Kohlenteerzwischenerzeug- 


nisse im Durchschnitt 520/,, für Rohlenteerfarben 51°/,, während Rohmaterialien 


frei ins Land kommen. Am bedeutsamsten unter diesen Kohlenteererzeugnissen 
sind die] Kohlenteerfarben, für die Deutschland noch immer führend ist. Für 1926 
wird, die deutsche Produktion auf ı65 Mill. Ib geschätzt, die U. S. A. stehen 
mit 88 Millionen an zweiter Stelle, es folgen England und Frankreich mit einer 


Fabrikation von je 30 Mill. Ib, sowie die Schweiz und Japan mit einer Produk- 


tion von etwa 20 Mill. Ib. Das weltwirtschaftlich bedeutsamste Ereignis der letzten 
Zeit ist der Rückgang des Exportes Deutschlands, das allerdings noch immer 
mehr Kohlenteerfarben exportiert als alle anderen Länder zusammen. Der deutsche 


- Export fiel von 239 Mill. Ib im Jahre 1923 auf 82 Mill. 1b im Jahre 1926. Zwar 


ist seit 1924 eine Steigerung des Exportes zu verzeichnen, aber es dürfte fürs erste 
nicht möglich sein, den großen Rückgang der Kriegszeit wieder einzuholen. Der 
zweitwichtigste Exporteur sind die U.S. A., die 1913 keinen Kohlenteerfarben- 
export aufwiesen, 1926 dagegen einen solchen von 26 Mill. Ib, doch setzt sich 
dieser Export sehr einseitig zusammen, exportiert werden fast nur Indigo und 
Schwefelschwarz. Wichtige Exportländer sind ferner die Schweiz, England und 
Frankreich. Das wichtigste Importland ist weiterhin China geblieben, vor dem 
Kriege war das zweitwichtigste Importland die U. S. A., deren Import jedoch von 
46 Mill. Ib im Fiskaljahr ıgı4 auf 4,6 Mill. Ib im Jahre 1926 zurückging. Was 
auf der Exportseite für den Weltmarkt der Rückgang des deutschen Exportes be- 
deutet, dem entspricht auf der Importseite der Verlust des amerikanischen Marktes. 
Fast go Mill. Ib Kohlenteerfarben könnte unter der Voraussetzung gleichgeblie- 
bener Kaufkraft Deutschland heute auf dem Weltmarkt mehr absetzen, als es tat- 
sächlich der Fall ist, wenn nicht diese wesentliche Änderung der amerikanischen 
Stellung auf dem Weltmarkt für Kohlenteerfarben vom zweitwichtigsten Import- 
zum zweitwichtigsten Exportland eingetreten wäre, wenn nicht die Amerikaner 
mit allen zollpolitischen Mitteln eine eigene Industrie aufgebaut hätten und das 
Erreichte zu behaupten suchten. In diesem einen Beispiel zeigt sich besonders kraß, 
wie die Industrie eines Landes durch die Schutzzollbestrebungen Amerikas be- 
troffen wird. 

Die Amerikaner können heute stolz darauf hinweisen, daß sie etwa g90°/, des 
Bedarfes des Landes an Farben durch die eigene Industrie decken und darüber 
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hinaus sogar 16°/, des Produktionswertes der Farbenindustrie exportieren können. 
Importiert werden von Amerika heute im wesentlichen hochwertige Farben, die ; 
allerdings immer nur in geringen Mengen ins Land kommen, ist es doch Aus- 1 
nahme, wenn von irgendeiner Farbe jährlich mehr als 100000 Ib von Amerika 
eingeführt werden. Daß im wesentlichen hochwertige Farben eingeführt werden, 
geht auch daraus hervor, daß sich der Import mengenmäßig auf 5,30/, der Totalpro- 
duktion, wertmäßig jedoch auf ı10/, belief. Die Amerikaner weisen ferner darauf 
hin, daß die Preise der von der heimischen Industrie gelieferten Farben eine rück- 
wärtige Tendenz aufweisen und sicherlich in naher Zukunft die Fabrikation der 
wichtigsten Farben nicht mehr des jetzigen hohen Schutzes bedürfe, wie esjaschon 
bei Indigo der Fall sei. Ohne Zweifel hat die Entwicklung der amerikanischen 
Farbenindustrie gezeigt, daß die Voraussetzung für die Herstellung einiger billiger 
Farben wie für Indigo durchaus günstig sind, es wäre damit zu rechnen gewesen, 
daß auch ohne die Kriegsereignisse die Fabrikation dieser Produkte sich allmäh- 
lich entwickelt hätte und somit eine Farbenindustrie, von der in der Vorkriegszeit 
noch nicht gesprochen werden konnte, aufgekommen wäre. Aber dieser künstliche 
gewaltsame Aufbau, den wir in den letzten Jahren erlebt haben, dürfte rein wirt- 
schaftlich gesehen, kaum zu rechtfertigen sein. Im allgemeinen sind die Produk- 
tionsvoraussetzungen der Farbenindustrie, hingewiesen sei z.B. auf die Notwendig- 
keit sorgfältiger Ausführung und auf die der Spezifizierung, der Mannigfaltigkeit, 
jedoch nicht so, daß dieser Wirtschaftszweig als ein den amerikanischen Verhält- 
nissen angepaßter aufzufassen wäre. Unter dem Gesichtspunkt des Prinzipes der 
internationalen Arbeitsteilung wäre es vorteilhafter gewesen, den amerikanischen 
Bedarf weiterhin weitgehend durch Import aus Deutschland und der Schweiz zu 
decken. 

Diese Farbenzölle sind als die weltwirtschaftlich bei weitem bedeutsamsten 
Chemiezölle aufzufassen, doch man würde den Tatsachen nicht gerecht, wenn 
nicht zumindestens noch kurz die anderen Zölle gewürdigt würden, die im 
amerikanischen Zolltarif unter dem Sammelbegriff Chemikalien zusammengefaßt 
sind. Ausführliche Darstellungen dürften sich erübigen, da stets wieder dieselben 
Probleme und Tatbestände auftauchen. Bemerkenswert ist, daß einige Chemikalien 
zollfrei ins Land kommen. Dies gilt vor allem für Düngemittel, allerdings mit den 
zwei Ausnahmen der Zölle auf Ammoniumsulfat und auf künstlichen Harnstoff. 
Diesen ist aber keine größere Bedeutung beizumessen, zumal es überaus wahrschein- 
lich erscheint, daß bei einer Zollrevision alle Düngemittel auf die Freiliste gesetzt 
werden. Der Import der Düngemittel belief sich 1927 auf 59 Mill. Dollar, was 
fast ebensoviel ausmacht wie der Import aller anderen Chemikalien. Die Zollfrei- 
heit für Düngemittel soll in ihrer Bedeutung keinesfalls unterschätzt, aber es muß 
doch betont werden, daß auch bei einer Politik des absoluten Schutzzolls für 
Düngemittel nichts anderes als eine Zollfreiheit möglich ist, da einerseits für 
einige Düngemittel Exportbasis besteht, anderseits durch den Import anderer 
kein amerikanischer Fabrikant geschädigt wird. Diese Zollfreiheit ist ferner als 


er 
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Geschenk an die Farmer zu werten, die 1922 unbedingt darauf bestanden, daß 
nicht nur die von ihnen benötigten Maschinen sondern auch die Düngemittel frei 
ins Land kämen. Außer Düngemitteln kommen noch einige andere Chemikalien 
zollfrei ins Land, aber auch die Zollfreiheit für diese Waren ist absolute Selbst- 
verständlichkeit, denn es handelt sich entweder um Rohmaterialien, wie z. B. die 
schon erwähnten Kohlenteerrohstoffe, oder um Fertigwaren, die aus irgendwelchen 
Gründen nicht in Amerika in der gewünschten Menge oder Qualität herstellbar 
sind. Teilweise wird allerdings die Einfuhr dieser F ertigwaren durch einen Finanz- 
zoll belastet, als Beispiel sei Menthol angeführt. Für andere Chemikalien ist wieder- 
um die amerikanische Industrie so konkurrenzkräftig, daß trotz Zollfreiheit ein 
Export nach Amerika in nennenswertem Maße nicht möglich, also ein Zoll über- 
flüssig ist. Als wichtigstes Beispiel hierfür sei Schwefelsäure genannt. 

Diese Zollfreiheit für einige Chemikalien ist in keiner Beziehung als typisch 
anzusehen. Als Regel ist vielmehr festzustellen, daß auf Chemikalien 1922 ein 
sehr hoher Zoll festgesetzt wurde, daß sogar seitdem auf Grund des Abschnittes 3 15 
des Zolltarifes für mehrere Chemikalien Zollerhöhungen vorgenommen wurden. 
Diese Zollpolitik hat sich in der Regel dahin ausgewirkt, daß der Import auf ein 
nicht nennenswertes Minimum zusammenschrumpfte. Dies trifft außer für Kohlen- 
teererzeugnisse z. B. für Heilmittel, pharmazeutische Erzeugnisse, Pigmente, Farben, 
Lacke, Alkohol, Säuren und andere industrielle Chemikalien zu. Vielfach ist es 
der amerikanischen Industrie sogar möglich gewesen, zum Export überzugehen, 
für viele Chemikalien besteht heute eine Exportbasis, so daß der Zoll eigentlich 
nur noch die eine Aufgabe zu erfüllen hat, den Import nach Teilgebieten des 
amerikanischen Marktes oder den sonstwie als Ausnahmeerscheinung möglichen 
Import zu verhindern. Selten ist es, wenn trotz des hohen Zolles ein größerer 
Import möglich und ein Ringen der heimischen und der ausländischen Industrie 
um den inneren Markt festzustellen ist, wie es z. B. bei Kalıiumverbindungen der 
Fall ist. Im allgemeinen läßt die hohe amerikanische Zollmauer nur den Import 
von Qualitätserzeugnissen, speziell von Markenartikeln zu, die sich seit Jahren 
eines solchen Ansehens erfreuen, daß sie immer wieder vom amerikanischen 
Konsumenten bevorzugt werden, wie es z. B. bei französischen Parfümerien der 
Fall ist. 

Das europäische Exportinteresse 

Die Industriealisierung der U. S. A. hätte an sich nicht zu einer weitgehenden 
Verdrängung der europäischen Industrie vom amerikanischen Markt zu führen 
brauchen, hat uns doch die Geschichte des Welthandels gezeigt; daß die organisch 
vor sich gehende Industrialisierung eines Landes die früheren Lieferanten dieses 
Landes kaum schädigt; daß sich vielmehr ein reger Handel zwischen den alten 
und den neu aufkommenden Industriestaaten zu entwickeln pflegt. Heute besteht 
ein überaus reger Handelsverkehr zwischen den einzelnen Industriestaaten; für 
die europäischen Industrieländer hätte das reiche Amerika, das sich immer stolz 
das Land der größten Kaufkraft der Welt nennt, das wichtigste Absatzgebiet sein 
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müssen, aber tatsächlich nehmen die U. $. A. im Güteraustausch der Industrie- 
länder nicht den Platz ein, der ihnen gebührt. Die amerikanische Zollpolitik hat 
diese Entwicklung in der Hinsicht beeinflußt, daß sich die U. S. A. weitgehend 
gegen die anderen Industrieländer abschlossen. Für Deutschland ist z. B. nicht 
nur England sondern sogar Holland ein wichtigeres Absatzgebiet als die U. S. A., 
ist die Tschechoslowakei fast ebenso wichtig wie das große reiche Amerika. Ja das 
kleine Holland nimmt an deutschen Waren fast doppelt soviel auf wie die U. S. A. 
Noch bedeutungsloser ist die Stellung der U. S. A. als Absatzgebiet für französische 
Waren. 19,7°/, des französischen Exportes gingen nämlich 1925 nach England, 
16,7°/, nach Belgien und Luxemburg, 8,3 0/, nach Deutschland, dagegen nur 6,7 0/8 
nach den U. $. A. Nur einige wenige Länder können in größeren Mengen einige 
Waren in Amerika absetzen, und zwar die Zeilulose und Zeitungspapier liefernden 
Länder Norwegen, Schweden und Finnland. Diese allgemeinen Zahlen seien durch 
einige spezielle über die beiden wichtigsten europäischen Industrieländer ergänzt. 

„Die hohen amerikanischen Zölle sind von großem Einfluß auf den Export von 
Fertigwaren, für den Deutschland speziell interessiert ist,“ so schreibt im „German 
Commerce Yearbook“ Posse, ein maßgeblicher Sachverständiger in diesen Fragen. 
Für den deutschen Export ist der einiger Zweige der Fertigwarenindustrie, wie 
besonders der Textil-, Stahl-, Maschinen und der chemischen Industrie, ent- 
scheidend. Von dem umfangreichen deutschen Textilexport gingen 1926 nur 9°/, 
nach den U. S. A. Für die einzelnen Zweige der Textilindustrie liegen die Verhält- 
nisse verschieden, relativ geringfügig ist der Anteil des Exportes nach den U. S. A. 
am Gesamtexport für Garne, Seide- und Wollgewebe; bedeutsamer für Baumwoll- 
gewebe und besonders für Gewebe und Flachs. Vom deutschen Stahlexport gingen 
in demselben Jahr nicht einmal 4°/, nach den U.S. A., dies ist überaus be- 
merkenswert, denn die deutsche Stahlindustrie ist weitgehend auf Export an- 
gewiesen. Die Klagen aus den Kreisen der deutschen Stahlindustrie über diesen 
Teil ihres Exportgeschäftes verstummen deswegen nie. Auf ungefähr den gleichen 
Prozentsatz, 4,5°/, beläuft sich Amerikas Anteil am deutschen Maschinenexport. 
Absatzmöglichkeiten bestehen eigentlich nur für Textilmaschinen und im gewissen 
Grade auch für Werkzeugmaschinen. Vom deutschen Metallwarenexport nahmen 
die U. S. A. 50/, auf, vom Export der deutschen chemischen Industrie 10°/,, doch 
ist beachtlich: daß gerade die chemische Industrie in letzter Zeit über eine weitere 
Verdrängung vom amerikanischen Markt zu klagen hatte. Es besagt demgegenüber 
nichts, wenn einige weniger bedeutende deutsche Wirtschaftszweige, wie z. B. die 
Papier-, Glaswaren-, Lederwaren-, Tonwaren-, Porzellanwaren- und Spielwaren- 
industrie einen etwas höheren Anteil ihres Exportes in den U. S. A. absetzen 
können, denn entscheidend für die Gesamtwirtschaft sind doch die großen Zweige, 
und für die bedeutet es viel, wenn sie 50/, ihres Exportes in den U. S. A. absetzen 
können. 

Entsprechend liegen die Verhältnisse für die englische Industrie; so daß wir uns 
auf einige kurze Angaben beschränken möchten. Vom englischen Fertigwarenexport 
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des Jahres 1926 gingen nur etwa 7°/, nach den U. S. A. Die besten Absatzmöglich- 
keiten bestanden für die kleineren englischen Industriezweige, für die großen ent- 
scheidenden Industrien bedeutet dagen der amerikanische Markt nicht viel. Vom 
englischen Gesamtexport von Eisen und Stahl ging z.B. 1926 etwa 20/, nach den 
U.S. A., Amerikas Anteil am Export von Messerschmiedewaren, Metallwaren, Instru- 
menten und Werkzeugen belief sich auf nicht einmal 0,2°/,, der am Maschinen- 
export auf ı%/,, der am Export elektrischer Apparate allerdings auf 100/,, der der 
Baumwollindustrie auf nur 30/,, der der chemischen Industrie auf etwa un, 


Schlußbetrachtungen 


Das im obigen unterbreitete Material dürfte wohl als genügender Beweis dafür 
angesehen werden, daß Amerika eine Politik des absoluten Schutzzolles für In- 
dustrieprodukte führt, worunter zu verstehen ist, daß die Zölle so hoch festgesetzt 
werden, daß ein Import immer nur eine Ausnahmeerscheinung sein kann. Es liegt 
die Tatsache der hohen Zölle auf Industrieprodukte vor und die des geringen 
Importes von Fertigwaren seitens der U.S. A. Die Frage, ob zwischen diesen 
beiden Momenten ein ursächlicher Zusammenhang bestehe, ist zu bejahen. Es 
ist zwar unabstreitbar; daß einige amerikanische Wirtschaftszweige so konkurrenz- 
fähig sind, daß sie, speziell auch begünstigt durch Frachtenschutz, eines Zoll- 
schutzes nicht bedürfen. Es ist ferner ohne Zweifel, daß einige andere Waren aus 
anderen Gründen, wie z. B. aus denen der Mode, der Unterschiede zwischen den 
"Gewohnheiten amerikanischer Käufer und europäischer Produzenten, nicht in den 
‚Mengen importiert werden, wie es an sich möglich wäre, alle diese verschiedenen 
Momente sprechen mit, aber ohne Zweifel ist die amerikanische Zollpolitik der 
wichtigste Erklärungsgrund für den geringen Import von Industrieprodukten. Es 
ist doch bezeichnend, daß Amerika auch Zölle auf die Einfuhr der Waren erhebt, 
für die eine ausgesprochene Exportbasis besteht, um eben auf jeden Fall den Im- 
port zur Ausnahmeerscheinung zu machen oder gar völlig zu verhindern. 

Die weltwirtschaftliche Bedeutung dieser amerikanischen Industriezölle ist darin 
zu sehen; daß sie der nun einmal auf einen Export angewiesenen europäischen 
Fertigwarenindustrie den Absatz nach dem großen reichen amerikanischen Markt 
weitgehend unterbinden; daß sie die internationale Arbeitsteilung, die Verwirk- 
lichung des Gedankens, daß die Waren immer nur da produziert werden sollen, 
wo die Herstellung mit den geringsten Unkosten verbunden ist, in starkem Maße 
stören und somit die allgemeinen Produktionskosten, das Weltpreisniveau erhöhen. 
Durch diese Zollpolitik wird die Stellung der U. S. A. in der Weltwirtschaft wesent- 
lich beeinflußt, bestimmt nicht zugunsten Europas; inwieweit zugunsten Amerikas, 
diese Frage soll hier noch nicht entschieden werden, sondern einer weiteren Unter- 
suchung vorbehalten bleiben. Bei der Beantwortung dieser Frage ist ja nicht nur 
die Zollpolitik zu berücksichtigen, sondern auch zu beachten, daß die von der 
Zollpolitik ausgehende Tendenz von anderen Maßnahmen gefördert oder gehemmt 
werden kann. Alle diese Fragen über die weltwirtschaftliche Stellung der U. S. A. 
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sollen in einem späteren Artikel behandelt werden, dann wird uns auch die 
Möglichkeit gegeben sein, abschließendes über die gegenwärtige und die zukünftige 
weltwirtschaftliche Bedeutung der amerikanischen Hochschutzzollpolitik zu sagen, 
die Fragen zu beantworten, die in der Einleitung des Artikels über die weltwirt- 
schaftliche Bedeutung der amerikanischen Agrarzölle im Juliheft 1928 dieser Zeit- 


schrift gestellt wurden. 


GERHARD HERRMANN: 


Strukturwandlungen der 


Strukturwandlungen der deutschen 
Volkswirtschaft. Vorlesungen, gehalten in 
der Deutschen Vereinigung für Staatswissen- 
schaftliche Fortbildung, herausgegeben von 
Prof. Dr. Bernhard Harms. Zweite neubear- 
beitete Auflage, etwa 1000 Seiten, 2 Leinen- 
bände RM 25.—. Reimar Hobbing Verlag 
Berlin, 1928. 

Es scheint, als ob trotz aller Nöte und Schwie- 
rigkeiten im einzelnen das politisch-wirtschaft- 
liche und kulturelle Leben in Deutschland sich 
nun soweit konsolidiert hat, daß es wünschens- 
wert und möglich ist, ein Fazit zu ziehen, den 
heutigen Stand der Dinge mit dem der Vor- 
kriegszeit zu vergleichen. Besonders im Wirt- 
schaftsleben sind die vielen Neu- und Umbil- 
dungen jetzt übersehbar, und der Abstand zu 
dem Zusammenbruch der Kriegs- und Inflations- 
Jahre ist weit genug geworden, um diehistorischen 
Zusammenhänge besser überblicken zu können 
als es noch vor wenigen Jahren möglich war. 

Ein wie großes Bedürfnis nach einer allge- 
meinen Orientierung über die wichtigsten Um- 
wandlungen der deutschen Wirtschaft in weiten 
Kreisen bestand und besteht, zeigt sich schon 
daraus, daß bereits nach wenigen Monaten — ein 
seltenes Ereignis bei wissenschaftlichen Büchern 
— eine zweite Auflage des obigen Werkes vorliegt. 

Bei der ständig steigenden Vielfalt der wirt- 
schaftlichen Ereignisse ist es heute einem Ein- 
zelnen unmöglich geworden, dieses Riesenthema 
allein zu umspannen, also benutzte man die 
Form des Sammelwerkes. Doch ist das Ganze 
einheitlicher als man bei derartigen Unterneh- 
men erwarten kann, und ist schon aus diesem 
Grunde dem „Wirtschaftsjahrbuch für Industrie 


deutschen Volkswirtschaft 


und Handel des Deutschen Reiches“*), mit dem 
es sonst manche Berührungspunkte hat, vorzu- 
ziehen. Der Hauptgrund liegt, neben der ge- 
schickten Regie von Bernhard Harms, darin, daß 
die einzelnen Aufsätze nicht ad hoc geschrieben 
sind, sondern der Niederschlag eines vierwö- 
chentlichen Beamtenlehrkursus der „Deutschen 
Vereinigung für Staatswissenschaftliche Fort- 
bildung“ sind. Die ursprüngliche Form des 
Vortrags, noch dazu vor einem außerfachlichem 
Kreise, haben dem Ganzen eine Lebendigkeit 
verliehen, die diese beiden Bände gerade für 
den bücherfeindlichen Praktiker, den jungen 
Studenten und den wirtschaftlich interessierten 
Staatsbürger— und das sollte heute Jeder sein — 
sehr geeignet machen. 

Da die meisten Beiträge sich darauf konzen- 
trieren, die entscheidenden Probleme und Ent- 
wicklungstendenzen herausarbeiten und die Bei- 
bringung von Einzelmaterial tunlichst beschrän- 
ken, werden eine Reihe von Fragen behandelt, 
die die unmittelbar im Thema gestellte Auf- 
gabe überschreiten. Denn der Strukturwandel 
der deutschen Volkswirtschaft kann nur auf 
dem Hintergrund der weltwirtschaftlichen und 
europäischen Wandlungen verstanden werden. 
Ja, es ergibt sich hierbei, daß gerade die 
Schwierigkeiten auf lange Sicht, mit denen die 
deutsche Wirtschaft zu kämpfen hat und noch 
kämpft, in erster Linie weltwirtschaftlich-euro- 
päischen Ursprungs sind. Es zeigt sich aufs 
neue, daß selbst die unsinnigsten Bestimmungen 
des Versailler Diktats nicht eine alleinige Schä- 
digung der deutschen Wirtschaft herbeizuführen 

*) Vergl. Z. f. G. 1928, S$. 1019. 
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_ vermochten, daß nicht das Leid des Einen zur 
_ Freude des Andern gereicht, vielmehr die Wirt- 
schaft Europas und teilweise der ganzen Welt 
eine unauflösliche Einheit darstellt. Die Auf- 
' sätze von Harms, Das neue Deutschland im 


neuen Europa, von Beckmann, Die welt- 
wirtschaftlichen Beziehungen der deutschen 


r 


Landwirtschaft, von Eulenburg, Die deutsche 
Industrie auf dem Weltmarkte und von Tren- 
delenburg, Fragen der Weltwirtschaftspolitik 
beleuchteten diese Zusammenhänge von ver- 
schiedenen Gesichtspunkten. 

Verzichten wir im einzelnen auf ein Eingehen 
auf die übrigen Beiträge und beschränken uns 
auf die den geopolitischen Leser interessierenden 
Fragen, so sind diese ein wenig zu kurz ge- 
kommen, da begreiflicherweise die Gliederung 
des Lehrganges nach wirtschaftswiesenschaft- 
lichen Gesichtspunkten erfolgte, wie sich aus 
den Titeln der einzelnen Abschnitte ergibt: 
Allgemeine Strukturwandlungen, Die Landwirt- 
schaft, Die Industrie, Die Lohnarbeiter, Das 
Handwerk, Der Handel, Der Verkehr, Der Geld- 
markt, Die Staatsfinanzwirtschaft, Das Schrift- 
tum. Infolgedessen ist die ausgesprochen geo- 


“ politische Problematik der deutschen Wirtschaft 


kaum ausdrücklich, meist nur beiläufig behan- 
delt worden. Das gilt besonders für die oben- 
erwähnten Aufsätze weltwirtschaftlichen Cha- 
rakters. Abgesehen von dem Aufsatz Wronsky, 
Deutscher Luftverkehr, der zu breit auf organi- 
satorische Fragen eingeht, als daß die einzigartige 
geopolitische Lage Deutschlands beim Aufbau des 
europäischen Luftverkehrs scharf genug heraus- 
kommt, ist hier nur der, allerdings, hervor- 
ragende, auf dem reichen Material der Zählung 
von 1925 fußende Aufsatz über die Standort- 
verschiebungen der deutschen Wirtschaft von 
Edgar Salin zu nennen. 

Das überraschendste Ergebnis dieser Unter- 
suchung ist die Festellung, daß sich trotz des 
Verlustes von Oberschlesien und der östlichen 
Agrargebiete, sowie der lothringischen Erz- und 
Kalilager keine grundsätzlichen Standortver- 
schiebungen vollzogen haben. Hingegen hat die 
verengte Rohstoffbasis der deutschen Wirtschaft 


zu einer stärkeren Besinnung auf die im Boden 
— und in der Luft— ungehoben schlummernden 
Kräfte geführt. Die fortschreitende Elektrisie- 
rung, besonders im Süd- und Südwestdeutsch- 
land, hat in diesen Gebieten neue Industriali- 
sierungen ermöglicht, bzw. in Württemberg 
standordmäßig bedrohte Industriezweige vor 
dem Absinken bewahrt. Ähnlich hat die kräftig 
gesteigerte Förderung der Braunkohle in Mit- 
teldeutschland ein auf eigentümlicher Symbiose 
von Chemie, Braunkohle und Elektrizität be- 
ruhendes Wirtschaftsgebiet von ausgesprochener 
Eigenart entstehen lassen. 

Die verstärkte Elektrizitätserzeugung ausWasser- 
kraftund Braunkohlehat gleichzeitigdasStandort- 
monopol der Steinkohlenlager gebrochen undeine 
Dezentralisierung der industriellen Lagerung her- 
beigeführt. Diese Entwicklung ist verstärkt wor- 
den durch die wachsende Automobilisierung 
Deutschlands, die heute bereits die Anziehungs- 
kraft der Eisenbahnknotenpunkte gemindert 
hat. 
Salin nur kurz angeschlagenen Gedanken der 
gegenüber 1913 reicheren Gliederung Deutsch- 
lands in eine Reihe verhältnismäßig in sich 
geschlossener Wirtschaftsgebiete nachzugehen, 
Diese Problematik ist ja besonders für den 
mitteldeutschen Wirtschaftsbezirk auf Grund 
neuesten Materials von verschiedenen, allerdings 


Es wäre verlockend gewesen, dem bei 


vorwiegend verwaltungspolitischenGesichtspunk- 
ten in den bekannten Denkschriften des Landes- 
hauptmanns der Provinz Sachsen und des Rats 
der Stadt Leipzig untersucht worden. Um solche 
Untersuchungen fruchtbar zu gestalten, wäre es 
allerdings notwendig, daß Wirtschaftswissen- 
schaftler und Wirtschaftsgeographen mehr mit- 
einander zusammenarbeiten und auch den Lei- 
stungen im „feindlichen Lager“ Beachtung 
schenken. 

Im ganzen können die beiden vorliegenden, 
höchst anregenden Bände sehr empfohlen wer- 
den. Wo die Darstellung — zum Teil unver- 
meidlich — an der Oberfläche bleibt und sich 
auf Andeutungen beschränken muß, ermöglicht 
ein sehr sorgfältig zusammengestellter, umfang- 


reicher Literaturnachweis ein vertieftes Studium. 
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Aroıs MOSER: 
Steyr, die alte Grenz- und Eisenstadt 


Geopolitische Leitlinien im Bild eines Stadtorganismus 


Die Stadt als Landschaft ist erst spät von den Geographen in den Bereich 
ihrer Forschung gezogen worden. Sieht man auf die Zahl der vielen „Heimat- 
bücher“, „Führer“, „Heimatkunden“ usw., wie sie so gut wie jede Stadt auf- 
zuweisen hat, so ist der Anteil der Geographen an diesem Schrifttum verhältnis- 
mäßig gering. Vor allem Historiker und Kunsthistoriker, seien es nun Männer 
vom Fach oder Liebhaber, überwiegen als Autoren. Doch ist es gerade der 
Geograph, der in höchstem Maße, dank der seiner Wissenschaft eigentümlichen 
Fragestellung, das zu erfassen vermag, was man unter dem „Stadtbilde“ zu- 
verstehen pflegt. Man darf diesen Begriff mit der Kennzeichnung der Stadt als 
eigener Landschaft gleichsetzen. Gewiß muß solche Betrachtung von der größeren 
Landschaft, welcher die Stadt angehört, ausgehen. Kapitel über das Stadt- 
gelände, klimatische Gegebenheiten u. dgl. sind demnach notwendige Ein- 
leitungen zu stadtgeographischen Darstellungen. An sie schließen sich gewöhn- 
lich die Erörterungen über Grund- und Aufriß an. Hierbei kommt das historische 
Moment in der geographischen Arbeitsweise zu starker Geltung. Gegenüber 
der Fülle des sich dergestalt bietenden Stoffes geht aber nur zu leicht die Auf- 
merksamkeit darauf verloren, daß die Stadt als Ganzes ein lebender Organis- 
mus ist; dessen Entwicklung, wie sie die Stadtgeschichte darzustellen sucht, 
weist immer auf die grundlegenden Kräfte zurück, denen er sein Leben ver- 
dankt. Grund- und Aufriß vermitteln in besonderem Maße die geographischen 
Grundlagen einer Stadt; man lernt das augenblickliche, aber doch tote Stadt- 
bild verstehen. Es ist bezeichnend, daß erst die Herausschälung der echt geo- 
politischen aus der Zahl der geographischen Grundlagen das Verständnis für 
die Entwicklung und die Schicksale des lebendigen Stadtorganismus im höch- 
sten Maße ermöglicht. 

Solches zu zeigen sei an der oberösterreichischen Stadt Steyr versucht. Steyr 
ist eine Stadt der Gegensätze, sowohl in bezug auf das Stadtbild, wie hinsicht- 
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‚lich der Stadtgeschichte; beide Gruppen von Gegensätzen, die stadtbildlichen 
"wie die geschichtlichen, erhalten ihre scharfe Kennzeichnung durch die Er- 
‚örterung zweier geopolitischer Probleme. 
Norbert Krebs hat in seiner Länderkunde der österreichischen Alpen Steyr 
"unter die „Brückenstädte“ gerechnet, eine Bezeichnung, welche genetische Be- 
deutung haben soll. Das Kartenbild, besonders der Stadtplan, vermag solcher 
Klassifizierung Vorschub zu leisten. Alleinige Betrachtung der Karte, des Planes 
kann jedoch in die Irre führen. Ob die Brückenlage am Zusammenfluß der 
Enns und Steyr für Entstehung und Entwicklung der Stadt von maßgebender 
Bedeutung war und ist, verrät die Geschichte der Stadt. Erst wenn darin die 
-„Brückenlage“ die Hauptrolle spielt, darf N. Krebs zugestimmt werden. Be- 
sehäftigung mit diesem Stoff, anläßlich einer umfangreicheren Arbeit über 
Steyr, hat aber diesbezügliche Zweifel hinterlassen. Diesen nachspürend, hat 
sich folgendes Bild ergeben: Die Römerherrschaft reichte bis zur Donau im 
Norden. Aus diesem Verhältnis läßt sich kaum eine Bedeutung des Platzes am 
Zusammenflusse der Enns und Steyr für die Römer erkennen. Lorch (Laureacum) 
bei Stadt Enns war die nächste römische Station, welche etwa für eine gewisse 
Aufmerksamkeit bezüglich der späteren Stadt Steyr in Frage käme. Doch das 
“Ennstal und das Steyrtal, wiewohl „Pforten“ in die Alpen, waren teils in jenen 
‘ Partien, welche noch heute einer fortgeschrittenen Verkehrstechnik erfolgreich 
trotzen (Gesäuse) für die Römer wenig einladend, teils waren es unbedeutende 
Abzweigungen wichtiger Hauptstraßen, — das Steyrtal zweigt von der Pyhrn- 
Wels (Ovilabis-) Straße ab. Wenn A. Hubers Funde eines römischen Straßen- 
körpers auf dem linken Ennsufer nahe Steyr zuverlässig sind, handelt es sich 
wohl nur um einen Transportweg des norischen Eisens zur Schildfabrik in 
Lorch. Dieser mußte beim späteren Steyr über den Steyrfluß setzen. Angesichts 
der häufigen, gewaltigen Hochwässer dieses dann unbezähmbaren Flusses mochte 
auf dem in Terrassen aufsteigenden Mündungssporn wohl ein zeitweiliger Lager- 
platz, eine kleine Station bestanden haben. Doch das sind Erörterungen von 
Möglichkeiten, deren historische Prüfbarkeit ebenso hoffnungslos ist wie die 
eines von Westen nach Osten laufenden Weges, welcher hier hätte die Enns 
passieren müssen. Auch die entsprechenden Funde im Stadtgebiete sind, mit 
denen der Nachbarschaft verglichen, minimal. 
Wesentlich andere Lagebeziehungen brachte die mit der sogenannten Völker- 
wanderung beginnende neue Zeit. Hatte Attila sein Hauptquartier in der Pußta, 
dem westlichsten Vorposten des Steppenostens, aufgeschlagen, so führten ihn 
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vornehmlich zwei „markierte“ Wege gen Westen: entweder längs der Donau k 
oder den Alpenrand entlang. War so das Alpenvorland besonders belebtes 
Durchzugsland geworden, dann ward den zur Donau eilenden Alpenflüssen 
neue Bedeutung zuteil. Sie waren Hindernisse den östlichen Reiterhorden, Ver- 
teidigungslinien den im Westen Bedrohten geworden. In erster Linie gilt dies 
für die wasserreiche Enns, deren hindernismäßige Wirkung durch stets sehr 
ungleich hohe, ungemein steile, zu Rutschungen neigende Ufer (Lehnen dilu- 
vialer Schotterterrassen, Schlier als Liegendes) beträchtlich gesteigert ist. Aus 
jenen dämmergrauen Zeiten der Hunnennot hat sich nun eine für die Betrach- 
tung der Stadt Steyr interessante Sage erhalten. Piterolf, ein Dienstmanne Etzels, 
hätte auf dem Mündungssporn zwischen Enns- und Steyrfluß eine Burg erbaut 
oder eine solche als „Lehen“ erhalten. Aus obigen Erwägungen über die neue 
Rolle der Enns mit beginnendem Mittelalter ergibt sich ein tieferer Sinn der 
Sage für den Geographen, als dem Historiker darin zu sehen erlaubt ist. Denn 
dort, wo die Sage eine Burg er- oder bestehen läßt, mußte der eine von Attilas 
„markierten“ Wegen, der am Fuße der Alpen nach Westen führende, über 
das Ennshindernis setzen. Bei der Tatsache, daß man später Awaren wie Magyaren 
schlechthin als „Hunnen“ bezeichnete (man denke an Scheffels Ekkehard!), und 
des als bestehend angenommenen Lehenswesens wird man historischerseits den 
Kern der Sage um einige Jahrhunderte später festsetzen müssen. 

Die Awaren als Nachfolger der Hunnen handelten auch als solche. Nachdem 
Karl der Große sie niedergeworfen hatte (791, 795/6), errichtete er eine Ost- 
mark „zwischen den Flüssen Enns und Raab“. Hiermit tritt die Enns tatsäch- 
lich als Grenzfluß in das helle Licht der Geschichte. Denn die Markomannen, 
welche als Boier-Baiern über den Böhmerwald gestiegen waren, hatten von 
Anfang an das Alpenvorland östlich bis zur Enns besetzt, wie heute wohl fest- 
steht. Bis zur Enns im Osten reichte bayrischer Boden, hier wurde besiedelt; 
jenseits der Enns, im heutigen Niederösterreich, steht man in Kolonisations- 
land. Aus dem Ennshindernis war eine politische Ennsgrenze geworden, wenn 
wir mit Robert Sieger sprechen, eine „Naturgrenze“, mit besonderer Hindernis- 
wirkung gegen Reiterhorden aus dem Osten. 

Sie hatte ihre härteste Probe gegen die Magyaren zu bestehen, welche um 
die Jahrhundertwende 900 an die Pforten des Franken — seit kurzem (843) 
Deutschen Reiches (besser: Deutschlands) — pochten. Auch sie folgten mit Vor- 
liebe den „markierten“, schon von Hunnen und Awaren benutzten Wegen nach 


Westen. Zwei markante Punkte der Ennsgrenze werden damit deutlich erkenn- 
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bar. Zogen die Magyaren längs der Donau nach Westen, galt es für sie, die 
Enns nahe ihrer Mündung in die Donau zu überschreiten; tatsächlich taucht 
dort um diese Zeit der Name einer „ Ennsburg“ auf, nahe bei Lorch, aber doch 
nicht an Stelle des alten Laureacum gelegen, auf steil emporsteigender Terrasse 
"Wacht gen Osten haltend. Zogen die rüden Gesellen den Alpenrand entlang, 
mußten sie die Enns an der Stelle der heutigen Stadt Steyr überschreiten. 
Wenn eine Steyrburg erst später genannt wird, wiewohl man den Kern der 
Piterolfsage um 900 ansetzen dürfte, so liegt dies daran, daß die Magyaren 
die Ennslinie überrannten. Auch die Ennsburg scheint auf die Dauer jener 
Stürme nutzlos gewesen zu sein. 907 oder 8 erlag der Bayernherzog Luitpold 
mit seinem Heere in einer Magyarenschlacht östlich der Enns; klar steht damit die 
Enns als Verteidigungslinie vor dem Forscher. Die genannten zwei markanten 
Punkte der Ennsgrenze, deren einer schon eine Burg trug, hatten ihre beson- 
dere Bedeutung darin, daß sie zugleich, vermöge der hier gleichartigen Be- 
schaffenheit der Ufer — korrespondierende Terrassen —, die an sich am meisten 
gefährdeten Punkte der „Ennsfront“ waren. Noch heute führt zwischen den 
Städten Enns und Steyr, trotz bedeutender und zahlreicher Siedlungen hüben 
und drüben, keine Brücke über die Enns. Die Brückenlage Steyrs erhielt erst 
‘durch die Grenzbedeutung der Enns eine stärkere Betonung. Nach der Schlacht 
"auf dem Lechfelde (10. August 955) trieb der große Otto I. die Ungarn nach 
Osten zurück; Bayern ward gesäubert und vor der Ennsgrenze ein „Glacis“ 
in der Form einer neuen Ostmark errichtet, die Otto II. anno 976 dem Baben- 
berger Leopold I., den Erlauchten, übergab. Sowie dieser den noch immer die 
Ennslinie bedrohenden Magyarensitz Melk erobert hatte, wurde es im bis dahin 
gefährdeten Lande an der Enns lebendig. Kirche und Adel grenzten ihren 
nunmehr gesicherten Besitz ab, und in einer diesbezüglichen Urkunde vom 
Jahre 985 wird der „Styrapurch“ — Burg Steyr — erste Erwähnung getan. 
Nichts aber vermag die Lage dieser Burgen (Ennsburg, Steyrburg)) schärfer zu 
beleuchten als die Namen, unter welchen die jenseits der Enns liegende Mark 
weiterhin erscheint. Weniger interessieren noch Bezeichnungen wie „Hunnorum 
terra“, ‚„Avarorum provincia“ u. a. m., als vielmehr die Nennungen: „Oriens“, 
„Orientalis terra“, „in Oriente“. eh auch die Kennzeichnung der Welt- 
gegend — Ostmark — dafür maßgebend war, so sagen diese Namen doch auch 
mit aller Entschiedenheit, daß Mitteleuropa, wie wir den Begriff mit speziellem 
Hinblick auf gewisse Kulturgrenzen (Kaindl, Penck, Hanslik, Hassinger u. a.) 
verstehen, damals (um 1000) an der Enns zu Ende war. 


2 


| 


232 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 3° 


Faßt man die Vorstellung von der Ennsgrenze allgemeiner im Sinne einer 
nordsüdwärts laufenden Kraftlinie mit hemmender Wirkung auf die ostwest- 
wärts gerichteten des Donau- und Alpenrandweges, so liegt die Burg Steyr am | 
südlichen, die Ennsburg am nördlichen Schnittpunkte dieser Kraftlinien. Im 
Anschluß an die Burgen entstanden die beiden Städte: Enns und Steyr. 
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Sun. Die Enns als Grenze 


War an den Schnittpunkten jener „Kraftlinien“ je der Keim für einen Stadt- 
organismus entsprossen, so traten die je im Boden ruhenden stadtbildenden 
und stadtfördernden Kräfte naturgemäß in Wirksamkeit. 

In bezug auf die Verkehrslage mochten sich die beiden Plätze der Enns- und 
Steyrburg wohl im Gleichgewicht halten. Lag jene nahe dem Strome, auf dem 
schon die „Nibelungen gen Heunenland“ gefahren waren, so war diese der 
Schlüssel für zwei Pforten in die Alpen. Der Brückenlage wurde schon gedacht; 
sie hat gewiß für Steyr hohe Bedeutung wegen des Mündungsspornes zwischen 
zwei stattlichen Flüssen; stadtbildende Kraft ward der Brückenlage aber doch 
erst zuteil mit dem Geltendwerden der Enns als Grenze. Günstige Verbauungs- 
möglichkeit des Geländes, die Hofhaltung eines reichen, bayrischen Markgrafen- 
geschlechtes (Traungauer) daselbst, der Rang des entstehenden Ortes als Haupt- 
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und Residenzstadt der „Steiermark“ u. dgl. m. sind weitere stadtfördernde Kräfte 
gewesen; sie seien genannt und damit abgetan. In einem Punkt war aber die 
entstehende Stadt Steyr im Vergleich mit ihrer Schwesterstadt Enns bei weitem 
im Vorteil. 

Die Enns war seit altersher, wie oben erwähnt wurde, der Weg, dem ent- 
lang das norische Eisen verfrachtet wurde. Dieses Moment gab dem bei der 
Styraburg mündenden Styra-Steyrfluß seine dauernde Bedeutung. Lebhafter als 
die Enns, infolge eines ungleich stärkeren Gefälles, in breitem Raum zwischen 
steilen Terrassenlehnen von Natur aus in mehrere Arme aufgelöst, aus dem 
„toten Gebirge“ her stets mit genügend Wasser gespeist, ist dieser seltsam 
‚grüne, ein Dichter meinte: beryligrüne Fluß zum Betriebe zahlloser Räder wie 
geschaffen. Hammerwerke, Schmieden, Messereien usw. haben vom ersten Tag 
an, da Steyr in der Geschichte erscheint, am Steyrflusse ihre Stätten gehabt. 
So kam das Eisen und damit die Eisenindustrie ennsabwärts, schlug aber in 
Steyr einen höchst bemerkenswerten, dem Mündungswinkel entsprechenden 
„Hacken“ und schritt von hier aus steyraufwärts, ein Vorgang, der durch Pri- 
vilegien wie Stapelrechte für das norische Eisen durch die Landes- und Burg- 
herren, nicht minder durch die arbeitschaffende Hofhaltung der steirischen 
‘Markgrafen stets gefördert wurde. Mit jenem „Hacken“ war die Industrie Steyrs 
an der Örtlichkeit des Zusammenflusses der Enns und Steyr gleichsam ver- 
ankert. Das Bild dieser Tatsache wird nicht gestört durch Erwägungen des 
Zeitpunktes, wann die stadtbildende und -fördernde Wirksamkeit dieser „ver- 
ankerten“ Industrie einsetzte. Kennzeichnend ist, daß die römische Schildfabrik 
in Lorch mit der Römerherrschaft gefallen war, ennsabwärts ab Steyr sich 
keine Eisenindustrie hielt. Eine andere Frage wäre es, wie weit die uralte Eisen- 
industrie des mittleren Steyrtales bis gegen Steyr vordrang. Jedenfalls hat die 
Steyrer Eisenindustrie diejenige des Steyrtales unter ihre Führung gebracht. 
Auch ist es Tatsache, daß die viel spätere Waffenfabrik Werndls (siehe unten) 
11 km steyraufwärts ihr entferntestes „Objekt“ besaß. 

Die vereinigte Wirksamkeit im Schnittpunkte der obengenannten beiden Kraft- 
linien und jener „Hacken“, der die Eisenindustrie im Stadtboden Steyrs ver- 
ankerte, sind in der Reihe der geographischen Grundlagen Steyrs die geopoli- 
tischen; ihnen sei kurz einige Aufmerksamkeit geschenkt. 

Dem Geographen, der bei der Betrachtung einer Stadt deren Grundlagen 
erfaßt hat, bieten sich weiterhin zwei Arbeitsmöglichkeiten. Er kann die Fülle 
der stadtgeschichtlichen Daten, d. h. deren Inhalte, einzeln auf die stärkeren 
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oder weniger deutlichen Beziehungen zu den genannten Grundlagen unter- | 
suchen. In einer ausführlicheren, tiefschöpfenden Untersuchung müßte dieser 
Weg wohl begangen werden. Immerhin mag es aber geschehen, daß der Geo- | 
graph, ehe er in die Einzelheiten vordringt, zwecks Orientierung aus der Un- | 
zahl der Daten diejenigen herausgreift, welche ohne Zweifel mit voller Deut- 
lichkeit jene Grundlagen beeinflußten, sie etwa in ihrer Wirksamkeit ab- 
schwächten oder neu belebten. Sicherer geographischer Blick ist hierzu not- 
wendige Voraussetzung, wenn man nicht Gefahr laufen will, in den Verdacht 
zu geraten, „geographische Metaphysik“ zu betreiben, und man muß damit 
rechnen, daß nachträgliches Eindringen in das historische Detail das roh ent- 
worfene Bild verändern kann. Dieser Nachteil der zweiten Arbeitsmöglichkeit 
wird abgeschwächt durch den unleugbaren Vorteil, daß durch vorsichtige 
Auswahl der durch ihre Beziehung zu den geographischen Grundlagen mar- 
kanten historischen Ereignisse natürliche Epochen der Stadtgeschichte ab- 
gegrenzt werden, Epochen, welche den Geographen in doppelter Hinsicht inter- 
essieren. Denn einmal stehen sie in enger Beziehung zu den genannten Grund- 
lagen, welche den festen geographischen Hintergrund bilden, vor dem sich die 
geschichtliche Handlung abspielt, zum andern Male sind es diese Epochen, 
welche dem Stadtbild im Aufriß sein Gepräge geben. Es ist naheliegend, daß 
Epochen, in denen ein oder mehrere Lebensnerven der Stadt krankten, ab- 
starben oder neu belebt wurden, im Stadtbilde (Bautätigkeit!) ihre Spuren 
zurückließen. 

Erinnern wir uns: Für die Burg Steyr, die Festung gegen Osten, war die 
Lage am Schnittpunkt zweier „Kraftlinien“ maßgebend gewesen; es war dies 
die Grundlage, der Lebensnerv der Burgherrschaft. Das Handel und Gewerbe 
treibende Bürgertum hat dann in der Reihe der zum Leben erweckten stadt- 
bildenden und stadtfördernden Kräfte eine weitere grundlegende Kraft im 
Stadtboden gefunden, gehoben und ausgenützt: jene am Zusammenfluß der 
Enns und Steyr verankerte Industrie ward Grundlage für den Aufstieg der 
Bürgerschaft. Es ist bezeichnend, daß die Stadtgeschichte Steyrs so reich an 
Kämpfen und Konflikten zwischen Burgherren und Bürgerschaft ist; denn dank 
der beiden voneinander unabhängigen Grundlagen der Fortentwicklung zielte 
oder konnte das Bürgertum bald auf ebensolche Unabhängigkeit vom Burg- 
herren zielen. Der Sieg fiel bezeichnenderweise der Bürgerschaft knapp nach 
dem Zeitpunkte zu, wo der Burgherrschaft der Boden entzogen wurde, auf dem 
ihre überragende Bedeutung beruht hatte: die vereinigte Wirksamkeit der 
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beid en Kraftlinien im Schnittpunkte, vor allem die Grenzbedeutung der Enns. 
Es sei nun versucht, die deutlichsten Wandlungen der beiden geopolitischen 
Grundlagen Steyrs im Laufe der Stadtgeschichte zu markieren. Wenn auch 
das historische Material überwiegt, wir unterwerfen es geographischer Be- 
trachtung. 

1. In erste Erscheinung tritt die Tatsache, daß die Grenze gegen die Un- 
garn von der Enns weg Schritt für Schritt gegen Osten vorgeschoben wurde. 
Schon die Babenberger verfolgten eben jene Politik, die ja als Zweck ihrer 
Markgrafenschaft ihre Aufgabe war und schließlich die große Tendenz Habs- 
burg-Österreichs wurde. Es wäre ein echt politisch-geographisches Problem, 
versuchte man dieses Ostwärtsschreiten unter anderem auch aus der Tatsache 
zu erklären, daß die z. B. von den Babenbergern erreichten Etappen von der 
Natur vorgezeichnet waren. Man trug die Ennsgrenze an die weiter östlich 
folgenden, der Enns gleichlaufenden Nebenflüsse der Donau: Erlaf, Traisen, 
"Leitha vor, und jüngst im Weltkrieg war dies die Offensivtaktik der deutschen 
und österreichischen Heere in der Walachei und in Venetien. 

Vorerst war dieses Vorwärtstragen der Grenze, wie oben angedeutet wurde, 
der Stadtbildung um die Burg Steyr herum günstig, denn es brachte die hier- 
“zu nötige Sicherheit des Landes an der Enns vor den östlichen Feinden. Mit 
jedem gewonnenen Schritt im Osten aber verlor auch die Ennslinie etwas von 
jener Bedeutung, die sie aus der Magyarenzeit her hatte. Diese Bedeutung ging 
auf Wien über und blieb dort, weil bei Wien — nebst anderen, überragenden 
Vorzügen dieser Stadt (Wiener Becken!) — die Grenze gegen die seßhaft ge- 
wordenen Ungarn erstarrte. Aber als politische Grenze spielte die Enns ihre 
Rolle weiter, wiewohl nicht mehr als „Naturgrenze“, sondern als „naturent- 
lehnte“ Grenze, wenn wir wieder mit R. Sieger sprechen; hie bayrısche Steier- 
mark — hie Ostmark-Österreich. Steyr als Haupt- und Residenzstadt der erste- 


ren war Rivalin Wiens (erst unter Heinrich II. Jasomirgott 1 141—1177 baben- 
 bergische Residenz). Am Hofe der Traungauer in Steyr weilte Heinrich von 
 Ofterdingen, der „Heini von Steyr“, an Glanz der Hofhaltung gaben die Traun- 
gauer den Babenbergern nichts nach. Es war dies Steyrs goldene Blütezeit. 
2. Dem Höhepunkt dieser Blütezeit folgte unmittelbar die Peripetie. Der 
letzte Traungauer, Herzog (seit 1180) Ottokar IV. setze den Babenberger Leo- 
pold V. zu seinem Nachfolger ein. Verwirklicht wurde diese Verfügung, als 
1192 der kinderlose Ottokar starb. Damit war Steyr eine österreichische Stadt 
geworden, hatte den Rang als Residenz eingebüßt, trat also hinter Wien an 
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zweite Stelle zurück. Den Geographen interessiert daran die damit RN | 
„Degradierung“ der Enns als Grenze. Bis 1192 war nämlich der Fluß noch. 
„naturentlehnte“ Grenze zwischen der bayrischen Steiermark bzw. seit I 180 
dar reichsunmittelbaren Steiermark und Österreich gewesen, wie sie eben aus 
der Vorzeit als ehemalige Naturgrenze übernommen und beibehalten worden 
war; nun aber war die Enns nur noch Grenze zwischen zwei babenbergisch- 
österreichischen Landen. Daß Steyr, die Stadt, den Nimbus der Residenz damit 
eingebüßt hatte, ist die „historische Formel“ für die obgenannte Degradierung 
der Ennsgrenzfeste. Auf dieser saßen nun Burggrafen, welche in der oben an- 
gedeuteten Weise mit einem selbstbewußten Bürgertum, das nichts von den 
Grundlagen seines Aufstieges eingebüßt hatte, ständig in Konflikt gerieten. 
Falsch ist es, wenn R. Klunzinger im neuen Heimatbuch „Steyr und Bad 
Hall“ behauptet, Steyr sei nach 1192 nicht mehr Hauptstadt gewesen. Es blieb, 
zwar nicht mehr Residenz, doch Hauptstadt der Steiermark und genoß als 
solche die Gunst der Babenberger, was immerhin als ein gewisser Ersatz für 
die Traungauer Hofhaltung, besonders im Hinblick auf die Industrie zu werten 
ist. Das Bürgertum hielt sich noch lange auf der erreichten Höhe! 

3. Dieser Zustand währte lange. Seine erste Veränderung fällt in das Jahr 1254. 
Der letzte Babenberger, der streitbare Friedrich II., war 1246 gefallen, der 
große Böhme Premysl Ottokar Il. und der Ungar Bela IV. rauften um sein 
Erbe (Interregnum). Der Streit sollte durch päpstliche Vermittlung im Frieden 
zu Ofen (1254) beigelegt werden, wonach die Rivalen Österreich aufteilten. 
Wenn es dabei hieß, der Pfemyslide behalte Österreich, der Arpade die Steier- 
mark, so deckten sich diese Begriffe nicht mehr ganz mit den Gebieten, welche 
man bis dahin unter ihnen verstanden hatte. Denn Teile der bisherigen Steier- 
mark, so auch der Traungau mit der steirischen Hauptstadt Steyr, fielen nun 
an Österreich. Doch der Friede hielt sich nicht, und sechs Jahre später war 
Premysl Ottokar II. Sieger über Bela IV. und bald Herr eines Reiches, das im 
Umriß der heutigen Tschechoslowakei recht ähnlich war, nur daß die Spitze 
des Keiles in der Adria steckte, Die Habsburger übernahmen 1282 und behiel- 
ten Österreich so, wie es die Babenberger hinterlassen hatten. 

Im Streit habsburgischer Brüder wurde erst 1379 im Vertrag von Neuberg 
a. d. Mürz an die Bestimmung des Ofener Friedens von 1254 angeknüpft. Die 
heute geltende Grenze zwischen Niederösterreich, dem sich aus dem Traungau 
mit Steyr allmählich entwickelnden Oberösterreich einerseits und der Steiermark 
andrerseits, ward endgültige Tatsache. Die Enns als Grenze war damit abermals 
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um ein Weiteres „degradiert“, eine Erscheinung, die darin ihren deutlichsten 
historischen Ausdruck fand, daß Steyr, die Stadt, welche der Grenzbedeutung 
der Enns ihre Entstehung verdankte, nun endgültig auch den Nimbus als 
Hauptstadt der Steiermark verloren hatte. An ihre Stelle trat nach Wien Graz, 
Steyr war die rangdritte geworden. Freilich, katastrophal war die Abnahme 
der Grenzbedeutung der Enns für die Stadt Enns. Die Stadt Steyr hatte ihre 
im Stadtboden verankerte Industrie. Aber drohend wurde jetzt der Weg des 
norischen Eisens weit oberhalb Steyrs von einer neuen Grenze geschnitten; 
Steyr bezog sein Eisen von nun an „aus einem andern Land“. Noch genoß die 
Stadt weiter die Fürstengunst; doch geographische Kräfte sind stärker als diese. 
* 4. So standen die Dinge noch zu Beginn der Neuzeit (1500). Man versteht, 
warum besonders die Gotik das Bild der Altstadt beherrscht. 

‚Der nächste Wendepunkt fällt in das Jahr 1526; es ist dies das Geburtsjahr 
des im Weltkrieg zerschellten Österreich-Ungarns. Indem es damals den Habs- 
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burgern im großen und ganzen endgültig gelang, Böhmen und Ungarn mit 
Österreich zu vereinigen, war die praktische Bedeutung der Ennsgrenze auf 
Null reduziert. Man müßte nach einem neuen Namen suchen, wollte man die 
Grenzrolle der Enns zwischen den gesichertesten Ländern des Habsburger- 
reiches: Ober- und Niederösterreich kennzeichnen. Sie war wirklich nur noch 
traditionell. Recht um Recht mußte die Herrschaft der praktisch zwecklosen 
Steyrburg an die selbstbewußte, auf eigenen Füßen stehende Bürgerschaft ab- 
geben. Aber auch für diese Bürgerschaft war der große dynastische Erfolg 
Habsburgs kein Glück. Zwischen Wien die erste, Steyr die dritte Stadt schoben 
sich die blühenden Städte Böhmens, die Städte Ungarns, und mit ihnen mußte 
Steyr die Fürstengunst teilen. Im habsburgischen Donaugroßstaate gewannen 
die Großverkehrswege rasch steigende Bedeutung. Linz, am Kreuzungspunkt 
des Donauweges und der Straße nach Budweis-Prag gelegen, überflügelte Steyr 
raschen Laufes; das beleuchtet neue, für Steyr nicht günstige Lagebeziehungen. 

Die geschichtlichen Folgen für Steyr aus den neuen Verhältnissen seit 1526 
lassen immer wieder dieselben Schlüsse zu. Groß genug war Steyr, um einer 
Minorität wichtiges Bollwerk z. B. gegen die legitime Macht zu sein; tief genug 
war Steyrs Rang in der Zahl der Städte des Habsburgerreiches gesunken, um 
nicht mehr die erste Sorge des Landesherren zu genießen. Die Reformation 
lieferte hierfür erste Beispiele. Bald war Steyr ein protestantisches Bollwerk; 
später als in anderen Städten setzte hier die Gegenreformation ein. Der Pro- 
testantismus schlug hier daher tiefere Wurzel, härter waren die Kämpfe, welche 
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die Gegenreformation heraufbeschwor, schwerer die Leiden der Stadt. Und 
was die Bauernkriege lehrten, fand bis in die napoleonische Zeit hinein immer 
wieder seine Bestätigung: die Stadt, welche der strategischen Bedeutung ihrer 
Örtlichkeit in den Magyarenstürmen das Leben verdankte, war ungeeignet für | 
einen Widerstand gegen Bewegungen aus dem Westen. Das Gegenteil dessen. 
zu leisten, was Uraufgabe der Stadt gewesen war — Bollwerk gegen Osten zu 
sein —, konnte und wollte nicht immer diese Stadt. Das stolze Selbstbewußt- 
sein der auf eigenen Füßen stehenden Bürgerschaft (Industrie!) lebte sich mn 


Versuchen aus, den selbst nicht verschuldeten Niedergang der Stadt bei jeder | 
sich bietenden Gelegenheit aufzuhalten, oder gar in einen Aufstieg umzu- 
wandeln. So trat ein fortschrittlicher Geist zutage, konservative Gesinnung 
hielt sich in Steyr nie, was oft die früher so beständig besessene Fürstengunst 
verscherzte. Noch einmal schien die alte Bedeutung neu aufzuleben, als 1529 
die Türken bis Steyr kamen; die Aufgabe, sich gegen Feinde aus dem Osten 
zu halten, ward unter maßgebender Mithilfe der Bürger erfüllt; dann war es 
vorüber und nie mehr trat diese Uraufgabe an die Stadt heran. | 

5. Ende des 18. Jahrhunderts hörte die gewerkschaftliche Verbindung mit 
der Eisenerzer Eisengewinnung auf. Die Wucht, mit der die geschichtlichen 
Ereignisse Steyr betroffen hatten, eine Wucht, welche stadtgeographisch ver- 
ständlich ist, wie oben zu zeigen versucht worden ist, zwang einfach zum Ver- 
kauf der Anteile an der Innerberger-Eisenerzer Gewerkschaft; ein fraglicher 
Sanierungsversuch, wenn man bedenkt, daß er die am Znsammenfluß der Enns 
und Steyr verankerte Industrie in Mitleidenschaft zog. Wie die wichtige Grenz- 
lage des Mündungsspornes einst die daselbst im Boden verankerte Industrie in 
hohem Maße belebt hatte, so ward diese nun gelähmt durch das ruck weise 
Schwinden der Grenzbedeutung und dessen Folgen. An dem Staatsbankrott 
infolge der napoleonischen Kriege scheiterte der Sanierungsversuch vollständig. 
Der „Anker“ der Industrie war zwar im Stadtboden haften geblieben, aber 
die „Ankerkette“, die Verbindung mit Eisenerz war endgültig abgeschnitten. 
Das Schicksal der Stadt schien besiegelt. Es hieß: „Kleinstadt mit etwas Indu- 
strie.“ Für Franz Schubert war Steyr, die ehemalige Rivalin Wiens, eine gern 
besuchte Sommerfrische! 

6. Einem tatkräftigen Manne und wohl auch einer neuen politischen Kon- 
stellation in Mitteleuropa verdankt es die Stadt Steyr, daß der Zustand der 
Schubertzeiten kein endgültiger wurde. Josef Werndl gründete an Stelle der 
vielen, schon schwer um ihre Existenz kämpfenden Kleinbetriebe das Unter- 
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nehmen der österreichischen Waffenfabrik „Steyr“. Muß der Geograph auch 
auf Werndls Anknüpfen an die im Stadtboden verankerte Industrie hinweisen, 
50 darf das historische Moment nicht übersehen werden. Seit 1866 war Öster- 
reich-Ungarn ein vom Deutschen Reich getrennter Großstaat, der sich als sol- 
cher erst einrichten mußte, was dem WerndIschen Unternehmen zugute kam; 
es fand höchste Unterstützung. Für eine Welt wurden in Steyr die Gewehre 
erzeugt. In den anheimelnden Gassen des altdeutschen Städtchens konnte man 
die Vertreter verschiedenster Nationen (Mitglieder der Übernahmskommis- 
sionen) begegnen: Serben, Türken, Rumänen, Chilener, Chinesen in National- 
tracht u. v.a. Ein ganz neuer Zug kam hinein. Trotzdem blieb der erhoffte 
allgemeine Aufschwung der Stadt aus. Man wird zur Erklärung die geänderten 
sozialen Verhältnisse: eine starke, vielfach nicht bodenständige Arbeiterschaft 
und ein wohl vom Gedeihen der Fabrik höchst abhängiges, doch nur noch 
mittelbar daran interessiertes Bürgertum, in Betrachtung ziehen müssen. Haupt- 
aufmerksamkeit jedoch muß speziell der Geograph der Lage Steyrs im nun 
rasch sich entwickelnden Eisenbahnnetz Österreichs zuwenden. Im Donaustaat 
sab naturgemäß der Nibelungenstrom die Richtung der Hauptverkehrslinie an. 
Dann folgen, von Böhmen und Ungarn abgesehen, die großen Längstäler der 
Älpen mit ihrer gehorsam nach Wien zielenden Richtung. Für die Querbahnen 
kamen vor allem zwei Gesichtspunkte in Betracht: die mehr oder minder große 
Schwierigkeit der Querwege im Verhältnis zur Wichtigkeit. Die Strecke von 
Wien über den Semmering dominierte. Es ist nicht hier der Platz, wo Öster- 
reichs Schienenwege erörtert werden sollen; doch soviel mag man schon sehen: 
Steyr wurde kein Knotenpunkt, keine Station an einer Hauptstrecke. Bayrische 
Art gibt nicht gern nach; wie sollte die alte bayrische Ennsgrenze ihre alte 
Eigenschaft als Hindernis aufgeben? Man mied für die Hauptstrecken das un- 
verläßliche Ennsufer mit seinen räumlich stets wechselnden Terrassensystemen 
fehlen einer fortlaufenden Terrassenflur, schwierige Überbrückung des bestän- 
ligen Gegenübers hoher, steiler Prall- und niedriger, jährlich mehrmals über- 
chwemmter Gleithänge), und die häufigen Unterbrechungen des Zugverkehrs 
uf der Strecke St. Valentin (bei Stadt Enns) — Steyr (Klein-Reifling) bestätigen 
lie Richtigkeit der Anlage der Hauptstrecke über Amstetten— Enns— Linz. 
So stockte der Aufschwung der Werndl-Zeit bald. Es wurden keine nennens- 
werten Zerstörungen des alten Stadtbildes notwendig. Steyr blieb neben einem 
Anlauf zum „österreichischen Birmingham“ das „österreichische Nürnberg‘, 


vie man es allenthalben zu Reklamezwecken nennt. Ein seltsames Nebenein- 
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ander! Während in den Werken an der Steyr täglich tausende Gewehre erzeugt 
wurden, vermochte sich in derselben Stadt noch immer der Dichter R.H. Bartsch 
in die Zeiten hineinzuversetzen, da Schubert hier auf Sommerfrische geweilt 
und aus den hellen, grünen Wässern sein Forellenthema empfangen hatte. 

‘7. Wir nähern uns der Gegenwart. Als seinerzeit die gewerkschaftliche Ver- 
bindung Steyrs mit Eisenerz aufgegeben worden war, hatte die „Verankerung“ 
der Industrie im Stadtboden eine fast tödliche Verwundung erhalten. Knapp 
vor dem Eingreifen Vaters und Sohnes Werndl befanden sich die Kleinbetriebe 
in hoffnungslosem Dahinsiechen. Werndls Anknüpfen an die alte Industrie war 
demnach das analoge Gegenstück zur Tatsache, daß die Enns im Alpenvor- 
lande Grenze zwischen Ober- und Niederösterreich geblieben war; auch die 
neue Großindustrie war tatsächlich nur noch traditionell an Steyr gebunden; 
wie leicht jedoch kann die Tradition beiseite gesetzt werden! Drohend rückte 
diese Möglichkeit in die Nähe. Seit 1912, da der Neubau der Waffenfabrik 
beschlossen war, kämpfte die Stadt den schwersten Kampf gegen die vielen, 
übervielen Gründe, welche von maßgebender Seite für eine mit dem Neubau 
der Fabrik zu verbindende Wegverlegung von Steyr geltend gemacht wurden. 
Und Steyr hatte nichts für das Verbleiben vorzubringen als die Bitten um Mit- 
leid für die geschädigte Bürgerschaft und den Ruf der Stadt als „alte Eisen- 
stadt“, — die Tradition! Alles sonst sprach dagegen, vor allem die mißliche 
Verkehrslage (s. o0.). Auch der ehemalige Vorteil des Terrassengeländes war un- 
treu geworden. So trefflich dasselbe für die streng geschlossene, mittelalter- 
liche Stadt gewesen war, so unmöglich schien es für die Anforderungen des 
modernen Fabrikbaues und voraussichtlichen Wachstums der Stadt. (Durch 
steile Lehnen abgegrenzte Terrassenfluren verschiedenster Höhenlagen. Vgl. 
Krebs a.a.O. Profil S.60 nach A.E. Forster; ähnlich Penck, Kayser usw.) Die 
schicksalsschwere Entscheidung fiel zugunsten Steyrs, nicht, wie es geschienen 
hatte, zugunsten Wiens (Wiener Becken). Aber schon der Ausgang des Welt- 
krieges nahm der Fabrik die Existenzberechtigung als Waffenfabrik. Die Um- 
stellung auf einen anderen Artikel schien angesichts der wirtschaftlichen Lage 
Steyrs und Österreichs hoffnungslos. Ein, wie es scheint, sehr glücklicher Ent- 
schluß war es, daß ohne Zögern diese Umstellung auf eine Autofabrik in An- 
griff und diese rasch in Betrieb genommen wurde. Ins Unabsehbare wachsende 
Konjunktur und größte Unabhängigkeit dieses Artikels von der nachteiligen 
Lage Steyrs im österreichischen Eisenbahnnetz lassen auf eine Zukunft hoffen, 
die wieder Aufstieg heißt. In allen Weltteilen laufen die Steyrwagen, so wie 
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einst Steyrer Waffen und Steyrer Messereiwaren der Stadt Weltruf gebracht 
_ hatten. Von allen vor 1000 Jahren wirksam gewordenen stadtbildenden und 
 stadtfördernden Kräften hat sich die im Stadtboden verankerte Industrie trotz 


7) 
fi 
2 


Gefährdung dauernd als solche bewährt. 
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Es bedarf nur noch einiger zusammenfassender Hinweise als Abschluß. 

Spuren der alten Grundlagen der Stadt Steyr haben sich mannigfach erhalten. 
Sie vermittelt ganz besonders der Stadtplan. Die Lage des aus der ehemaligen 
Burg hervorgegangenen Schlosses und der ältesten Partien der Stadt weisen 
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mit nicht zu verkennender Deutlichkeit auf die erste und damit älteste Auf- 
gabe hin: Grenzwacht gegen Osten zu halten. Aber der „Hacken“, den die Indu- 
strie schlug, indem sie ennsabwärts kommend steyraufwärts schritt, brachte 
ein frühzeitiges Verbauen vor allem des linken Steyrufers mit sich. Nicht der 
Sporn zwischen den zusammenströmenden Flüssen allein, sondern die Schenkel 
des Winkels, unter dem die Mündung geschieht, sind das „Leitmotiv“ des 
Grundrisses. Das frühe Verblassen der Grenzbedeutung der Enns bewirkte ein 
ebenso frühzeitiges Hinübergreifen auf das rechte Ennsufer. Der Scheitel des 
Mündungswinkels („Zwischenbrücken“) ist das Zentrum. Steyr hat z. B. mit 
Passau gar nichts gemein, so leicht das Kartenbild dazu verführen könnte, 
Steyr wie dieses hinsichtlich der Lage als „Spornlage“ im Sinne W. Geislers 
17 
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zu kennzeichnen. Geislers Klassifizierung ist leider für Steyr nicht anwend- 
bar; denn es ist ein beachtenswerter Sonderfall, daß die mündenden Flüsse 
und daher alle Ufer die Leitlinien im Grundriß sind. 

In der geschlossenen Uferverbauung und der Flußmündung als Mittelpunkt 
liegt wohl der größte Reiz Steyrs. Ist praktisch die äußerste Spitze des Mün- 
dungsspornes — genannt „ Zwischenbrücken“ — das Zentrum, was sich in einem 
für eine Stadt mit 23000 Einwohnern viel zu großen Verkehr daselbst äußert, 
so versteht man erst die Bedeutung der hier ausstrahlenden Brücken. Sie ver- 
knüpfen die Stadtteile an den jenseitigen Ufern unmittelbar mit dem Zentrum. 
Ihre Bedeutung ist sekundär, d. h. sich aus der seltsamen Lage der Stadt, sich 
aus deren Grundriß ergebend, nicht primär, d. h. den Grundriß bedingend. 
Und indem der Mittelpunkt auf der Spitze des Spornes liegt, werden die Stadt- 
teile jenseits der Brücken, da sie, wie gesagt, direkt mit dem Zentrum ver- 
bunden sind, der Stadt am Sporn mehr gleichgestellt, als man aus ihren Be- 
zeichnungen „Vorstadt Steyrdorf“, „Vorstadt Ennsdorf“ schließen könnte. Zwar 
liegen die Amtsgebäude der Behörden, der Wochenmarkt u. a. im Bereich des 
ersten Bezirkes (auf dem Sporn), doch ist es kein Zufall, daß „Stürme im Wasser- 
glase“ wegen der Verlegung eines Jahrmarktes oder wegen der Einfahrtstelle 
einer noch immer „künftigen“ elektrischen Bahn von Linz nach Steyr die Ge- 
müter erregen; die „Vorstädte“ sind eben der „inneren Stadt“ in bezug auf die 
Lage zum Zentrum sehr gleichwertig. 

Halten wir fest, daß die geographischen, speziell die beiden geopolitischen 
Grundlagen der Stadt Steyr deren Grundriß bestimmen. Die Wandlungen dieser 
Grundlagen im Verlaufe der Stadtgeschichte spiegelt der Aufriß wieder. Es 
wurde schon darauf hingewiesen, daß und warum die Gotik das einzigartige 
Stadtbild beherrscht. Mit Beginn der Neuzeit ging es mit Steyr schon stark 
talab (1526!). Daher ıst Renaissance, Barock, Rokoko nur in abnehmendem 
Maße am Stadtbild beteiligt und das vielfach nur in der Form äußeren Schmucks 
(Zierat, Erker, Turmhelme usw.). Hinter mancher Renaissancefassade steckt, 
der ganzen Anlage nach, ein gotisches Giebelhaus. Häufige Brände zwangen 
zum Neubauen und dadurch kamen neue Stilarten in das einheitliche Bild, 
weniger als Ausdruck ungetrübten Wohlstandes der Bürgerschaft. Die hoff- 
nungsfrohe Werndl-Zeit fiel leider in die „stillose* Zeit nach 1850. So stürzte 
manches Alte, entstanden Bauten, welche nicht gut ins Stadtbild passen. Hier- 
bei erwies sich der beschränkte Raum auf den Terrassenfluren günstig; denn 
die stillosen, geschmacklosen Zeilen und Villenviertel liegen abgesondert und 
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stören die schönen geschlossenen Altstadtbilder kaum. So steht es auch mit den 
Fabrikvierteln. Die „Werndl-Fabrik“ liegt streng abseits und ein „Reich für 
sich“ im Steyrtal. Die neue, seit 1913 bestehende Fabrik und Arbeiterstadt 
„Ennsseite“ ist wieder ein ganz abgesonderter, auch auf anderen Terrassen- 
stockwerken liegender Stadtteil. Überhaupt wird der Geograph in der Ver- 
bauung der durch steile, fast senkrechte Lehnen scharf abgegrenzten Fluren 
von Terrassen und Terrassenabsätzen (fünf verschiedene Niveaus) eine erste 
Eigenart Steyrs erkennen. Man dürfte mit Fug und Recht sagen: Steyr ist die 
Stadt des Neben- und Übereinander. Und seltsamerweise: Das Übereinander 
vermag gewisse Gegensätze im Nebeneinander zu mildern. Dies liegt wohl 
‘daran, daß durch das Übereinander, das gegenseitige Überragen der Stadtteile 
eine der wichtigsten Wahrzeichen einer alten Stadt hier von Natur aus gewahrt 
bleibt: die nach allen Richtungen hin geschlossene Verbauung. 

Die Feststellung, daß sich die geographischen Grundlagen im Grundriß, 
deren Wandlungen im Aufriß deutlich erkennen lassen, ist eine Kennzeichnung 
in groben Zügen. Man vermöchte aber die geographische Sonde viel tiefer zu 
führen, wenn man, die obigen Gesichtspunkte anwendend, die Stadt als Land- 
schaft bis ins einzelne verfolgte. Da sieht man, daß die alte Grenzlage der Stadt 
"auch im Aufriß ihr feinsinniges Denkmal hat. Steyr nimmt noch heute eine 
"landschaftliche Grenzlage ein. Westlich der Enns beginnt typisch bayrische 
Landschaft. Es geht nicht an, diese hier näher zu kennzeichnen. Nur soviel sei 
erwähnt, daß es Stadtbilder in Steyr gibt, die jeder anderen bayrischen Stadt 
angehören könnten (z. B. Nordende des Stadtplatzes, Grünmarkt, Haratzmüller- 
straße, Häuserfront an der Enns u. a.). Östlich der Enns beginnt eine ganz 
ähnliche, aber allmählich doch andere Landschaft, speziell hinsichtlich der 
Siedlungen, eine Landschaft, welche man gut mit einem heiteren Wort Ludwig 
Thomas als „donaumonarchisch“ bezeichnen könnte. An Stelle des langsam 
zurücktretenden typisch bayrischen Elementes tritt eine zierliche, resignierte 
Note. Partien aus der Berggasse, aus dem „Örtl“ (Vorstadt „Ort“, linkes Enns- 
ufer unterhalb der Steyrmündung), aus „Regelpriel“ u. a. könnten ebensogut 
aus der Wachau stammen, wenn man die Bilder vergleicht. Als ehemalige 
Hauptstadt der weit nach Süden reichenden Steiermark ist auch mit starken süd- 
lichen Einschlägen zu rechnen. Man pflegt gerne die durch wagrechte Fassaden- 
abschlüsse vorgetäuschten Flachdächer, welche in Wahrheit Giebel- und Graben- 
dächer sind, hierherzuzählen; doch wohl, wie es scheint, ohne Grund (Feuer- 
mauern, Zierfassaden). Mehr gehört hierher die liebevolle Pflege und Aus- 
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gestaltung der Höfe, die Vorliebe für die Säule und deren kunstvolle Behandlung A: 
nicht zu vergessen ist der engen Gassen, Gäßchen, Stiegen, denen nur die von 
Haus zu Haus über die Gasse ausgehängte Wäsche fehlt, um an sonnigen 


Sommertagen Bilder aus Italien vorzutäuschen (Enge, Goldschmiedgasse, Ölberg- 
gasse, Schul- und Mayrstiege). In den kunstvollen, fahnenähnlichen Aushänge- 
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schildern, außer den stolzen, einzigartigen Patrizierhäusern (Stadtplatz, beson- 
ders „Bummerlhaus“, Rathaus, und alle andern) die markanteste Spur der im 


Stadtboden verankerten Eisenindustrie im Aufriß, hat aber diese Industrie Steyrs 
dafür gesorgt, daß man nicht vergißt, in der „alten Eisenstadt“ zu weilen. 


Dieser ehrende Beiname Steyrs ist übrigens den teils übertreibenden, reklame- 


haften, teils zur Kennzeichnung der Stadt ungenügenden, weil nur einseitig 
betonenden Beinamen: „österreichisches Birmingham“ (vgl. Länderkunden von 
Heiderich, Harms u. a.), „österreichisches Nürnberg oder Rothenburg a.d.T.“ 
vorzuziehen. Nicht nur, weil er der ältere Beiname selbst ist, sondern weil er 
ebenso auf das hohe Alter der Stadt, wie auf die dem Stadtboden, dem Zu- 
sammenfluß der Enns und Steyr entsprossene Eisenindustrie hinweist, demnach 


genetische Bedeutung hat. 


Anhang: Als Quellen kommen in Frage die österreichischen Geschichtschreiber, besonders 
MGSS. IX. und Fontes rerum Austriacarum I. 1-9 (Wien ı856ff.) und die in allen guten Dar- 
stellungen der österr. Gesch. genannten Quellenveröffentlichungen. Größere Darstellung der 
österr. Gesch. von M. Büdinger ı858ff., A. Huber ı885ff., F.v. Krones (Handbuch) 1876 ff., 
(Grundriß) 1882, F. M. Mayer 1909, Luschin v. Ebengreut ıgı8. Kleinere, zur raschen Orien- 
tierung gut brauchbare Darstellung von J. Villgrattner 1912, J. v. Krones — K. Uhlirz. 
M. Uhlirz 1920 (S. Gö. I—IV), B. Bretholz 1925 (Reimanns Geschichtswerk f. h. Schulen IV, 5), 
R. Charmatz ıgı8f. (19. u. 20. Jhdt. A. N. u. G., 5 Bändchen). M. Vancsa, Gesch. Nieder- und 
Oberösterreichs, 1905ff., A. v. Muchar, Gesch. d. Herzogtums Steiermark 1844 ff., F. M. Mayer, 
Gesch. d. Steiermark 1913. Zss. u. Veröff. M. I. ÖG. ı880ff. Jb. d. V. f. Landeskunde v. N.-Ö. 
ı902ff. Zs. d. hist. V. f. Steiermark (1850ff.) 1906ff. Archiv f. Öst. Gesch. 1848 ff. Qu. u. F. z. 
Gesch., Lit. u. Sprache Ös. 1895 ff. u. v. a. 

Außerdem: J. Jung, Römer u. Romanen in den Donauländern 1887; O. Kaemmel, Anfänge 
deutschen Lebens in Österr. 1879. J. Strnadt, Die Geburt d. L. ob. d. Enns 1886. Fr. v. Krones, 
Die Markgrafen v. Steier. A. f. Ö. G. 84 u. v. a. Beachte: R. Sieger, Der österr. Staatsgedanke 
und seine geogr. Grundlagen 1918 (Österr. Bücherei Bd. 9). 

Wichtigste Fundgrube, auch für den Geographen, ist das Stadtarchiv (Rathaus). Die mit Vor- 
liebe von Heimatkundlern herangez. Steyrer Chronisten sind Zetl und Preuenhuber (17. Jhdt.). 
Zetl ist parteiischer, aber in Angaben von Daten, Namen usw. ungleich verläßlicher als Preuen- 
huber. Letzterer besonders wird viel zu kritiklos ausgeschrieben. F. Pritz schrieb Anfang 19. Jhdt. 
u. a. eine „Chronik“ Steyrs (veraltet). Die beste Heimatkunde ist noch immer die v. A. Rolleder 
(1900). Wichtig wird die in zwangloser Folge erscheinende „Bibliogr. z. oberösterr. Geschichte“ 
Linz 1928 (bisher vier Hefte). Interessant, doch strenger Kritik bedürfend ist eine Betrachtung 
Steyrs als Kriegsschauplatz, E. Büttner (1905) (vergriffen). Sehr ungleich sind die Aufsätze in 
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den „Führern durch Österreichs Kunsstätten“. Der ältere (ohne Datum verm. 1912) enthält zwei 

jute Aufsätze v. E. Pillewitzer (Geschichte) und J. Garber (Kunsthist. Würdigung). Das neue 

Heimatbuch „Stadt Steyr und der Weltkurort Badhall“ 1928 ist ein Sammelsurium ver- 
‚schiedener Aufsätze teils sehr oberflächlicher Art. Der geschichtl. Aufsatz daselbst enthält gleich 
auf der ersten Seite einen sehr bedenklichen Fehler. Zahlreiche Arbeiten und Aufsätze in Zs. und 
"Ztg. besonders von G. Goldbacher und R. Klunzinger sind voll Pathos und poetischen Schwungs. 

Stadtgeographische Gesichtspunkte im allgemeinen enthalten alle Gesamtdarstellungen zur An- 
thropogeographie. Daselbst die einschlägige Literatur. Zur Einführung gut ist: Hassert, Die Städte 
1907 (A. N. u. G.) und W. Geisler „Die deutsche Stadt“ (Forsch. z. d. L.- u. V.-kunde XXII, 5, 
1924). Beide Darstellungen enthalten die wichtigsten Literaturangaben. Auf viele geogr. Punkte 
geht ein das sonst nicht geogr. gedachte Buch: „Die schöne deutsche Stadt — Süddeutschland“ 
1912, 1922 v. J. Baum. Steyr rein geogr. behandelt hat A. Moser (Ungedr. Diss. Graz 1925) 
mit reichl. Literaturangaben und einem Atlas (12 Blätter zum Stadtgelände, Grund- und Aufriß, 
'Stadtgrenzen, Stadtverkehr und Wirtschaft). 


Obige Quellen- und Literaturangaben sind nur zur ersten Einführung gedacht, in keiner 
Hinsicht eine Vollzahl anstrebend. 


PETER BÜnGe: 
Die Eisenindustrie in China und Japan 


Die Schwierigkeiten, denen heute die europäische Eisenindustrie auf dem Welt- 
“markt begegnet, stammen z. T. von den wirtschaftlichen Verwüstungen, die der 
‚Versailler Vertrag heraufbeschworen hat, teilweise stammen sie aber von dem 
"schnellen Aufschwung überseeischer Industriegebiete. Wenn man den letzten Punkt 
genügend würdigen will, muß man die Entwicklung der Eisenindustrie in China 
und Japan im Auge behalten. 

Vor dem Krieg ahnte man wohl in China die kommenden Möglichkeiten, aber 
noch war es mehr ein edler Wettstreit Aller, den lieben Nächsten dort nicht zu 
Erfolgen kommen zu lassen. Der Krieg hat diesen Wettstreit unterbrochen und 
England für seine Zukunftspläne zunächst freie Hand gelassen. Erst seitdem die 
mit Liquidation bezeichneten Diebstähle am deutschen Eigentum aufgehoben sind, 
und die (wohl schon allgemein wieder vergessenen) „Bestimmungen für den Handel 
mit dem Feinde“ auf uns nicht mehr angewandt werden, hat für uns wieder die 
Entwicklung der chinesischen Eisenindustrie wirtschaftliches Interesse. 

Nehmen wir für einen Rückblick den damaligen Standpunkt, also den um 
das Jahr 1922 ein. Wir erkennen bereits, daß das Eisen- und Stahlgewerbe Chinas 
in ganz anderm Maßstab als vor dem Krieg die Grundlage für binnenländische 
Beschäftigung und Einfuhrmöglichkeiten bietet. Natürlich dürfen wir dabei nicht 
an die Verhältnisse europäischer und amerikanischer Riesenunternehmungen 
denken, sondern wir finden unzählige Kleinbetriebe über das Land verteilt. Erz- 
lagerstätten sind gefunden, und Kohle ist da, vor allem in Schantung und Süd- 
china; der Norden ist bei der Brennstoffverteilung schlechter weggekommen, und 
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die ewigen politischen Reibereien zwischen Nord- und Südchina erschweren eine 
zielbewußte Erschließung der Landesschätze. . 

Die kohlenreichste Provinz Chinas dürfte Shansi sein, auf das (nach Brücher) 
3/, der chinesischen Kohlenvorräte entfallen. Die Gesamtförderung der Provinz | 
beträgt jedoch nur etwa 1,5 Mill. t/Jahr, da es sich in diesen abgelegenen Gegen- 
den um primitiven Eingeborenen-Bergbau handelt. Neuzeitlich eingerichtet ist nur 
die Paoshing-Grube, welche 1923 etwa 200000 t Anthrazit gefördert hat. | 

Shansi gehört auch zu den eisenreichsten Provinzen des an diesem Mineral ge- 
wöhnlich überschätzten chinesischen Reiches. Es sind paläozoische Eizenerzlager, die 
weit voneinander verstreut liegen und dadurch ebenfalls, bisher wenigstens, einen 
großzügigen Abbau unmöglich machten. Aus demselben Grunde hat sich auch noch 
kein bedeutendes Hüttenwerk dort erheben können, obwohl das Erz nach Tegengren 
einen Eisengehalt von 40—45 v. H. aufweist und daher gut verhüttbar wäre*). 

Trotz aller Entwicklungsmöglichkeiten, trotz der Weltkriegskonjunktur, die die 
Roheisenpreise im fernen Osten zeitweise um das Siebenfache aufblähte, trotzdem 
während des Krieges in China &Hochofenwerke mit ro Hochöfen von einer Ge- 
samttageserzeugung von ı 700 t Roheisen errichtet wurden, zeigte sich doch nirgends 
ein technischer und wirtschaftlicher Vollerfolg. Das kam teilweise daher, daß ein 
Teil der Anlagen erst nach dem Abebben der Kriegskonjunktur in Betrieb kam, 
als schon das billigere indische Roheisen auf dem Markt erschienen war. Dadurch 
wurde die theoretische Leistungsfähigkeit der chinesischen Hochofenwerke niemals 
über etwa ein Viertel ausgenutzt (191g waren es 277000 t bei über ı Mill. t 
Leistungsfähigkeit!), und auch dies eine Viertel kommt mehr oder weniger auf 
das Konto der japanischen Zähigkeit. 

Teilweise wurde als Grund auf die ewigen Bürgerkriege hingewiesen, die das 
Eisenbahnwesen so ‘gut wie zerrüttet hätten. Das trug dazu bei. Aber auch beim 
Einpendeln normaler Verhältnisse werden die chinesischen Werke noch unter 
erdrückenden Anleihen und technischen Irrtümern aus der Gründungszeit zu 
leiden haben. 


| 
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Man kann daher heute eine allgemeine Entmutigung feststellen, der gegenüber 
jedoch eine Reihe günstiger Momente ins Feld zu führen ist. ı. Das Land ist sehr 
reich an Kohle und Erz. Diese Reichtümer können erschlossen werden, sowie die 
Eisenbahnen nicht mehr nach strategischen Gesichtspunkten bewertet werden, 
sondern nach wirtschaftlichen. 2. Der Eisenverbrauch des Landes pro Kopf der 
Bevölkerung steigt rasch. Noch ist er verhältnismäßig niedrig. Er betrug 1900, 
bei vielleicht 330 000 000 Einwohnern, erst 100 000 t. Heute übersteigt er bereits 
eine halbe Million Tonnen. 


*) Zuverlässige Angaben über Chinas Bergwirtschaft und Eisenindustrie finden wir in Brücher 
Kohlenvorkommen Chinas (Glückauf 1922), Tegengren: Iron Ores and Iron Industry ef China 
(Mem. of the Geol. Surv. of China 2. Oktober 1921) Weltlagerstättenkarte, herausgegeben von 
der Preußischen Geologischen Landesanstalt, Verlag Dietrich Reimer. Lagerstättenchronik, heraus- 
gegeben von der Preußischen Geologischen Landesanstalt, 1928, Heft 4. 
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Ferner ist allmählich ein Stamm guter Hüttenarbeiter herangebildet worden, 
die ebenso wie eine Schar von Fachgeschäftsleuten auch wohl große Unter- 
_ nehmungen günstig entwickeln können. Überhaupt hat in China eine Umstellung 
stattgefunden. Die Erkenntnis von der Bedeutung einer Landesindustrie beginnt 
_ den Chinesen in Fleisch und Blut überzugehen. Der Außenhandel stieg seit 1913 

um 70 v. H. und erreichte ı924 bereits 5 Milliarden RM. Die Kohlenförderung 
stieg, ebenfalls seit 1913, auf über 20 0000001. In gleicher Linie bewegen sich 
die Einzelindustrien. Es scheint sich immer mehr zu bestätigen, daß China der 
große Markt des Ostens wird, um den die Völker konkurrieren. Unsere Stellung 
in diesem Wettkampf ist wegen unserer jahrelangen Aussperrung nicht leicht. 
Aber wir haben den Vorteil auf unserer Seite, daß unser wirtschaftliches Arbeiten 
nicht mit dem politischen Mißtrauen verfolgt wird, wie es China mit England, 
den Vereinigten Staaten und Japan tun muß. 

Das Sprungbrett für die japanischen Industriellen nach China hinein liegt 
in der Mandschurei und Korea. Die südmandschurische Bahn, einst ein reines 
Verkehrsunternehmen, jetzt ein japanischer Riesentrust, ist die Besitzerin von 
Gruben und Hütten, an die sie in vertikaler Gliederung Häfen und Werften, 
Maschinenfabriken, Elektrizitätswerke und Schamottefabriken, Laboratorien und 
Ölmühlen angeschlossen hat. Auf diese Weise sind dort Betriebe entstanden, die 
den allermodernsten europäischen Anlagen an die Seite gestellt werden dürfen. 
Ein Teil der Anlagen wurde von deutschen Firmen geliefert. 

Die Kohlengruben von Fuschun*) und der auf den Eisenerzfeldern von Anshan 
‚ fußende Hochofenbetrieb Anshan bilden die wirtschaftliche Grundlage. Acht 

Schächte und ein riesiger Tagebau fördern aus dem ı6 km langen und 3 km 

breiten Kohlenfeld eine Steinkohle, deren einziger Fehler ihre ungenügenden Ver- 

kokungseigenschaften sind. Sie muß daher mit der besseren Kohle der chinesischen 

Mine Penchifu (südöstlich Mukden) gemischt werden, ehe sie in den Hochöfen 

verwendet werden kann. Was an Kohle in Fuschun selbst verbraucht wird, wandert 

in 4 Hauptbetriebe: eine große Mondgasanlage für die Dampferzeugung in einem 

Elektrizitätswerk, die als Nebenprodukte Urteer und Ammoniumsulfat gewinnt; 

eine elektrische Zentrale mit Kohlenstaubfeuerung; eine Koppers-Koksofen-Batterie 

und eine große Fernheizanlage. Besonders umfangreich ist die Mondgasanlage, 
die 36 Gaserzeuger umfaßt und ein teerfreies Gas liefert, das unter den Kesseln 
in einfachen Rohrbrennern verbrannt wird. Es wird auffallen, daß die Elektrizi- 
tätserzeugung den Umweg über Dampfkessel und Dampfturbine macht. Der Grund 
liegt darin, daß man ihrer größeren Betriebssicherheit wegen der Turbine den 

Vorzug vor der Gasmaschine gab. Die zweite große Kraftstation arbeitet mit 

Kohlenstaubfeuerung, also auch mit Dampf, und die niedrigen Selbstkosten geben 

dieser Maßnahme Recht. Mit was für Riesenbetrieben man es dabei zu tun hat, 

zeigt die Arbeiterzahl allein des Werkes in Fuschun: 52 000 Chinesen und Japaner, 


r 


*) Der Name ging vor einiger Zeit durch alle Zeitungen gelegentlich eines katastrophalen 
Wassereinbruchs aus stillgelegten Bergwerksanlagen in den Tagebau. 


248 GEOPOLITISCHE UNTERSUCHUNGEN HEFT 3 


die in dreifacher Schicht arböiten: Als Lohn erhält ein Kuli für die Schicht ganze 


65 Pfennig! 


Schächte und Tagebau fördern täglich etwa 18000 t Kohle. Diese Ausbeute soll 


in Zukunft verdreifacht werden. Großbagger entfernen im Tagebau den Abraum, 
und Schrägbahnen befördern die Kohle in die Aufbereitungsanlage. Geplant ist 
eine Brikettierungsanlage für die bei der Sortierung anfallende Feinkohle. Außer- 
dem soll aus dem über der Kohle anstehenden Ölschiefer (1/, Milliarden t mit 
etwa 4—ı0 v. H. Ölgehalt), sobald die unternommenen Versuche ein brauchbares 
Ergebnis zeitigen, Öl gewonnen werden. Den Japanern sind gerade diese Versuche 
äußerst wichtig, da sie für ihre Flotte dringend Öl brauchen. 

Recht dürftig sind die Siedlungen der chinesischen Arbeiter ausgefallen, während 
die Japaner sich selbst mit Wohn- und Wohlfahrtseinrichtungen sorgfältig be- 
dacht haben. 3 

Das Sorgenkind der Gesellschaft ist das Hochofenwerk in Anshan. Wie bereits 
gesagt, muß Kokskohle zugekauft werden. Außerdem machen die Erze Schwierig- 
keiten, weil sie arm sind an Eisen und einen schwer zu trennenden Gehalt an 
Kieselsäure haben. Man sucht diesen Schwierigkeiten durch entsprechende Auf- 
bereitung beizukommen, hat aber bisher nur erfolglos Kapital geopfert. Die Ge- 
stehungskosten des Eisens sind wegen des hohen Kalk- und Koksverbrauchs zu 
hoch. N 

Bestechend ist das äußere Bild der Hochofenanlage. Alles ist mit reichlichem 
Platzaufwand hingestellt und mit neuen Transportmitteln ausgerüstet. Zwei Schräg- 
aufzüge mit Kübelbegichtung befördern die Rohstoffe auf die Gicht. Aber dem 
äußern Bild entspricht die innere Leistungsfähigkeit nicht. Die beiden Hochöfen 
sind noch nicht über eine tägliche Erzeugung von zusammen 400 t hinaus- 
gekommen; das ist herzlich wenig. Deswegen sind die Aufbereitungsarbeiten an 
den Rohstoffen der Gesellschaft so überaus wichtig; sie sollen, sobald der Erfolg 
sich einstellt, zur sofortigen Erweiterung des Hochofenwerks um ein Martinstahl- 
werk und ein Block- und Schienenwalzwerk Veranlassung geben *). 

Der Grund für die ganze industrielle Expansion Japans liegt in der politischen 
Entwicklung des Inselreichs. Man könnte es vergleichen mit einem kohle- und 
erzarmen Großbritannien. Die Erz- und Kohlenfrage trat natürlich während des 
Weltkrieges besonders deutlich in Erscheinung. Und nach dem Krieg kam in Japan 
die Erinnerung daran nicht zur Ruhe wegen der Versuche der europäischen Eisen- 
länder, ihren alten japanischen Absatzmarkt wiederzugewinnen gegen die in- 
zwischen eingedrungenen Vereinigten Staaten. 

Zwei schwere Krisenjahre hat die japanische Eisenindustrie hinter sich. Eine 
reine Wirtschaftskrise 1920/21. Und dann das Erdbebenjahr 1923. Die Schwierig- 
keiten konnten nur mit Regierungshilfe überwunden werden, die auch den Japa- 


*) Unmittelbar vor Drucklegung gibt die Südmandschurische Eisenbahngesellschaft ihren Plan 
bekannt, durch den Bau eines dritten Hochofens in Anshan die Leistungsfähigkeit dieses Werkes 
auf 350.000 t/Jahr zu bringen. 
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nischen Hochofenwerken in China reichlich zufloß. Aber, wie gesagt, das in China 

‚angelegte Kapital liegt eben brach wegen der Bürgerkriege. 
Zur Zeit gärt es in der gesamten überkapitalisierten japanischen Eisenindustrie. 

Zusammenlegen, Verschmelzen, gemeinsame Verkaufskontore kennzeichnen den 

augenblicklichen Zustand mit auch uns wohlbekannten Ausdrücken. 

Von Zahlen sei nur andeutungsweise dasjenige gebracht, was für die Beurtei- 

lung des Auf und Nieder unentbehrlich. Die Kohlenbewegung betrug in Tonnen: 


Mn 


Jahr Förderung Einfuhr Ausfuhr 
1913 21400 000 570 000 3.800 000 
1926 28 000 000 2 000 000 2 800 000 


Die 172000 Arbeiter des Jahres 1913 vermehrten sich bis 1922 auf rund 
250 000. 

Die Eisenerzförderung ist unwesentlich. Sie betrug 1913 über 150000 t und 
sank bis ı924 auf 57000, während die Einfuhr im gleichen Zeitraum von 
420000 t auf über ı 200 000t anstieg. Stark angewachsen ist die erzeugte Roh- 
eisenmenge, von 240000 t 1913 (die nur in Japan selbst hergestellt wurden) 
auf 585000t in Japan, fast 100000 t in Korea und 134000 t in der Man- 
dschurei. Zusammen erzeugten japanische Eisenwerke 1924 bereits 820 000 tt, 1926 
ungefähr 865000 t (bei ungefähr ı,4 Mill. t Leistungsfähigkeit der Hochöfen). 
Insgesamt gibt es in Japan 56 Hochöfen, in Korea 2 und in der Mandschurei 6. 

Dabei wird in großen Mengen Eisen eingeführt. An dieser Einfuhr war 1913 
‚noch Großbritannien mit über 100 000 t an erster Stelle beteiligt. Heute haben 
ihm Indien mit 160000 t und China mit 165000 t den Rang abgelaufen. Die 
deutsche Einfuhr erreicht keine 600 t. Die Gesamteinfuhr von Roheisen betrug 
1913 = 273000 t und macht 1926 rund 414000 t aus. 

Die Rohstahlerzeugung (einschl. Stahlguß) stieg in den letzten Jahren stark 
bis auf (1926) = ı 220000 t. Hiervon stammt der allergrößte Teil aus dem 
Siemens-Martin-Ofen. Bessemerstahl, Elektrostahl, Tiegelstahl machen noch keine 
90000 t aus. Die Leistungsfähigkeit der Stahlwerke wird bei weitem nicht aus- 
genutzt. Sie betrug bereits 1921 etwa 2200000 t. Diese Leistungsfähigkeit hat 
sich heute, nachdem der Wiederaufbau der durch das große Erdbeben (1923) 
zerstörten Werke beendet ist, wieder erhöht. 

Die Preiskurve wies, namentlich 1921, starke Rückgänge auf, nach dem Erd- 
beben gab’s eine kurze Erholung, aber heute sind die Preise wieder rückläufig. 

Die Einfuhr an Fertig- und Halbfertig-Erzeugnissen (vom Rohblock bis 
zum Weißblech und zur Schraube) stieg von 535000 t (1913) auf 977000 
(1926). Insgesamt wurde bezogen aus: 


Vereinigte Staaten (1926) 404 000 t 
Großbritannien (1926) 330 000 t 
Deutschland (1926) 218000 t 
Belgien (1926) 163 000 t 


Von der deutschen Einfuhrziffer entfallen die Hauptposten auf Stabeisen (93 000 t), 
Schienen (24 000 t), Draht (30 000 t), Bleche (11 500 t), Röhren (12 000 t). Da- 
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gegen ist die japanische Ausfuhr in den gleichen Erzeugnissen nicht groß, sie 
bewegt sich (1924 und ı926) um 25000 t herum. | 

Wir sehen die industrielle Entwicklung Chinas und Japans deutlich vor uns. 
Rechnet man dazu das aufstrebende Eisenland Indien sowie den eisenhütten- 
männischen Ausbau Australiens, so ergeben sich die Folgerungen für die euro- 
päische Eisenindustrie von selbst. Mit einem Weltmarkt wie vor dem Krieg kann 
sie nicht mehr rechnen. Der einzige Weg, sich zu behaupten, liegt in der Aus- 
nützung der alten europäischen wissenschaftlichen und technischen Tradition. 
Diese sichert uns einstweilen den Vorsprung in der Erzeugung hochwertiger Werk- 
stoffe. Bezeichnenderweise entwickeln die japanischen Wissenschaftler auf kaum 
einem Gebiet einen solchen Bienenfleiß wie auf dem der Metallographie, der 
Metallkunde. Ihre wissenschaftlichen Forschungsergebnisse finden in unsern Fach- 
zeitschriften aufmerksamste Würdigung. Wenn jemand dazu berufen ist, Europa 
technisch und industriell vom fernöstlichen Markt zu verdrängen, ist es der 
Japaner. 


| 
| 
| 


OSKAR MEISTER: 
Geopolitische Grundlagen des überstaatlichen Urheberrechtes 


Die Geschichtschreiber völkerrechtlicher Verträge prüfen meist nur, welche 
Gesetze zur Zeit der Beratung in den Vertragsstaaten bestanden und ob und 
wie sie geändert wurden. Staatsverträge eignen sich jedoch nicht nur zur 
Rechtsvergleichung; sie zeigen uns auch, warum die Rechtsverhältnisse in 
verschiedene Staaten ungleich geregelt sind, ferner, welche Gründe für oder 
wider den Anschluß an eine größere Rechtsgemeinschaft sprechen. Denn das 
Gesetz ist nicht nur der Niederschlag abstrakter Rechtsgedanken, sondern auch 
das Ergebnis geistiger, wirtschaftlicher, kurz geopolitischer Zustände. 

Solche Untersuchungen sind allerdings schwieriger als rein juristische, weil 
man die einschlägigen Tatsachen bisher wenig gesammelt hat und weil die- 
selben weit zerstreut sind. Nicht jeder Staatsvertrag dient unserem Zwecke im 
gleichen Maße. Ein bloßes Rechtshilfsabkommen, ein Vertrag über die Seu- 
chenbekämpfung, über den Postverkehr eignet sich minder als ein Abkommen 
über gewerbliche Schutzrechte. Besonders reiche geopolitische Schlüsse können 
wir aus Verträgen ziehen, die das geistige Leben betreffen, also vor allem aus 
dem internationalen Urheberrechte. Dieses findet nicht nur beim un- 
mittelbar beteiligten Wirtschafter, mag er Schöpfer oder Verleger sein, Beach- 
tung, sondern spiegelt die gesamte Kultur eines Landes wider. Man denke daran, 
daß in unser Gebiet alle Wissenschaft und Kunst fällt, daß wir hier Bücher 
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_ und Zeitschriften ebenso finden wie Bauten und Gärten und wie Film und 


TE 


{ 


Radio. Es liegt also nahe, das juristische Kernstück jener geistigen Tätigkeiten 


und Erzeugnisse, das „Berner Übereinkommen zum Schutze von Wer- 


ken der Literatur und Kunst“ mit den Augen des Geopolitikers zu durch- 


- Mmustern. Daß uns eine erste Ausschau leider nicht das Gesamtbild erschließt, 


liegt in den geschilderten Gründen. 

Zunächst sei ein kurzer geschichtlicher Überblick gegeben.‘ Ich folge dabei 
der Darstellung des Buches von Alfred Seiller „Österreichisches Urheberrecht“ 
(Hölder, Pichler, Tempsky 1927). 

Staatsverträge zum Schutze des Urheberrechtes gegen widerrechtliche Nach- 
drucke, Übersetzungen, Aufführungen werden zunächst zwischen gleichspra- 
chigen, dann zwischen verschiedensprachigen Ländern abgeschlossen. Zu den 
ältesten Verträgen gehört ein österreichisch-sardinischer vom Jahre 1840. Un- 
gefähr um die gleiche Zeit bemüht sich Frankreich lebhaft um Ausbau inter- 
nationaler Beziehungen, und schließt seit 1851 mit mehreren deutschen Staa- 
ten Verträge ab. Schon 1846 verbürgen England und Preußen den gegensei- 
tigen Schutz des Urheberrechtes. Selbstverständlich reicht der Schutz damals 
nicht so weit wie heute und die Schriftstellerkongresse in Brüssel (1858) und 
Antwerpen (1877) fordern übereinstimmende Regelung der Urheberrechtsge- 


' setze. Bei der Pariser Weltausstellung 1878 wurde hauptsächlich unter franzö- 


sischem Einfluß die Association litteraire internationale gegründet. Dagegen 
gebührt dem Börsenverein der deutschen Buchhändler das Verdienst, 
1882 auf deren Kongreß zu Rom die Schaffung einer völkerrechtlichen 
Union für das schriftstellerische Eigentum beantragt zu haben. Der Gedanke fiel 
auf guten Boden; 1884 lud die Eidgenossenschaft eine diplomatische Konferenz 
nach Bern ein, der im nächsten Jahre daselbst eine zweite folgte. Auf einer 
dritten Berner Tagung wurde 1886 die Union tatsächlich errichtet. Anwesend 
waren ı884 Deutschland, Schweiz, Frankreich, Österreich-Ungarn, Belgien, 
Niederlande, Schweden, Norwegen, Costa Rica, Haiti und zu informatorischen 
Zwecken England, 1885 außerdem Italien, Spanien, Tunis, Honduras und zu 
informatorischen Zwecken Vereinigte Staaten von Nordamerika, Argentinien, 
Paraguay, allein nicht mehr Österreich-Ungarn und Costa Rica. Abgeschlossen 
wurde die Union 1886 zwischen Deutschland, Belgien, Spanien, Frankreich, 
Großbritannien, Haiti, Italien, Liberia, Schweiz, Tunis, von welchen Staaten 
bloß Liberia den Vertrag nicht ratifizierte. Später gewahren wir verschiedene 
Änderungen, so tritt Montenegro bei und wieder aus. In Paris (1896), Berlin 
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(1908) und Rom (1928) wurde das Abkommen ergänzt und heute gehören der 


Union an Belgien (seit Beginn), Brasilien (1922), Bulgarien (1921), Danzig (1922), | 


Deutschland (seit Beginn), Finnland (1928), Frankreich mit Algerien und Kolo- 
nien seit Beginn, mit den Mandatsländern Syrien und Libanon seit 1924, Grie- 
chenland (1920), Großbritannien mit einigen Kolonien und Protektoratsländern 
seit Beginn, bzw. 1912, mit dem Mandatslande Palästina seit 1924. Haiti seit 
Beginn, Italien seit Beginn, Japan (1899), Liberia (1908), Luxemburg (1888), 
Marokko (ohne spanische Zone) (1917), Niederlande mit Kolonien (1912, bzw. 
1913), Norwegen (1896), Österreich (1920), Polen (1920), Portugal mit Kolo- 
nien (1911), Rumänien (1927), Schweden (1904), Schweiz (seit Beginn), Spa- 
nien mit Kolonien seit Beginn, Tschechoslowakei (1921), Tunis (seit Beginn), 
Ungarn (1922), Finnland (1928). 

Fragen wir nun, wie die einzelnen Staaten über ein internationales Abkom- 
men denken, so stoßen wir auf wirtschaftliche, geistige und völkerkundliche 
Merkmale. Das Abkommen bietet jenen Ländern den größten Vorteil und 
schützt jene Länder am meisten gegen Schädigungen, die ein reges Geistesleben 
besitzen und eine starke „Ausfuhr“ geistiger Güter verzeichnen. Für Staaten 
mit niedriger Kulturstufe hat das Abkommen keinen Wert. Sie stehen daher 
meist teilnahmslos abseits. Gleiches gilt für Zwergstaaten ohne größere Verlags- 
häuser (Lichtenstein, San Marino usw.). Dagegen wollen vorgeschrittene Staa- 
ten mit geringer künstlerischer Gestaltungskraft auf die Möglichkeit, den feh- 
lenden Bedarf billig im Auslande zu decken, nicht gerne verzichten. Sie ent- 
schließen sich um so weniger dazu, je kleiner ihr Sprachgebiet, je geringer das 
Lese- und Kunstbedürfnis ihrer Bewohner ist, wenn also der Verleger nur mit 
niedrigen, wenig einträglichen Auflagen rechnen kann. Selbstverständlich wehrt 
sich auch ein Land, dessen geistige Erzeugnisse auf dem Weltmarkte wenig 
bekannt und begehrt sind, das also der Einfuhr keine gleichwertige Ausfuhr ent- 
gegenstellen kann, gegen das Abkommen. Wie man im 18. Jahrhundert, als es 
noch keine Urheberrechte, sondern nur Verlagsprivilegien gab, dachte, zeigt eine 
StelleausdemWerke von Thurnesius (De recusione librorum furtiva [Basel 1738]*). 
Der Verfasser gestattet seinen Landsleuten den Nachdruck der Franzosen und 
Holländer, weil diese ihrerseits nachdrucken, ferner der Bücher aus ent- 
fernten Ländern wie Rußland, Spanien, Schweden, England, also so 
ziemlich der gesamten damals in Betracht kommenden Auslandsliteratur. 


*) Nach dem Werke des Univ. Prof. Heymann in Berlin „Die zeitliche Begrenzung des Ur- 
heberrechtes“ (Sitzungsberichte der preußischen Akademie der Wissenschaften 1927 XI), angeführt. 


una 


MEISTER: GEOPOLITISCHE GRUNDLAGEN DES URHEBER-RECHTES | 253 


Wir begreifen nun, daß Holland, Rußland, Nord-Amerika mit Rücksicht 
auf ihren schwunghaften Nachdruck lange Zeit weder für Einzelverträge noch 
_ für den Beitritt zur allgemeinen Union zu gewinnen waren. Während die Ver- 
einigten Staaten etwa seit 1900 wenigstens die Eintragung ausländischer 
‚Bücher in ihre Schutzrolle gestatten (,, Copyright“), versagt Rußland bis heute 

ausländischen Kunsterzeugnissen jeden Schutz, wohl weil es zufolge seiner grund- 
sätzlichen Leugnung des Eigentumsrechtes überhaupt das geistige Eigentum 
wenigstens bei Ausländern ablehnt. Finnland ist 1928 beigetreten. Über „die 
Stellung der Niederlande zu einer literarischen Konvention mit Deutschland 
und zur Berner Konvention“ hat Otto Mühlbrecht in den „Beiträgen zum 
Urheberrecht, Festgabe zum XVII. internationalen literarischen und künstle- 
rischen Kongreß Dresden 1895“ einen lehrreichen Aufsatz verfaßt. Danach wurde 
dort im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts vor allem der Nachdruck deutscher 
Musikalien betrieben, die dem Verleger weder ein Autoren- noch ein Übersetzer- 
honorar kosteten und sich sogar im Ausland verbreiten ließen. Offene Fehde ent- 
brannte, als ein Holländer 1373 Geibels Gedichte unbefugt herausgab. Allerdings 
muß als mildernder Umstand bemerkt werden, daß sich nicht einmal das hollän- 
dische Mutterland und die Kolonien gegenseitig Urheberschutz gewährten. Im 
“ganzen besaß Holland damals nur drei Staatsverträge, einen mit dem benach- 
- barten und vielfach geistig verbundenen Belgien, einen mit Spanien und einen 
mit Frankreich. Es ist geopolitisch bedeutsam, daß es zu letzterem dadurch 
gezwungen wurde, daß das urheberrechtlich sehr fortschrittliche Frankreich nur 
unter dieser Bedingung in den Abschluß eines für die Niederlande bedeutsamen 
Handels- und Schiffahrtsvertrages einwilligte. Mit dem Ausbau des Rechts- und 
Güterverkehres legten sich allerdings auch jene Staaten, die einen weitergehen- 
den Schutz abgelehnt hatten, die Frage vor, ob man dem Ausländer, der ja 
gegen Mund- und Straßenraub geschützt wurde, fürder geistiges Eigentum er- 
satzlos entziehen dürfe, ob das Wohl des eigenen Staates durch solch gewalt- 
same Enteignung gefördert werde. Diese Frage wurde um 1893 auch in Holland 
aufgeworfen, freilich von der nur auf Erwerb bedachten Mehrheit zunächst 
verneint, da die holländische Literatur nicht für sich allein existieren könne 
und gezwungen sei, fortwährend Anleihen bei Deutschland, Frankreich und 
England zu machen. — Allein immer lauter ertönte der Ruf, daß der Fort- 
bestand des geistigen Freibeutertums das Land sittlich mißkreditiere, immer 
stärker packte man die Widerstrebenden beim völkischen Ehrgefühl und 
schließlich erfolgte 1912 der Beitritt zur Union. Wenn man erwägt, daß der 
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Kampf um dieses Ziel in jenem reichen, geordneten und geistig entwickelten 
Staate zwanzig oder wenn man will gar vierzig Jahre gewährt hat, so kann 


| 


B7 


man sich vorstellen, welche Hindernisse in manchem weniger günstig gestellten 


Lande zu überwinden waren, zum Teil noch zu überwinden sind. 

Ähnlich wehrten sich ursprünglich die skandinavischen Staaten, weil ihre 
Werke wenig ins Ausland gingen, und zwar ein Bedürfnis bestand, deutsche, 
französische und englische Werke in Übersetzungen kennenzulernen, alleın 


der Absatz bei der schütteren Besiedlung gering sei. Immerhin erklärteSchwe- 


den 1894, nach Reform der inneren Gesetzgebung der Union beizutreten, und 
löste einige Jahre später sein Versprechen ein. Norwegen trat bereits 1896 
bei, wohl zufolge der Weltgeltung, die sich die Werke Ibsens und Björnsons 
erworben hatten, und auch Dänemark kam Schweden mit dem Beitritt zu- 
vor, wozu die Nachbarschaft Deutschlands und der Einfluß Frankreichs Anlaß 
gab. Allerdings herrscht in Dänemark eine aus geographischen und ethno- 
graphischen Umständen begreifliche Zweispältigkeit. Sie findet darin ihren 
Ausdruck, daß nur das Hauptland mit den Faröerinseln, nicht aber Island, 
Grönland und die dänischen Antillen der Union angehören. 

Ebenfalls erklärt sich Österreich-Ungarns Stellung zur Union aus inner- 
politischen und völkerkundlichen Verhältnissen. Seine nichtdeutschen Völker, 
vor allem die Ungarn und Tschechen hatten starken Literaturbedarf, allein 
wenig eigene Erzeugung und wenig „Ausfuhr“. Sie waren Einfuhrgebiete und 
suchten ihren Bedarf auf Kosten des Urhebers billig zu decken. Daher wehrten 
sie sich gegen den Schutzverband, der Gesamtstaat schenkte wie so oft magyar- 
ischen und slawischen Wünschen geneigteres Ohr als den Stimmen, die aus 
dem deutschen Lager kamen. Österreich-Ungarn stand daher außerhalb der 
Union und schloß bloß mit einzelnen Staaten, so auch mit Deutschland nicht 
allzu weit reichende Sonderverträge ab. Die Hemmnisse fielen mit dem Zu- 
sammenbruch der Monarchie. Deutschösterreich begann sofort die Vorarbeiten 
zum Anschluß an die Union und es bedurfte eigentlich gar nicht des von den 
Siegerstaaten in den Friedensvertrag eingefügten Auftrages, um den Beitritt zu 
bewerkstelligen. Ungarn, Polen, die Tschechoslowakei folgten diesem Beispiele 
und befriedigten durch den Beitritt ihr durch die erlangte staatliche Selb- 
ständigkeit gemehrtes Geltungsbedürfnis. 

Wie England in vielen Belangen ein Sonderdasein führt, sind auch seine 
Gesetze eigenartig. Wie die Römer selbst die zuverlässigsten und ergebensten 
Provinzialen rechtlich nie den Stammesbürgern gleichstellten, besaß auch Albion 
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ursprünglich für Landesangehörige und Ausländer zweierlei Urheberrecht. 
Die Bedeutung der Union erkannte es, jedoch bedurfte der Beitritt eines eigenen 
Gesetzes. Tatsächlich schloß es sich — zunächst ohne Kolonien — dem Über- 
einkommen gleich zu Beginn an, allein dabei widerfuhr ihm ein Versehen, das 
sich aus seiner auch in Rechtsfragen wahrnehmbaren splendid isolation erklärt. 
Es machte nämlich nicht die endgültige Vorlage von 1886 zum Gesetz, sondern 
den Vorentwurf von 1885 und beschwor dadurch zahlreiche Prozesse, nament- 
lich mit deutschen Verlegern. Denn es war nun strittig, ob gewisse Eingriffe 
nach deutschem oder englischem Rechte beurteilt werden sollten. Diese Pro- 
zesse zeigten leider dem Auslande unser Erbübel der Eigenbrötelei. Kläger wie 
Geklagte holten nämlich bei deutschen Fachleuten Gutachten ein, dieselben 
widersprachen einander vollständig. Man kann sich das überlegene Lächeln des 
britischen Richters vorstellen, der nun erklärte, er kenne zwar das deutsche 
Recht nicht, brauche es aber angesichts des Umstandes, daß in Deutschland 
selbst über seinen Inhalt keine Klarheit herrsche, nicht zu kennen. Er entschied 
nach englischem Gesetz und selbstverständlich zugunsten seiner Landsleute. 

Die Geschichte der Union erschließt uns übrigens auch ein Stück Kolonial- 
geschichte. Wir erwähnten, daß Großbritannien später auch namens gewisser 
Kolonien beitrat. Im Zuge der Selbständigkeitsbestrebungen haben sich 1928 
Australien, Britisch-Indien, Kanada, Neuseeland und die südafrika- 
nische Republik nun im eigenen Namen bei der Union angemeldet. 
Während England, wenngleich unter Vorbehalten, noch die Berliner Beschlüsse 
von 1908 ratifizierte, verharren einige Kolonien bei der ursprünglichen bzw. 
bei der Pariser Fassung. 

Die Stellung zur Union wird ferner dadurch bestimmt, ob ein Staat gewohnt 
ist, das Suum cuique auch gegenüber dem Ausländer anzuwenden, oder ob er 
nur seine Staatsbürger des Rechtsschutzes für würdig hält, ähnlich wie manche 
Eltern bloß ihren, nicht aber fremden Kindern die Menschenrechte zuerkennen 
wollen. Der Geist, der in der Monroedoktrin lebt, äußert sich auch in der 
Haltung der Vereinigten Staaten gegenüber fremdem geistigen Eigentum. 
Vor dem Kriege schrieb die Dichterin Bertha von Suttner ım Hinblick auf 
Amerika in der erwähnten Festgabe „Je ärmer ein Land an produzierenden 
Schriftstellern ist, desto hartnäckiger wehrt es sich gegen die literarische Kon- 
vention“*). Dieser zweite Grund ist angesichts des regen geistigen Lebens, das 


*) Die Verfasserin berichtet auch, wie ihrem berühmten Buche „Die Waffen nieder!“ 
durch eine schlechte polnische Übersetzung absichtlich fast der entgegengesetzte Sinn gegeben 
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heute in Amerika herrscht, nicht mehr stichhaltig, und mit Recht führt Hey- 
mann aus, daß sich die Amerikaner einigermaßen einem formalen System an- 
gepaßt haben, nachdem ihre geistige Produktion die entsprechende 
Höhe erreicht und zu Teilen überschritten hatte. Wohl liegt jetzt 
sogar ein Gesetzentwurf über den Beitritt zur Union im amerikanischen Parla- 
mente, allein ich bezweifle, ob wir sobald mehr erreichen werden als die nach 
hartem Ringen erwirkte Copyright-Klausel. Denn die heutige „Gegenkoloni- 
sation“, die, wie Prof. Bonn für das wirtschaftliche Leben nachweist, seit dem 
Kriege von Amerika ausgeht, läßt auch den Beitritt zu einer vorwiegend euro- 
päischen Urheberunion wenig aussichtsreich erscheinen. 

Frankreich, Italien, Spanien gehören der Union seit Beginn an. Der 
Franzose schätzt bis zum heutigen Tage das Sacheigentum des Nichtfranzosen 
minder als das eigene. Das haben wir auch im Weltkriege gesehen. Allein er 
achtet gleich allen Romanen geistige Leistungen des In- und Auslandes hoch. 
Frankreich war der erste Staat, der (1851) den fremden Urheber wie den ein- 
heimischen behandelte, seinem Beispiele folgte das wesensähnliche Belgien. 
Frankreich war wohl auch der einzige Staat, der 1919 die Rechte zugunsten 
der Rechtsnachfolger seiner Autoren, Komponisten und Künstler ob Krieges und 
Inflation auf fünf Jahre verlängerte. Frankreich überträgt die Achtung, die es 
vor der „bourgeoisen Eigentumsidee“ (Heymann) empfindet, auch auf geistige 
Güter. Darum entscheidet es sich für den 5ojährigen Urheberschutz und 
wertet das geistige Eigentum des Ausländers sogar höher als das sachliche. 

Wir sprachen wiederholt davon, daß die Union ein Werk deutsch-französi- 
scher Zusammenarbeit darstellt, dabei dürfen wir aber nicht übersehen, daß 
die deutsche Einstellung zur Kunst oder besser gesagt, zum Künstler anders 
ist als die französische. Trotz all unserer Kultur muß sich bis heute der deutsche 
Schriftsteller und Künstler meist in harter Mühe jene gesellschaftliche Achtung 
erkämpfen, die der romanische Berufsgenosse schon kraft seines Amtes ge- 
nießt. Und während demgemäß in.deutschen Landen die wichtigsten Vor- 
arbeiten zum Abschluß der Berner Union von privaten Verlegern, Künstlern 
und Fachverbänden geleistet wurden, war es das amtliche, behördliche 
Frankreich, das sofort mit Feuereifer seinerseits an das Werk ging, welches ja 


wurde, ohne daß sie gegen den Verleger einschreiten konnte. Dieser Vorfall hat mehr als persön- 
liche und finanzielle Bedeutung: er kennzeichnet, wie sogar die Kunst mißbraucht wird, um 
Geringschätzuug und Haß gegen deutsches Wesen zu erzeugen. — Der letzte Kongreß zu Rom 
1928 erkennt nun ein sittliches Recht des Urhebers gegen solche Ehrverletzungen an. 
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bloß den sinngemäßen Ausbau der bereits bestehenden Pariser Gesetzgebung 
bedeutete. Noch nach einer anderen Richtung strebt deutsche und französische 
Auffassung auseinander: Jenes Kosmopolitentum, das bereits Klopstock bei 
unserem Volke rühmt und tadelt, tritt auch in unserer Union zutage. Das 
deutsche Urheberrecht der 70er Jahre war gegenüber dem französischen rück- 
ständig. Allein dies hinderte die Vertreter Deutschlands nicht, gleich zur ersten 
Berner Tagung den vollständigen Entwurf eines Welturheberrechtes mitzu- 
bringen, das auf der ganzen Erde gelten sollte. Die anderen Teilnehmer dachten 
nüchterner. Sie erkannten, daß bei den Verschiedenheiten der Rechts- und 
Kulturverhältnisse in den einzelnen Staaten der Gedanke an ein Weltrecht ver- 
früht sei, daß die Konferenz zunächst die innere Gesetzgebung der Länder un- 
berührt lassen müsse und bloß erstreben dürfe, die überstaatlichen Ur- 
heberverhältnisse in ihren Grundzügen zu regeln. Und die Deutschen ließen 
sich belehren. Wenn die Anregungen, die die Union den Rechtsangleichern 
gibt, von Jahrzehnt zu Jahrzehnt nachhaltiger und wirkungsvoller werden, so 
darf doch nach wie vor jeder Staat sein Urheberrecht nach Belieben gestalten. 

An der Schaffung der Union ist also Deutschland und der romanische Kultur- 
kreis beteiligt. England beschränkt sich, wie wir sahen, auf den Beitritt, ohne 
‘die Verhandlungen wesentlich zu fördern. Tunis wurde durch Frankreich, das 
seit 1881 von diesem Lande völlig Besitz ergriffen hatte, zum Beitritt veranlaßt. 
Am auffallendsten ist die Teilnahme Haitis, das kaum wesentliche urheber- 
rechtliche Belange zu vertreten hat. Der Beitritt dieses Staates ist um so merk- 
würdiger, als Haiti sonst fast keinem anderen internationalen Abkommen bei- 
getreten ist. Zweifellos hat auch hier (wie in Monaco) französischer Einfluß mit- 
gespielt, vielleicht auch der Wunsch des damaligen Präsidenten nach „gloire*“. 
Die auf der gleichen Insel gelegene Dominikanische Republik steht bis heute 
der Union ferne. Auch der 1908 erfolgte Beitritt der Negerrepublik Liberia, 
die bereits an den gründenden Berner Beratungen teilgenommen hat, bis heute 
aber keine Eisenbahn besitzt, dürfte auf den Wunsch zurückzuführen sein, 
sich als Kulturstaat aufzuspielen. Haiti wie Liberia waren auf der römischen 
Tagung, die seit 1908 zum ersten Male wieder die Unionsmitglieder vereinigte, 
nicht erschienen, haben auch nie irgendwelchen Einfluß auf die Konvention 
genommen. 

Wir sahen, daß mancher Staat nur für gewisse Landesteile dem Abkommen 
beitrat. Ebenso steht es ihm frei, das Abkommen im ganzen oder nur in ein- 


zelnen Abschnitten, in der Fassung von 1908, 1896 oder gar von 1886 anzu- 
18 
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J 
nehmen. Die Tatsache, daß mehrere Staaten den durch die Berliner Beschlüsse | 
1908 erweiterten Vorschriften über den Schutz der Bau- und Kunstwerke und | 
der Zeitungsnachrichten, ferner über die völlige Gleichstellung des Urheber- 
rechts mit dem Übersetzungsrechte nicht annahmen, zeigt uns die Verschieden- 
heit der geistig-wirtschaftlichen Belange des Erdballes, ja selbst Europas. | | 
Schließlich sei erwähnt, daß an den Tagungen stets Staaten teilnehmen, die 
nicht der Union angehören, und daß das Abkommen auch die Beziehungen | 
der Vertragsstaaten zu den Nichtvertragsstaaten regelt. Wir könnten die Stel- 
lung der einzelnen Länder zur Union noch besser begreifen, wenn wir die Ge- 
schichte des Urheberrechtes in den einzelnen Staaten genauer schilderten. Wir 
müßten etwa zeigen, wie die englischen Religionsstreitigkeiten der elisabethischen 
Zeit das Privilegienwesen beeinflußten, wie dann Adam Smiths Freihandels- 
lehre die Erteilung von Schutzfristen unvolkstümlich machte. Wir müßten 
zeigen, wie in Deutschland und England, wo die Gilden blühten, das Urheber- 
bzw. Verlagsrecht aus dem Volke herauswuchs, während in Frankreich die 
erstarkende Königsmacht auch die Monopole nach eigener Willkür erteilte, 
weiter, wie sich das Privilegien- und später das Urheberrecht in der deutschen, 
schweizer, italienischen Kleinstaaterei anders entwickelte als in einheitlich ge- 
schlossenen Ländern. Wir müßten auf die Volkseigenschaften eingehen, etwa 
die lange französische Schutzfrist daraus erschließen, daß jenes Land das Recht 
der Einzelmenschen über das der Gesamtheit stellt; wir müßten uns fragen, 
wieweit Pietät, Familiensinn gegenüber den Wünschen der Öffentlichkeit ge- 
schützt wird. Besonders deutlich zeigt sich dies bei den Vorschriften, die für 
die Veröffentlichung von Briefen gelten. In Columbia z. B. dürfen Briefe vor 
Ablauf von 80 Jahren seit dem Tode des Verfassers nur mit Erlaubnis des 
Familienrates veröffentlicht werden. Wir könnten Staaten mit solch starker 
Wahrung privater Rechte von jenen scheiden, die nach dem Vorbilde der Ent- 
eignung von Erfindungen sogar eine Expropriation des Urheberrechtes zulassen 
(Bolivia, England, Mexiko, Portugal, Italien), ferner Völker, die wie das deut- 
sche auch ältere Werke schätzen, und solche, die nur moderne Schöpfungen 
begehren. Allein zu solch einer rechtsvergleichenden Studie fehlen uns alle 
Vorarbeiten. Nur einige lose Andeutungen über deutsche Verhältnisse seien 
noch gestattet. Der Unterschied zwischen norddeutscher Formstrenge und süd- 
deutscher Ungezwungenheit äußert sich auch darin, daß vor Schaffung un- 
seres deutschen Urhebergesetzes die norddeutschen Fachleute zumeist für den 
„ewigen Schutz“ eintraten, während ihre Berufsgenossen südlich des Mains. 
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: ecke Nachdrucksfreiheit begehrten. Man traf sich dann löblich auf 
der Mittellinie des 30 Jahre, also ein Menschenalter umfassenden Schutzes. Es 
’ erklärt sich vielleicht auch aus dem hohen Bildungsbedürfnis unseres Volkes, 
daß wir bis heute bei der 3ojährigen Schutzfrist halten und diese nicht mit 
der 5o jährigen des romanischen Rechtskreises vertauscht haben, und umgekehrt 
wird behauptet, daß die bessere Durchschnittsbildung des Deutschen auch auf 
unsere kurze Schutzfrist zurückgeht, die den Erwerb von Büchern, Musikalien, 
Kunstwerken erleichtert. Allerdings wird die längere Dauer der romanischen 
Frist dadurch begründet, daß das französische und italienische Buch meist 
billiger ist als das deutsche. Erwähnt sei schließlich, daß sich die deutsche 
"Regierung noch anfangs der 90er Jahre gegen einen Schutz von Bauwerken 
wandte, welchen die kunstfreudigen romanischen Staaten Frankreich, Italien, 
Spanien sowie unter französischem Einfluß auch Dänemark und Rußland ge- 
währten. Dabei kennzeichnet es die russische Plumpheit, daß dieser Schutz dort- 
selbst durch das zaristische Strafgesetz gewährleistet wurde, das ein Dawider- 
handeln mit Sibirien bedrohte. Auch Amerika schützte damals bereits in Vor- 
ahnung seiner technischen Entwicklung oder in Anlehnung an die englische 
Gesetzgebung Bauwerke gegen Urhebereingriffe. Das der Technik zugeneigte 
“England selbst bot Bauwerken höheren Schutz als Dichtungen, Gemälden, 
"Musikstücken. Die heutige deutsche Gesetzgebung steht allerdings auch hier 
seit langem auf der Höhe der Zeit. 

Geopolitisch mag in Betracht kommen, daß wir heute das deutsche, eng- 
lische und französische Urheberrechtsgebiet unterscheiden. Die drei Kreise 
sind ungefähr gleichbedeutend. Es erklärt sich aus geschichtlichen Beziehun- 
gen, wenn wir Polen und die Tschechoslowakei zum französischen Gebiete 
rechnen. Ebenso folgt Dänemark, Norwegen und Ungarn dem französischen 
Vorbilde. Zur deutschen Gruppe zählen Deutschland, Österreich, die Schweiz, 
Schweden, Bulgarien, Japan. 

Erwähnen wollen wir schließlich, daß neben dem Berner Übereinkommen 


eine südamerikanische Union, das Übereinkommen von Montevideo, besteht, 


| 
| 
| 


dem auch verschiedene europäische Staaten, so Deutschland und Österreich, 
angehören. Das Übereinkommen selbst wurde 1889 von Argentinien, Bolivia, 
Paraguay, Peru, Uruguay (Hauptstadt Montevideo), Brasilien und Chile ab- 
geschlossen. Mangels einer Kunst- und Rechtsordnung, die der europäischen 
gleichsteht, entbehrt es der Geschlossenheit der Berner Konvention. Die Schutz- 


dauer zeigt in Südamerika die größten Verschiedenheiten. Sie beginnt bei fünf 
ı8* 
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Jahren (Chile) und endet bei der Ewigkeit (Venezuela, Guatemala, Nikaragua, | 
auch Mexiko). | | 

Die Friedensschlüsse des Jahres 1919 wirken auch auf die Union. Mancher 
neue Staat trat ihr bei, wobei sich Danzig dem deutschen Rechtskreis anschloß, 
Polen und die Tschechoslowakei den französischen Einfluß verstärken. Auch 
Staaten, die durch den Friedensvertrag erhöhte Macht erlangten und in den 
Weltverkehr einbezogen wurden, wie Rumänien, sind nun beigetreten. Die 
Siegermächte haben übrigens zu Unrecht trotz deutschen Einspruches in den 
Friedensverträgen erklärt, daß das Berner Übereinkommen durch den Krieg 
aufgehoben nnd erst durch den Friedensschluß wieder in Kraft gesetzt worden 
sei. Durch diese Vorschrift haben sie die von ihren Staatsangehörigen während 
des Krieges verübten Eingriffe in deutsches geistiges Eigentum gedeckt. Un- 
zweifelhaft bildet es einen Prüfstein für die geistige Höhe eines Volkes, ob es 
der Berner Union angehört. Die Mitgliedsehaft bietet Gewähr, daß es fremde 
Rechte achtet, aber auch gewillt ist, den eigenen Angehörigen die wertvollen 
Schöpfungen des Auslandes — die Weltliteratur in verläßlichen Überset- 
zungen — zuzuführen. Nicht jeden Mißbrauch vermag das Abkommen zu ver- 
hüten, allein immerhin stellt es eine Macht dar, die heute bereits auch in 
Staaten wirkt, die ihm formell noch fernstehen. 
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Partsch, J. Geographie des Welthandels. 
‚ Herausgeg. von R. Reinhard. Breslau 1927. 
Ferdinand Hirt. 368 S. 22.— M. 


Ein nachgelassenes, aus einem berühmt ge- 
wordenen Kolleg herausgewachsenes Werk von 
Josef Partsch, das Rudolf Reinhard in liebe- 
voller Pietät und mit größter Gewissenhaftig- 
keit herausgegeben und in Einzelheiten ver- 
vollständigt hat! Seine inhaltliche Gliederung 
ist die folgende: Erster Hauptteil. Der Mensch 
als Subjekt der Handelstätigkeit. (S. 10— 74). 
#. Die Verteilung des Menschen über die Erd- 
oberfläche. 2. Die Völkerwelt. 3. Die Welt- 
sprachen. 4. Die Religionen. 5. Die räumliche 
Machtentwicklung. 6. Völkerrechtliche Vereini- 
gungen von wirtschaftlichem Charakter. Zwei- 
ter Hauptteil. Verteilung der Welthandelswaren 
über die Erdoberfläche (S. 75—340). I. Die 
vegetabilischen und tierischen Erzeugnisse. 
Il. Geographische Verbreitung mineralischer 
Stoffe. III. Die geographischen Grundlagen der 
Industrie (nur ı0 S.). Das Werk ist leider ein 
Torso geblieben. Ehe der dritte Hauptteil: 
„Welthandelswege und Weltverkehrszentren“ 
geschrieben werden konnte, nahm der Tod dem 
nimmermüden, unendlich fleißigen, edlen Mann 
die Feder aus der Hand. Es ist das deswegen 
besonders bedauerlich, weil vermutlich erst die- 
ser dritte Hauptteil das eigentliche Thema einer 
Geographie des Welthandels dargestellt haben 
würde. So nun ist der erste Hauptteil ein Ab. 
'iß der allgemeinen physischen Anthropogeo- 
graphie und der Geographie der menschlichen 


Gemeinschaften mit stark historischem Ein- 
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schlag und mit gelegentlicher sehr feinsinniger 
Betonung der Beziehung zwischen diesen Er- 
scheinungen und dem "Welthandel, der zweite 
Hauptteil eine wirtschaftsgeographische Güter- 
lehre mit ungemein fleißig und zuverlässig 
zusammengetragenen Einzelheiten, die man sonst 
in geographischen Werken kaum findet, ge- 
worden, und der Titel „Geographie des Welt- 
handels“, der die Erinnerung an jenes Kolleg 
bewahrt, ist für den Torso nicht recht am 
Platze. Damit ist aber natürlich nicht das ge- 
ringste gegen den gediegenen Inhalt des Werkes 
als solchen gesagt. 


A. Fischer: Prof. Hickmanns Geographisch- 
statistischer Universal-Atlas 1929. Wien. 
G. Freytag & Berndt A. GC. 


Wir haben auf diesen Atlas schon wiederholt 
empfehlend hingewiesen, da er in gediegener 
und sehr anschaulicher Verarbeitung eine große 
Menge zuverlässigen Zahlenmaterials für den 
Wirtschaftler und Geopolitiker bringt. Die 
Ausgabe 1929 ist nahezu völlig neu aufge- 
baut. Aus der glücklichen Bereicherung des 
Inhalts seien besonders herausgehoben die Tafeln 
der Berufsstatistik, des Verbrauchs wichtiger 
Güter (Brotgetreide, Kartoffeln, Reis, Zucker, 
Kaffee, Wein, Tee, Kakao, Bier, Baumwolle), 
des Verbrauchs an Energie (Kohle, Erdöl, 
Wasserkraft), der Straßenstatistik, der Eisen- 
bahnbetriebsstatistik, die allerdings nicht sehr 
übersichtliche Tafel der Zahlungsbilanzen der 
großen Staaten sowie die des Nationaleinkom- 


mens wichtiger Länder. 
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Erde und Wirtschaft. Vierteljahrsschrift für 
Wirtschaftsgeographie und ihre praktische An- 
wendung. Schriftleitung Prof. Dr. G. Braun, 
Greifswald. Verlag Georg Westermann. Braun- 
schweig-Berlin-Hamburg. Seit April 1927 er- 
scheinend. Jahrgang zu 4 Heften 8.— M. 

Es ist außerordentlich zu begrüßen, daß es 
nunmehr neben der amerikanischen Economic 
Geography (seit 1925) und der niederländischen 
Tijdschrift voor Economische Geographie _(seit 
1910) auch eine wirtschaftsgeographische Zeit- 
schrift in deutscher Sprache gibt, zumal, wie 
der Herausgeber und sein Mitarbeiter W. Hart- 
nack mit Recht betonen, sowohl in manchen 
unserer geographischen Zeitschriften wie auf 
den Geographentagen der wirtschaftsgeogra- 
phische Gesichtspunkt selten herausgehoben 
wird. Der Herausgeber steht auf beziehungs- 
wissenschaftlichem Standpunkt, aber in den mir 
vorliegenden sechs ersten Heften tritt dieser Ge- 
sichtspunkt nicht einseitig in den Vordergrund. 
Jedes Heft beginnt mit einigen, von zahlreichen 
großen Karten in Schwarzdruck begleiteten Auf- 
sätzen, aus deren Reihe ich „Die wirtschafts- 
geographische Gliederung Deutschlands“ von 
E. Scheu (April 1927) und „Finnlands Land- 
baugebiete“ von E. Cajander besonders hervor- 
heben möchte. Vom >. Jahrgang ab schließt 
sich eine Berichterstattung an, die vorläufig 
den Bereichen der Geographie und der Statistik 
gewidmet sind. Dann folgen, und darin sehe 
ich einen der Hauptvorzüge der neuen Zeit- 
schrift, Wirtschaftskarten nach vorliegenden 
Quellen, die z. T. durch mehrere Hefte hin- 
durch einen leitenden Gesichtspunkt, z. B. den 
der Gliederung Deutschlands, festhalten und 
damit wertvolles Material für praktische Zwecke, 
z. B. das hochaktuelle Problem der politischen 
Neugliederung des Reiches, bieten, dem übri- 
gens auch ein bedeutsamer Aufsatz von A. Weit- 
zel gewidmet ist. Schließlich folgen Literatur- 
besprechungen, in denen wenige wichtige Ar- 
beiten gründlich und kritisch gewürdigt wer- 
den, sowie die Abteilungen „Neue Literatur 
und Zeitschriften“ sowie (ab Heft 3/4 des er- 
sten Jahrgangs) „Eingegangene Neuerschei- 
nungen“. Der sich von jeder Überladung fern- 


haltenden, nach klarem Programm redigierten 
Zeitschrift ist weite Verbreitung zu wünschen. 


L. Fischer: Ölimperialismus. Der internatio- - 
nale Kampf um Petroleum. Berlin 1927. Neuer 
Deutscher Verlag. 230 $S. Aus dem Amerika- 
nischen übertragen von Käte Güßfeldt. 
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Unstreitig ıst die Ölpolitik einer der klar-. 
sten, interessantesten, ja am stärksten drama-- 
tischen in dem vielverschlungenen Geflecht 
erdgebundener Züge des politischen Weltge- - 
schehens, und es ist außergewöhnlich spannend, , 
hier die große Politik der Jahre ıg18—ı936 | 
bis in die Einzelheiten hinein von einem ge-- 
wiegten Kenner der Vorgänge vor und hinter : 
den Kulissen unter dem Gesichtspunkt des; 
Petroleums in ungemein lebendiger Sprache : 
dargestellt zu lesen bis zu dem sehr richtigen | 
Endergebnis: „Cherchez le petrol ist eine ebenso 
geläufige Erklärung der Tragödien und Komö,- ; 
dien internationaler Beziehungen geworden wie : 
Cherchez la femme für die menschlichen.“ Aber 
dieses Buch ist doch etwas ganz anderes, als 
der Titel vermuten läßt. Derselbe müßte hei- 
Ben: „Die Ölpolitik der Sowjets im Kampfe 
gegen die kapitalistischen Weltkonzerne‘. Es 
ist nicht objektiv-wissenschaftlich. Es begleitet 
alle seine Tatsachendarstellungen mit Wertur- 
teilen, allerdings auf einem Gebiet, auf dem 
die moralischen Schwächen des angelsächsischen 
Hochkapitalismus am deutlichsten hervortreten. 
Es dürfte als ein sehr geschickter Propaganda- 
versuch der Sowjets zu werten sein. Manchmal 
wirkt diese moralisch kritisierende Untermalung 
in der Tat witzig: „Bei der Hartnäckigkeit der 
Russen und der Uneinigkeit der Alliierten er- 
wartete man allgemein, im Haag eine Miniatur- 
ausgabe der Farce von Genua zu erleben. Aber 
eines Tages hörten Leute, die ihr Ohr am Bo- 
den haben und lauschen, hinter der Szene Ge- 
räusche wie vom Umstellen der Szenerie, und 
als der Vorhang wieder hochging, sah man 
John Bull, Frankreich und Belgien strahlend 
vor dem Rampenlicht stehen und Freundschafts- 
küsse und Umarmungen tauschen. Nach einer 
andereren Version war auch Onkel Sam unter 
den Mitspielern. Er saß auf einer Ölkanne und 


n ersten Zug aus einer Friedenspfeife, die er 
seinen Verbündeten weiterreichen wollte.“ 
n anderen Stellen aber schaut der bolsche- 
ich Pferdefuß doch gar zu deutlich her- 
c „Georgien ersuchte jetzt die Deutschen 
an. die Ehre ihres Besuches ... Man stelle 
ich also die Freude Wilhelms II. a labires. 
udendorffs, von Tirpitz’ und 5 ganzen jun- 
erlichen Clique reaktionärer Monarchisten vor, 
Is die Menschewiki, deren angebliches Ziel die 
rrichtung des sozialistischen Himmels auf Er- 
en war, sie in ihre schöne Bergheimat einluden.“ 
Man muß schon den Georgier Nosadse (Z. f. G. 
926, S. 45, 118) zu genau dem gleichen Thema 
ören, um ein gerechtes Urteil zu gewinnen, 
nd ein solches wirft schwere Schatten auch 
uf die kaukasische Politik der Sowjets. 
N. Ziegler: Einführung in die Politik. Berlin 
1927. Zentralverlag. 316 S. 46 Kartenbeigaben. 
Dieses glänzend geschriebene, von gesundem 
ealpolitischem Urteil getragene, von stark sug- 
restiv wirkenden, großenteils neuartigen Karten 
jegleitete Buch sei unsern Lesern aufs wärmste 
mpfohlen. Von dem tiefschürfend und mitreicher 
jachkenntnis bearbeiteten reichen Inhalt gibt 
las Verzeichnis eine Vorstellung. I. Die tat- 
ächlichen Grundlagen der Politik. ı. Land und 
xzute. 2. Die Rohstoffjagd. 3. Leute und Land. 
. Land und Leute. II. Die politische Willens- 
ildung im Innern. ı. Der feste Mechanismus 
- das Verfassungsleben. 2. Der bewegliche 
Iechanismus — das Parteileben. IIJ. Die poli- 
ische Willensbildung nach außen. IV. Politik 
ind Wirtschaft. V. Die Macht der Idee (die Pro- 
yaganda). VI. Rüstung und Abrüstung. VI. Die 
Irganisation eines internationalen Willens (der 
Tölkerbund). VII. Der Deutsche und die Poli- 
ik. IX. Deutschlands Stunde 
die nächsten Aufgaben der deutschen Politik). 
X. Zahlen und Daten aus Weltpolitik und Welt- 
virtschaft. Unrichtige Zahlen oder sonstige An- 
raben sind nicht gerade selten, besonders in 
len den Abschnitten angehängten Literatur- 
usammenstellungen. Auch ist die politische Lage 
la und dort etwas schief gesehen, z.B. in der 
Mandschurei. Aber die großen Züge sind völlig 


gegenwärtige 
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klar überschaut und packend dargestellt. Der 
Abschnitt I ist ein kurzer weltumspannender 
Abriß der Geopolitik. An seinem Ende-($. 89 
bis 92) werden die Verdienste der deutschen 
geopolitischen Schule um die politische Bil- 
dung des deutschen Volkes hervorgehoben, aber 
es wird auch darüber geklagt, daß diese Schule 
das geniale fünfteilige System Kjellens durch 
Pflege nur eines oder zweier dieser Teile (Geo- 
und Demopolitik) praktisch verengt habe und 
daher einseitig die rational-naturwissenschaft- 
liche Seite der Tatsachen und Probleme, nicht 
dagegen die historische pflege. Es fehlt hier 
an Raum, auf diesen Einwand ausführlicher zu 
antworten. Es sei nur daran erinnert, daß auch 
in der Beschränkung sich der Meister zeigen 
kann. 


J. Wenzler: Leitfaden der politischen Geo- 
graphie. Staatsbürger-Bibliothek 172/174. M.- 
Gladbach 1928. Volksvereinsverlag G.m.b.H. 
Ein nur 130 Seiten umfassender, geschickt 

disponierter Abriß der politischen Geographie, 

dessen Zweck nicht darin besteht, neue For- 
schungsergebnisse zu zeitigen, sondern der die 

Lehren der politischen Geographie einem grö- 

Beren, staatsbürgerlich interessierten Kreise zu- 

gänglich machen will. 


Dr. Bang: Staat und Volkstum. Schriften zur 
politischen Bildung. Herausgegeben von der 
Gesellschaft „Deutscher Staat“. Heft ı8. Langen- 
salza 1925. Hermann Beyer & Söhne. 47 8. 
—.75 M. 

Von hoher Warte, aber in leicht verständ- 
licher Sprache ergänzt der weit bekannte Ver- 
fasser die philosophische Begründung der orga- 
nischen Staatstheorie nach der politisch-psycho- 
logischen Seite und zieht daraus praktische 
Folgerungen. 


P. Tischleder: Der Staat (Staatsidee, Staats- 
gewalt, Staatszweck, Völkergemeinschaft). Staats- 
bürger-Bibliothek 153. M.-Gladbach 1926. 
Volksvereinsverlag G. m. b.H. 45 S. 

Ein Abriß ethischer Staatslehre, der die Meta- 
physik der katholischen Theologie zum Hinter- 
grund hat. 


I I 


" 


I) 


! 


264 LITERATURBERICHT HEFT 


R. Berger: Grundfragen der Staatenkunde. 
Berlin 1925. 2. Aufl. Zentralverlag G.m.b.H. 


Eine im besten Sinne populäre Darstellung, 
mit gründlicher wissenschaftlicher Kenntnis und 
gleichzeitig tiefem pädagogischem Verständnis 
für das Niveau der breiten Masse des deutschen 
Volkes geschrieben. Die Grundlage für die Ein- 
teilung des Stoffes bildet das fünfteilige System 
Kjellens. Dieses Büchlein gehört in alle Ober- 
klassen unserer Volksschulen, in alle Berufs- 
und Fortbildungsschulen und in alle Kurse, die 
eine aus der parteipolitischen Atmosphäre her- 
ausgehobene Staatsbildung unseres Volkes er- 
streben. 


Ed. Stadtler: Politik als Gesinnung und Kunst. 
Pol. Schriftenreihe des „Bundes der Groß- 
deutschen“. Heft ı. Berlin 1928. 2. Aufl. Ver- 
lag des Bundes der Großdeutschen G.m.b.H. 
39 S. —.80o M. 


Die Schrift sieht das Merkmal des Politischen, 

den Maßstab für kluge und schlechte Politik, 
in der „Gesinnung und im Charakter volks- 
tümlich politischer Bewegungen und im sittlich- 
charakterlich fundierten Künstlertum großer 
führender Persönlichkeiten“. Sie ist stark ideo- 
logisch eingestellt: Der „Wille zur Macht“ ist 
alles, die „intellektualistische“ Kenntnis um 
positive Tatsachen und Zusammenhänge ist 
nichts. Mit solcher Einseitigkeit ist dem deut- 
schen Volke nicht gedient! 


A. Kruse: Der Völkerbund. Ziele, Organi- 
sation und Tätigkeit. Mit einem Vorwort von 
Geheimem Regierungsrat und Ministerialrat 


Dr. W. Schellberg. Frankfurt a. M. 192 

Diesterweg. 44 $. 1.20 M. 

Eine für Lehrzwecke bestimmte Zum 
stellung des Tatsächlichen, in der von einer 
kritischen Stellungnahme abgesehen wird. 
Behne, A.: Die frühen Meister. Eine Eine 

führung in die Schönheiten alter Bilder. Berlin 

1928. Deutsche Buch-Gemeinschaft G.m.b.H. 

Diese leichtverständliche und tiefgründige Ein-, 
führung in die Malerei der europäischen Früh- 
meister verdient deshalb hier Erwähnung, weil! 
S. 76 ff. und 123 in überaus feinsinniger Weise‘ 
Beziehungen zwischen den politischen Räumen | 
Italiens einerseits, Deutschlands andererseits und | 
der Raumbehandlung in den Madonnenbildern ı 
italienischer und deutscher. Maler festgestellt 
werden. 

Schließlich seien hier drei für den Geopolitiker 
sehr nützliche, von bibliothekarischer Seite: 
mühevoll ausgearbeitete Bücherverzeichnisse ge- 
nannt: 

Die Welt um Deutschland. Eine Zusam- 
menstellung der wichtigsten politisch-geogra- 
phischen Literatur über die außerdeutsche 
Staatenwelt. Mit Charakteristiken der einzelnen 
Bücher und mit verbindenden und erläuternden 
Bemerkungen. Leipzig 1927. Deutsche Zentral- 
stelle für volkstümliches Büchereiwesen. 

Deutsches Land und Volk. Ein Bücher- 
verzeichnis. Leipzig 1928. Deutsche Zentral- 
stelle für volkstümliches Büchereiwesen. 

Bücherverzeichnis.Gesellschaft,Staat, 
Recht, Wirtschaft. Stadtbücherei Zwickau 
i. $. 1928. 
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Es erscheint: 


GUSTAV ADOLF WALZ 
Dr. jur. Dr. phil. 
Privatdozent an der Universität Marburg 


Die Staatsidee des Rationalismus 
und der Romantik 
und die Staatsphilosophie Fichtes 


Zugleich ein Versuch zur Grundlegung 
einer allgemeinen Sozialmorphologie 


XVI u. 688 Seiten Großoktav. M. 30.—; Ganzleinen M. 35.— 


Dieses Buch setzt sich aus drei Teilen zusammen; aus einer Grundlegung der allge- 
meinen Sozialmorphologie; aus der Betrachtung der Staatsidee des Rationalismus und der 
Romantik; endlich aus einer Untersuchung der Fichteschen Staatsphilosophie. In der tief- 
inneren Verbindung dieser drei Gebiete zu einer geschlossenen Einheit kommt das Grund- 
motiv dieses Werkes zur Erscheinung: die isolierte Rechts- und Staatswissenschaft durch den 
Versuch einer allgemeinen Sozialmorphologie, deren Grundgesetze auch für sie Gültigkeit bean- 
spruchen, in größere, umfassende Zusammenhänge einzuordnen, um sie mit neuem Leben zu 
befruchten und neuen Zielen zuzuführen. 

Die Sozialmorphologie unternimmt es, die bisher wesentlich einheitlich „amorph‘ ge- 
schaute rechtlich-soziale Welt in drei sozialmorphologische Grundtypen auszukristallisieren. 
Durch sie erhält der große Umschwung der europäischen Ideologie vom Naturrechtdenken 
des Rationalismus zum historisch-positiven Denken der Romantik neue ungeahnte Bedeutung. 
Die Thesen der Naturrechtskonstrukteure werden erkannt als die ersten modernen Versuche 
zu einer umfassenden, vom Recht und vom Staat ausgehenden Soziologie, freilich mit gänz- 
lich verschiedenem sozialmorphologischen Ideengehalt. 

Die Bedeutung einer solchen sozialmorphologischen Beurteilung zeigt die Untersuchung 
der Fichteschen Staatsphilosophie. Jener Wandel Fichtes vom Jakobiner zum Staatssozialisten 
und Staatsmachiavellisten erhält erst in der, sozialmorphologischen Einordnung seine ab- 
schließende befriedigende Ausdeutung. Da die großen staatspolitischen Probleme im Fichte- 
schen Staatsdenken heute wieder aktuell sind, leitet das Werk in die modernste staatsrecht- 
liche, politische und juristische Problematik über. 
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Von seiner a bis zur neuesten ze 


Von M. Pokrowski, Professor EN Universität Moskau 


629 Seiten. Preis in Ganzleinen RM. 20.— 


Drei Urteile von vielen 


„Es gibt viete Menschen, die heuts nach Rußland — begeistert oder nüchtern — schauen, 
aber alle in dem Bewußtsein des Gewaltigen, das sich dort abspielt. Doch wie solien wir 
das Heute verstehen, wenn wir von dem Gestern nichts wissen? Der Verlag. Hirschfeld 
hat sich ein Verdienst erworben, Pokrowskis ‚Geschichte Rußlands’ uns zugänglich zu 
machen.“ Volkswacht, Bielefeld 


„Wir freuen uns, unsern lesern dieses Werk neuerdings ansmpfehlen zu dürfen. Es ist ein 
Geschichtswerk, das mustergültig in seiner Art ist. Auf Grund der-wirklich modernen Ge- 
schichtsforschung aufgebaut, enthält es vor allem die wirtschaftlichen Gründe, welche zu 
bestimmten Erscheinungen führen. Es eignet sich für die Anschaffung auch von Bibliotheken 
sehr.” Freier Aargauer, Aarau 


„In welchem Sinne in den Sowjetschulen Geschichte gelehrt wird, ist zu ersehen aus der 
eben in deutscher Übersetzung erscheinenden ‚Geschichte Rußlands‘ vom Moskauer Uni- 
versitätsprofessor Pokrowski. Ein sehr interessanter Versuch, die Gesamtgeschichte Rußlands 
von den wirtschaftlichen Grundlagen und Zusammenhängen und den hieraus sich ergeben- 
den Klassenkämpfen aus zu betrachten und zu verstehen. Das Werk ist überaus klar und 
lebendig geschrieben und für das neue Rußland, wo es in mehreren hunderttausend Exem- 
plaren verbreitet ist, durchaus charakteristisch.“ 


Dr. Carl Vogt in „Sowiet-Rußland“: „Wie ein deutscher Pfarrer es sah und erlebte“ . 
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